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Siteratur. 

Sellinef, Die Lehre von den Stantenverbindungen. Wien 1882. 
A.B. Hart, Introduction to the study of federal Government. 
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81. Überblid über die modernen Stantenderbindungen. 

1. Die Typen der'modernen Stantenverbindung 
und ihre Logifchen Schtanfen. 

sebe Verbindung bon zwei oder mehreren Staaten, die 
auf einen Nechtägrumde ruht, ift eine Stantenverbindung 
im jwiftifhen Sinne. Wir werden alsbald fehen ($ 3), daß 
die juriftifche Staatenverbindung feineswegd den Umfang 
des Begriffes erihöpft. Um nun zu erkennen, ob e3 wirklich 
Staaten find, die al8 Verbindung daftehen, müffen fich die 
Merkmale des Staates an den verbundenen Gliedern nad)- 
weijen lafjen. So ftehen als Eefteine der juriftifchen Lehre 
von den Staatenverbindungen die Begriffe Staat und Sou- 
veränität da. Ber Staat ift die mit oberfter Herrihermacht 
ausgeitattete Gebietäförperichaft und oberite Herrfchermacht 
it mit Souveränität gleichbedeutend. Gebietsförperfchaft ift 
eine juriftiihe Perfon, für welche die Heriichaft über ein 
Gebiet und dadurd) über die auf dem Gebiete wohnenden 
PVerjonen ebenjo charakteriftifch wie begriffsnotwendig ift. 
Auch die Gemeinde ift eine Gebietsförperihaft in diefem 
Sinne. Aber der Staat ift fouverän, die Gemeinde nicht. 
Nun gibt e3 auch, wie wir bald fehen tVerden, nicht- 
fouveräne Staaten. Wo Tiegt dann Hier der Unterjchied 
zioifcehen Gemeinde und Staat? Der Staat hat das Necht 
zur Selbftorganifation immer und unter allen Umftänden, 
die Gemeinde befißt e3 nur fo weit, al3 der Staat e3 ihr 
einräumt, alfo nicht zu eigenem Rechte, fondern alß Über- 
tragung eined Nechts. Aus dem allen ergibt fich, daß als 
mejentliche Merkmale des Staatsbegriffes anzufehen find: 
zunächit Diejenigen, welche fich a8 dem Begriffe der Gebiet3- 
förperfchaft ergeben, nämlich eigenes Gebiet, eigene Benöffe-
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rung, eigene oberfte Organe, außerdem aber noch die Fähig- 
feit der Selbftorganijation. Diefe Merkmale müfjen fich alfo 
auch bei jedem Teile einer Staatenverbindung aufiweifen laffen. 

Run muß man fi) aber vor Augen halten, daß der Staat 
außer feiner juriftifchen nod) eine foziale Seite der Betrad)- 
tung und Erfenntnis darbietet, eine Seite, die, weil fie fein 
©ozialleben umfaßt, viel bedeutfamer und wichtiger ift. Diejes 
Sozialleben ift ein doppelte: einmal im Innern und dann 
in fteter Berührung mit anderen Staaten als Teil der fo- 
genannten Staatengefellihaft. Außer von Rechtönormen 
wird alfo da3 Dafein des Staats und deshalb auch die 
Staatenverbindung noch don anderen Normen beheriicht. E3 
find die3 Sozialnormen, Konventionaltegeln, die ihre Ver- 
bindlichfeit von feinem anderen Grunde herleiten al von 
der Tatfache, daß fie geübt werden. 3 find Normen empi- 
riiher Saktizität (fiehe $ 3). Sie bewirken 3. B., daß ein 
neues Drgan, das feine juriftifche Anerfennung noch nicht 
erhalten Hat, dennoch al& faktifch wirfend anerkannt werden 
muß, 3. ®. der Beirat der auswärtigen Mächte für Kreta 
in feinem Einfluffe auf deffen flaatsrechtliche Organet). 
Oder fie geben einem Drgan eine faktifche Autorität, die 
ihm vechtlic, fehlt, 3. B. die Fähigkeit der Kompetenz-KRom- 
petenz, d. i. die Verteilung der Kompetenzen zwifchen Bundes- 
ftaat und Gfiedftant, die das Parlament de3 Dominion of 
Canada faktif, aber nicht jwiftiich hat. a fie bewirken, 
da faktifch ein Staat al® mit einem anderen verbunden 
jeeint und faftifh verbunden if, während die juriftifche 
Verbindung nur zwifchen ihm und einem dritten Staate 
befteht, 3. B. Ügypten in feinem Verhältnis zu England 
(rein faktifch) und zur Türkei (rein juriftifch). 

.,. € find die Vertreter ber 4 Mächte: Großbritannien, Rupland, Frank 
rei, und Stalien, die in Athen tagen und bie auswärtigen Beziehungen Kretas 
regeln, Dies wird nun wohl nad} ber SInlorporation bon Kreta durch Griechen- 
land auffören, 
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! Die juriftifchen Begriffe, mögen fie no} fo fcharf und 
; Tantig fein, vermögen nicht die Vielgeftaltigfeit diefe3 Sozial- 
| lebens zu erfaffen und bleiben eben nur Sealtypen, die in 
allerdings feharfen Umriffen, Entwidlungstendenzen marfie- 
jten und in diefer ihrer Funktion dazu dienen, befondere 
| Bildungen de3 ftaatlichen Soziallebens in ihrer Eigenart zu 
 erfennen. Mehr aber darf von ihnen nicht erivartet werden. 
- Das muß bor SJırtlimern bewahren. 
'  Bunädjft darf von ihnen nicht ertvartet werden, daß fie 
. Gattungsbegriffe find, unter die fid) das Leben de3 Staats 
oder der Staatenverbindung reftlos fubfumieren läßt. Man 
muß hier mit einer Zeftftellung de3 „id quod plerumque fit“ 
zufrieden fein. Sodann darf von ihnen nicht verlangt werden, 
daß fie normativ wirken, tie andere iuriftiiche Begriffe eines 
pojitiven Recdtigftems. Denn unfere Topen dienen nur 
der Hlaffififation und Haffifizierenden Erkenntnis, Gie 
jelöft gehören feinem Rechtfyftem an, aus dem heraus fie 
normative Geltung für fi) beanfpruchen fönnten. Man darf 
aljo 3. ®. nicht au8 der Tatfache, dag Kroatien-Statvonien 
ein bloßes Stantsfragment ift, entfcheiden wollen, wie Lüden 
de3 pofitiven ungarijch-Froatifchen Stantsrechts auszufüllen 
tvären, denn das hiege unberechtigtes Naturrecht treiben. 
Nur ideale Wertmakftäbe find unfere Typen, an welchen 
der Hiftorifche Einzelfall des pofitiven Staatörecht3 gemeffen 
werden darfl). Schließlich darf man durch dad Leben nicht 
irre werden an den “ealtypen und an ihren funktionell 
toirfenden Begriffsmerfmalen. Scharf und Tantig, flarr 
möüfjen fie fein, um einen unverrüdbaren Wertmaßftab 
für die Hiftorifhen Individuen von Staaten und Gtanten- 
verbindungen zu Tiefen. Das Leben ift und bleibt aber 

!) Zu weldem Sinne allerdings unfere Tynen bazu bienen Können, mit Hilfe 
der Zndivibualfälle aus der Brarid reditbildend zu wirken, geiwiffermaken 
die Tendenzen der Rechtsenttvielung vorauszuzeicinen. Siehe 8.1, ©. 20ff.    
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vielgeftaltig.. Diefem Leben Griftenzberedhtigung abfprechen, 
weil e3 nicht zu den funktionellen Merkmalen des Typus 
pajje, ift unmiffenfchaftfiches Beginnen. Aus der Staats 
eigenschaft im allgemeinen (d. h. iveaftypifch!) Die Souveräni- 
tät zu deduzieren, fo daß beide miteinander ftehen und fallen, 
it wilfenfchaftlich zuläffig. Unzuläffig aber ift es, aus diefer 
idealtypifchen Begriffszufammengehörigfeit in fonfreten Falle 
folgern zu wollen, die einzelnen deutichen Staaten feien fou- 
verän, daher da3 Deutfche Reich fein Staat, weil e3 nicht 
außer den Einzelftanten auch Souveränität haben könne, fein 
Bundezitaat, jondern ein Staatenbund (Sehdel). 

Wie viele foziale und gefegliche Tatfahen fpredjen nicht 
dagegen?! 

Über auch die umgelehrte Schlußfolgerung aus jener 
Begriffszufammengehörigfeit ift unzuläffig, näntlich die, daß 
die deutichen Staaten überhaupt nicht Staaten, fondern 
höchftens Provinzen feien, da nur das Reid) al3 Staat Gous- 
veränttät Haben fönne, ohne Souveränität aber fein Staat 
denfbar jei (Zom). Denn aud) fie wird durch die fozialen 
und gejeglihen Tatfachen miderlegt. Biel Mühe und Zeit, 
die für die Wereinbarfeit diefer Apriori-Deduftionen mit dem 
Leben, für diefe „.concordantia discordantium canonum“ 
verwendet wurde, hätte füglich gefpart werden fünnen, wenn 
man id) der ibealtypifchen Natur der hier in Frage ftehen- 
den Begriffe Überhaupt bemußt gewejen wäre. Nur Be- 
griffsiurisprudenz kann mehr wollen! 

Kann demmad) die Rechtöroiffenschaft fich nicht veunteffen, 
das Staatliche Sozialleben und das Sozialleben der Staatens 
verbindungen durch Begriffe zu meiftern, jo fan fie Doch 
bei der von ihr vorzumehmenden Slafiifitation der Staaten- 
berbindungen fo vorzugehen verfuchen, daß fie ganze Staata- 
enimwidlungen duch Typen veranfchaulicht, jo gemwiffer- 
maßen das Sozialfeben des Staats deutend und mitunter
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| borausahnend, und das faltifche Staatsleben daran mißt. 
Unter diefem Gefichtäpunfte geben wir auch im folgenden 

; bor. Die wichtigen Typen def Staatenverbindungen find ” 
| fo angeorbnet, daß fie das Herausrwachen eines Staates 
| au8 einem jhon vorhandenen darftellen bis zu feiner volf- 
Nändigften Verjelbftändigung und Vereinigung mit anderen 
zur höchften ftaatlichen Gemeinschaft, dem Bundezftaat. Die 
einzelnen Etappen auf diefem Wege können die hier in 

: Frage kommenden Staatenverbindungen fein. „Können 
jein!" Das charakterifiert das idealiftiiche Moment des 
Entwidlungstypus von Staatenverbindungen, der hier ge- 
geben wird. Das ganze ift gemiffermaßen ein finemato- 

 geaphifches Bild, dejjen einzelne Teile erft durch die Be- 
wegung — hier Staatsfeben — Realität erlangen und zu 
einem leben3vollen Bilde werben. Der fo gegebene Typus 
der Entwilung till nur Haffifitatorifch ordnen und ver- 
anfchaulichen, nicht normativ gelten. 

Wir werden demnach im folgenden Staatenverbindungen 
unterjheiden, to der eine der verbundenen Teile noch nicht 
Staat, jondern werdender Staat, Stantzfragment, ift; ferner 
folche, to der eine Teil zivar Staat, aber gegenüber dem 
anderen Teil nicht gleichwertig erjcheint, fchließfich folche, 
too beide Teife pares find, d. h. Staaten auf gleicher Stufe. 

U. Verbindung von Gtanten mit Staatzfrag- 
menten. . 

©ebietsteile von Staaten treten im Völkerrecht nur als 
Objeft eigentumsähnlicher Verhältniffe auf. Man tritt fie 
ab, wie Eigentum, dad Gebiet forwohl wie auc, die darauf 
mohnenden Menfchen. Exjt allmählich twandelt fich das durch 
folche Gebietäveränderungen hervorgerufene dominium in 
ftantsrechtliche Herrfchaft, imperium. Während diefesSchwebe- 
auftandes wird fon Der Keim Fünftiger Staatenverbindung 
gelegt. MS niederfte Stufe diefer ift die Verbindung von   

b
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10 Überblick über die 

Staat und Stantsfragment zu denfen. Unter Staatzfrag- 
ment verftehen wir (f. Sellinef, Über Staatsftagmente, 1896) 
öffentliche Verbände, die über den Rahmen des Gelbftver- 
mwaltungzförper3 Hinausmachfen, aber doch noch nicht alle 
Merkmale de3 Staates Haben. Meift wird diefes Fehlen 
eine3 oder de3 anderen Merfmals dadurch hervorgerufen, 
daß eben der Prozeß der Immandlung von vöfferrechtfichem 
dominium in ftaat3rechtliches imperium fid) noch nicht ganz 
vollzogen Hat. Ein legter Reft davon bleibt immer in Gejtalt 
einer Verbindung von Organen des Herischerjtants und des 
beherrichten Staatsfragments, derart, daß die erflere eine 
entjcheidende Bedeutung auch für die Ietere gewinnen. Da- 
durch ftellt das Ganze eben eine der Staatenverbindung äht- 
liches Gebilde dar. Aber immer mehr zieht fich da völfer- 
techtliche dominium vor dem ftaatsrechtlichen imperium zurüd, 
inmer mehr wird da3 urfprüngliche Objeft der Staatsherr- 
Ichaft jelbittätiges Herrfchaftzfubjelt. Diefen Prozeß im ein- 
zelnen wollen twir hier verfolgen. 

1. Die niedrigfte Stufe einer Verbindung von Staat und 
Staatsfragment ftellt jene dar, die noch hart an das vöffer- 
rechtliche dominium grenzt. Das dem felbftändigen Staat 
— mir wollen ihn im folgenden Oberftaat nennen — zu- 
gemwachjene Gebiet wird aus Gründen, die hier nicht zu er- 
örtern find, ihm nicht inforporiert, fondem al3 von feinem 
Gebiet verfchieden aufgefaßt, im übrigen aber vom Ober- 
Naate eigentumsartig behericht. Ich verftehe unter diefer 
eigentumsartigen Beherrichung die Behandlung des unter- 
tworfenen Gebiet3 al Sachgut, ohne Rüdjicht auf die auf 
ihm mohnenden Perfonen. Beherrjchung der Berfonen allein 
durch Vermittfung des Gebiet3 ift imperium, wenn e3 durcd) 
eigene Staatsorgane gejchieht; Beherifchung des Gebiets 
ohne Rüdficht auf feine Bervohner ift dominium. Auf diefer 
Stufe befinden fich die fogenannten Interefjent phären, 
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Hinterländer und Herrfhaftsperhältniffe, wie fie der zwifchen 
den Deutichen Neich und Großbritannien abgefchloffene Ver- 
trag vom 5. Diai 1894 (NEBL. 1894, ©. 535 ff.) in Art. 2 regelt. 
& find dies Gebiete für fünftige Herrfchaftäverhältniffe, für die 
Ausübung und weitere Ausbreitung folonialer Beherrichung. 
Nur eine eigentumzähnliche, feine ftaatsrechtliche Beherrichung 
ift durch die Zuficherung folder Intereffeniphären bedingt. 

23. Eine höhere Stufe nehmen jene Verbindungen von 
Staat und Stantöfragment ein, wo jomohl der Gebiets- 
zumac)3 al auch, die auf ihm twohnenden Berfonen als von 
dem Gebiet refp. den Angehörigen des DberftaatS verfchieden 
aufgefaßt werden. Jm übrigen findet eigentumsartige Be- 
herrjchung noch ftatt; denn um vollftändiges imperium aus 
dem völferrechtlichen dominium zu machen, genügt e3 nicht, 
daß an Stelle der Sachherrihaft eine Herrichaft über Per- 
ionen tritt. E& muß eine Perjonenherrfchaft durch eigene 
Staatorgane fein, während hier die Beherrichung wenigftens 
borwiegend Durch Organe des Oberftaat3 ftattfindet. Hier- 
her gehören die Kolonien, fogenannte foloniale Protektorate, 
Schubgebiete, einzelne der neuen Pependencies der Ber- 
einigten Staaten, inbefondere die Philippinen, Hamai u. dgl. 
mehr. Hierher gehört auch die fogenannte Offupation von 
Bosnien-Herzegomwina durch Öfterreich-Ungam in Germäßheit 
des Art. 25 der Berliner Kongreßafte von 1878, die feit dem 
7. Dftober 1908 eine richtige ftaatliche Gebietäherrfchaft der 
Realunion über diefe Länder getvorden ift. E3 ift unzutreffend 
hier bon eigenen Gtaatsangehörigen diefer Schußgebiete zu 
jprechen. Nur die Negation der Landesfremdheit gegenüber 
dem beherrichenden Oberjtaat ift gegeben; einen fpezifiichen 
politiihen Status haben diefe Bervohner fo lange nicht, a8 
ihnen nur unvollfommene oder überhaupt nicht fubjektive 
öffentliche Nechte zuerkannt werden. 

3. Der Berfelbftändigungsprozeh gegenüber dem Ober-  
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ftaat fan immer mehr fortfchreiten. Es tan das Stants- 
fragment wirklid)..eigenes Gebiet, eigene Staatdangehörig- 
feit haben, ja jelbit eigene gejeßgeberifche Organe, aber der 
DOberftaat Hat noch innerhalb diefer Organifation fein eigenes 
Organ hingefegt, dem er in Geftalt eines Gouverneurs die 
Vertretung der Interefjen des Oberjtaat3 zumeift und durch 
da3 er an der Beherrfchung des Staatsftagment3 teilnimmt. 
Hier hat fich das vöfferrechtliche dominium beinahe ganz in 
ftantSrechtliche3 imperium umgewandelt, aber doch nicht ganz. 
&3 find nicht eigene Organe des Fragmentes, die außfchließlich 
herrjchen, fondern die Mitherrfhaft hat auch ein Organ dez 
DOberjtants in mehr oder minder befchränkter Weife. Hierher 
gehören als Beifpiel die fortgejchrittenften unter den ameri- 
fanifhen Territorien, die englifchen Gelbftverivaltungs- 
folonien, die wirklich eine eigene Staatsangehörigfeit (3. B. 
„British Nationality within Canada“) bejigen, jchließlich 
Kreta, das feit April 1899 eine eigene Berfaifungslegislatur 
mit einem Kommifjar (Harmoften)!) an der Spike bejaß, 
jest aber (feit dem 7. Oftober 1908) fi) auß eigenem 
Willen an Griechenland angejchloffen hat. Hierher gehört 
auch Finnland in feinem Verhältnis zu Rußland, wie e3 
feit 1808—1810 eingerichtet, dann zmifchen 1899 und 1906 
aufgehoben und fchließlid feit dem 22. Oftober 1905 und 
insbejondere 20. Februar 1906 wieder reftauriert worden ift. 
83 Hat ein eigene3 Territorium, eigene Staatsangehörige, 
eigene Behörden, eigenen Landtag. Som mangelt nur eine 
eigene „nicht in einer anderen Krone enthaltene monarehifche - 
Gewalt". Denn die gegenwärtige monacchiiche Gewalt übt 
der rufjiihe Zar al folder, wenngleich er für Die Zmede 
die Masfe eines „Sroßfürften von Finnland“ anlegt (fiehe 
Korkunod, Ruff. Staatsrecht, 1908, I, &.192Ff.). 

ı) Die Mäcjte unter der Guzeränität de3 Sultand. Seit Auguft 1906 
toled der Kommifjar vom Könige der Hellenen borgeihlagen.
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Die das Verhältnis zwifchen Rußland und Finnland betreffen- 
den Maßnahmen der legten 10 jahre zerfallen in zwei Perioden. 
Die eine währt von 1899-1905 umd heißt die Periode der Ver- 
einheitlihung („objedinafny“) Sie beginnt mit dem Saiferlichen 
Manifeit vom 3. Februft 1899, wodurd) feftgeftellt wurde, daß 
alte Gejeße, meldje da gefamte Rußland und Finnland betreffen, 
fowie alle anderen, die zwar in erfter Linie Finnland angehen, aber 
auch die Intereffen Rußlands berühren, mit den Schlußfolgerungen 
de3 Generafgouverneurz, des Minifterjtaatzjefretärs für Finnland, 
de3 Senats und Landtages in den ruffiichen Staatsrat eingefendet 
werden mußten, um hier einer Beratung unterzogen zu werden, 
an welcher u. a. der Generalgouberneur, der Minifterjtaatzjekretär 
und mindeftens zwei finnfändifche Senatoren teilnehmen follten. 
Dadurd; wurde die Teilnahme des Landtages an der Gejekgebung 
mefentlich eingefchränft, d. H. zu einer bloß beratenden Tätigkeit 
binabgedrüdt. 

Dann fam da3 Danifeft vom 7. Juni 1900, wodurch die rufjiiche 
Amtsiprache im Senate und anderen Behörden eingeführt rourde, 
ferner das Manifeft vom 29. Juni 1901, wodurd) das „jelbftändige 
Heer Finnlarids” aufgelöft und die Firmen ber allgemeinen tufli- 
ihen Wehrpflicht unierroorfen wurden, fchlieplih das Manijeit 
vom 6. Auguft 1905, welches unter Aufhebung jeder finnländifchen 
Sonderheit Wahlen im ehemaligen Großherzogtum Finnland für 
die Neichaduma anordnete. . 

Bom 22. Oktober desfelben Jahres tritt die Umfehr ein. Das 
Kaiferliche Manifeit diefesg Datums hebt den Februarerlaß von 
1899 auf, die alten Verhältniffe find wieder Hergeftellt durch das 
Manifeft vom 20. Sebruar 1906, in dem bon der Reichäduma nicht 
mehr die Rede ift, fondern im $ 2 beftinmt wird: „Das Großherzog. 
tum Finnland verbleibt ein unteilbater Beftandteil (nerasdjelnij 
uczast) de3 Ruffifchen Reiches und wird in feinen inneren An- 
elegenheiten durch befondere Eintihtungen nad feiner eigenen 
erfaffungsgejeßgebung verwaltet (wo wnutrinnich swoich 

djelach uprawljaitsa osobimi ustfgomlenian na“ osnowaiN\ 050- 
bawo zakonodafjistwa).“ Giehe Rorkunov, I, ©.2055f. Jüngit 
(Sommer 1908Yift aber die Frage, ob eine Angelegenheit außer 
Finnland auch die rufjiihe Allgemeinheit berühre, der Ent- 
Theidung des ruffiihen Minifterfomitee3 unterworfen torden. 

. 4. & gibt nun Staatöfragmente, die Feineswegs immer 
ein eigene3 Stantögebiet oder eigene Staatsangehörige haben, 

fe 

\ \  



14 Überblid über die 

aber dennod), tva3 mindeftens ebenfo wichtig, ja vielleicht oc) 
wichtiger ift, eigene oberfte Organe. Auch auf diefem Wege 
gelangen jie zu einer Annäherung an die eigentliche Stants- 
qualität, inöbefondere nähern fie jich dem Merkmal der Gelbit- 
organifation, dag, wie wir jahen, für den Stantöbegriff eben- 
falls entiheidend ift. Aud) diefer Prozek der Annäherung 
de3 Staatöfragment3 an den Staat ift zu jchildem. 

Auf der unterften Stufe diefer hier behandelten Kategorie 
fteht Elfaß-Lothringen. 3 hat fein eigenes, vom Reich?» 
gebiet verichiedenes Gtantögebiet, feine eigene Staat3ange- 
hörigfeit, aber eigene oberfte Organe, insbejondere den 
Landesausihuß für Clfaß-Lothringen, der aud) (neben Raifer 
und Bundesrat) an der Gejebgebung für Eljaß-Lothringen teil 
hat. Aber an der Selbftorganifation durch Berfaffung hat der 
Landesausichuß Teinen Anteil. Die Verfaffung von Elja$- 
Lothringen Tann nur durd) Reichögefeg geändert werden. 

Eine Högere Eutwictungsftufe zeigen Staatsfragmente, 
tvie da3 mit Ungarn verbundene Kroatien. &3 hat zivar einen 
eigenen Landtag, aber feine eigene Staat3angehörigfeit, 
auch wirft der König von Ungarn bei allen wichtigen Re- 
gierungsaften de3 Königs von Kroatien mit. Alle königlichen 
Ate der Gefegebung und Verwaltung bedürfen nämlich 
außer der Gegenzeichnung de3 Froatifchen Banus noch der 
de „Eroatifch-[latwwonifch-dalmatinifchen” Minifters in Buda- 
peit, der Mitglied de3 ungarifchen Minifterrums und dem 
ungariihen Nteichdtag dafür verantwortlich ift. Aber Aroa- 
tiens Berfaffung, insbefondere feine ftantsrehtlichen Be- 
ziehungen zu Ungam fönmen nur mit Zuftimmung des 
froatifchen Landtages geändert werden (dies feit dem Sahre 
1868 ung. Gefegartifel XXX, froat. Gejekartifel 1). 

Höher al Kroatien ftehen Staatsfragmente wie land in 
feinem Verhältnis zu Dänemarf (feit 1874) und die das Saifer- 
tum Öfterreich, bildenden, im Reicherate vertretenen König. 
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reiche und Länder. Denn deren Verfaffung farın gemöhnlic) 
nur bom eigenen Landtag (im land Althing genannt) ab- 
geändert werden. Am hödjften fiehen aber in unferer Gruppe 
Sadjen-Coburg und Sadhjfen-Gotha im Berhältnis zu dem 
Gefamtftaate Sachjfen-Eoburg-Gotha. 

Diefer deutfche Gliedftaat hat außer einem gemeinfamen 
Landtag zivei bejondere Randtage für Coburg und Gotha, aber 

‚ nur eine Gtaatdangehörigfeit und ein Staatsminifterium. 
: Sede Verfaffungsänderung, d. i. jede Änderung des Staats- 
: grundgejeßes von 3. Mai 1852, ift nur unter Zuftimmung der 
Mehrheit jedes der bejonderen Landtage zuläffig. Hier Haben 
wir ein Beifpiel für die größte Annäherung an den jelbftän- 

: digen Staat, wie man auch Sachjen-Loburg und Sachjeu- 
Gotha aud) al3 durch Nealunion geeinigte Staaten betrachtet 
hat. Mein die richtige Meinung, durch Sellinek begründet, 
fügt fi) auf $2 und $3 des Staatögrundgefees, welche die 
„vereinigten Herzogtümer” nur al einen Staat anerfennen. 

III. Autorität5verbände von Staaten. 
Darumter verftehen wir Abhängigfeitsverhältniffe, in wel- 

hen ein oder mehrere Staaten zu einem anderen ftehen, 
alfo jedenfalld Staatenverbindungen, bei denen die Partner 
nicht gleichberechtigt find. Hierher gehört: 

1. Der fogenannte Stantenftaat. €3 ift dies eine Staats- 
form, welche auß einem Oberftaat und mehreren Unter- 
ftaaten befteht, roobei der erftere die ihm verbliebenen Hoheitz- 
rechte nicht über Individuen, fondem über Staaten, die 
Unterftaaten oder Vafalfenftaaten, ausübt. Das Prototyp 
eines folhen Staatenftantz ift der mittelalterliche Lehenftant, 
den da3 Heilige römische Reich deutfcher Nation, insbefondere 
nad Entartung des Lehenstweiens, 5i5 fuapp vor die Tür 
des 19. Zahrhundert3 darftellt. Der Bafall übt namens des 
Oberheren, des Souperäng, die Herrfchaft aus, er übt fie 
nach Art des Untereigentümers aus, der die Nechte des
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Obereigentümerd nicht bejchränfen, insbejondere Die Sub- 
ftanz des Lebens, d.i. der Herrichaft über Land und Leute, 
nicht verringem darf ohne den nötigen Lehensfonfenz, der 
ferner dem Oberlehenshern beftimmte finanzielle oder mili- 
täriiche Leitungen zu erfüllen hat. Wechjelfeitige Rechte 
und Pflichten beider find durd) das geltende Recht gegeben. 
Eine Kompetenz-Rompetenz bejißt der Lehensherr dem 
Bafallen gegenüber nicht, hHöchftens in dem Sinne, daß er 
dejjen Nechte vermehren, niemalß aber vermindern darf. Su 
dem Wugenblide, vo das Lehenäwefen begeneviert, das 
Lehen Eigentum des Vafallen wird, wandelt jidh auch ver 
2ehenftaat in den Gtaatenftaat. . 

US modernes Beilpiel eine jolhen haben wir das O8- 
manenreic, inZbejondere in feinem Verhältnis zu feinen 
Bafallenftaaten, 3. B. Samos und Ügypten, früher aud) 
(bi3 zum 5. Oftober 1908) Bulgarien und (Bid zum 7. DL. 
tober 1908) Kreta u. a. m. anzujehen. 

2. 63 gehören in diefe Gruppe von Mbhängigfeitzverhält- 
nijjen die fogenannten vöfferrechtlichen Broteltorate. Ein 
mächtiger fichert einem [hrmwächern Staate volljtändigen völfer- 
rechtlichen Schuß gegen die Verpflichtung gewiffer Leiftungen 
oder Duldungen zu. Aus der Vollgewalt des fchwächeren 
Staates werden gewifje Befugniffe, namentlich das völfer- 
rechtlich verpflichtende Handeln herausgefchnitten und bont 
Protektorftaat ausgeübt. Daran kann fi) eine mehr öder 
weniger eingehende Kontrolle des protegierten Staat durch 
den Proteftorftaat anjchliegen. In jolchem Broteltionsver- 
hältniz fteht 3. B. Anam zu Frankreich feit dem Vertrage 
bom 6, Suni 1884, die fogenannten Native States von Indien 
zum Britiihen Neid, Chiwa zu Rußland feit dem Bertrag 
vom 30. November (13. Dezember) 1873, Kambodicha zu 
Vranfreich jeit der Konvention vom 17. Juni 1884, Tunis 
zu Tranfreich feit dem Vertrag bom 8. Juli 1881 u. a. nı.
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Man jpricht in diefem Zufammenhange gern von halbjoude- tänen Staaten, al® welche man die protegierten Staaten be- zeichnet. Der Begriff ift ein Nonfens, da die Souveränität un- teilbar ift. Der protegierte Staat it eniiweber fouverän oder nicht jowerän. Ein Kriterium dafür ift die Tatfache, ob die Eingriffe de3 Proteltorftants auf vöfferrechtlihen VBeritage oder aber auf Raatlihem Herrfchaftsrecht ruhen. m erfteren alle ift der pro» tegierte Staat froß eingehenver Einfränfung feiner Handfungs- Tphäre jouderän, im Tegteren nicht. 

Der politifh bedeutfame Unterjchied ziwifchen den bier 
in Trage ftehenden und den durch den Staatenftaat gege- benen Abhängigfeitsverhäftniffen tiegt darin, daß dort die 
Neigung vorhanden ift, daß der protegierte Staat vom Pro- 
teftorjtaat inforporiert wird, hier, daß der Vafallenftaat fich vom Oberftaate volfjtändig emanzipiert, 

IV. Genoffenverbände von Staaten, Staaten- 
iozietäten. 

Rolfftändigite Barität der verbundenen Staaten find das 
Merkmal der bier in Betracht fommenden GStaatenverbin- “ dungen. Handelt e8 ji) um eine Verbindung bloß zu poli- 
tiichem Schuß und Truß, fo tiegt eine Mliance vor. Verbinden 
fid) zivei oder mehrere Staaten zur Einrichtung gemeinfamer Vermaltungseintichtungen, fo it ein Vertvaltungsberein ge- 
geben. Übernimmt ein Stant einzelne oder alle Bermwaltungg- ztveige eines anderen auf dem Wege freier Stellvertretung, 
fo liegt eine fogenannte Akeffion vor, wie fie z.B. die mit 
Preußen abgefchlofienen Militärfonventionen einzelner Deut _ 
ider Gliedftanten und namentlich da3 Verhältnis von Wal- 
def zu Preußen, das die Waldecdiche Verwaltung leitet, dar- fteffen. Durch Vertrag vom 18, Sult 1867 begründet, ift es 
durch den vom 2, März 1887 vorbehaltlich beiden Pazis- 
zenten zuftehender Kündigung auf unbejtimmte Zeit gefichert. 

Die Verbindung von Staaten Fan eine immer innigere 
werden, wie bei d wu und dem Staatenbunde at Hor 4 Hatichet, Ayeineines a Fr Kae 
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überhaupt, ja fie kann zur Begründung eines die verbundenen 
Staaten felbft umfafjenden höheren Stantsweiens, des 
Bundezftaates, führen. Die Staatenverbindung fan aber 
auch) auf Normen rein tatfächlicher Natur berufen, auf Kon- 
ventionalregeln. Das ijt die Staatenverbindung auf nieta- 
jwriftifcher Grundlage, wie fie gegenwärtig Großbritannien 
und Scdand im PVerhältniffe zu feinen Selbftverwaltungs- 
Kolonien darftellt. Von all den zuießt genannten vier Staateıt- 
verbindungen foll nod) im folgenden bejonder3 gehandelt 
werden. 

82. Berjonal- und Nealımnion. 

1. Die Terminologie der Unionen von Staaten ftamımt 
aus dem FKirchenrechte, wo fie auf die Vereinigung ziveier 
Benefizien oder Kirchenämter unter einem Benefiziaten art« 
gewendet wurde. Zhre Übertragung auf die Verbindung von 
Staaten unter einem monarchifchen Oberhaupte erfolgte pur) 
die ftaatörechtliche Literatur des 17. Sahrhunderts, wozu 
namentlich in Deutjchland der Hier vorhandene eigentünt- 
liche Zuftand und die Doppelftellung der vorhandenen geift- 
lichen Fürftentümer beitrug, die einerfeit Ficchliche Benefizien 
andererjeit3 Wahlmonardjien waren. Union ift die Berbin- 
dung zweier Staaten unter einem Monarchen (fo jchon 
Nettelbladt, Systema elem. univ. jurispr. nat., 1762, 8 35ff.: 
„idem subjectum potestatis plurium rerum publicarum‘‘). 
Einer der erften Begründer diefer Terminologie ift Job. 
Stephan Bütter (geb. 1725, geft. 1807). Seit der Zeit hat 
fie niannigfacdhen Bedeutungswandel erlebt, worüber weiter 
unten. 

11. Die PBerjonalunion, 
Da diefe Union auf einem zufälligen Ereignis ruht, fo fällt 

fie auch mit deffen Wegfall auseinander. So haben ic auch 
die meiften früheren beftandenen Perfonafunionen im Laufe



Perfonalinion. 19 

; de3 19. Sahehundert3 gelöft, 3. B. die zwifchen Hannover 
‚und Großbritannien-Stland 1837, die ziwifchen den Nieder- 
| Ianden und Lugemburg im Jahre 1890, in beiden Fällen 
| deshalb, weil in dem einen durch Union verbundenen Rande 
(Brit. Reich, Niederlande) Frauen in der Thronfolge fulze- 
bierten, die in dem anderen durch die Thronfolgeordnung 
davon außgefchloffen waren. Bei der Berfonalunion bewährt 

fi) eben das Wort des Hugo Grotius (De jure belli ac paeis, 
ı Bud) I, Kap. III 7,2): „Wiederholt trifft eg ji) zufällig 
(aceidit), daß mehrere Völfer ein Haupt befien, tmobei 
dennod) die einzelnen Völfer für fic genommen jede3 einen 
Staat bilden... Das ficherfte Kennzeichen hierfür kann fein, 
daß nach Exlöjchen des regierenden Haufes die Herrfchaft zır 
jedem der verbundenen Völker zurückkehrt." &3 gibt aber 
nod) andere Erlöfchungsgründe der Perfonafunion, 3.8. Iu- 
Torporation des einen Staats in den anderen, wie die bei 
der Perjonalunion Preußen-Lauenburg (1876) und bei der 
zwiichen Belgien und dem Kongoftaat (Auguft 1908) der Fall 
tar, oder Ummandlung des einen Staats in eine Republik, 
wie bei der Berfonafunion Preußen-Neuenburg (1848, Preu- 
Ben3 Anerkennung der Auflöfung im Yahre 1857). Someit 
man nun aud) bliden mag, ift heute der Typ diefer Union aus- 
geftorben. Erivägt man noch dazu, daß e3 das Mittel der 
Perfonafunion mar, die einzelnen Länderbeftandteile großer 
Staaten, wie z.B. Öfterreih® u..a., unter dem Zepter 
eines Fürften patrimonial zu bereinigen, jo twird einem mohl 
der Grund, weshalb diefe Staatenverbindung verfchrwindet, 
Har werden. Er befteht darin, daß das Wohl und Wehe 
bon Staaten mitnichten davon abhängen fannı, daß fie zu- 
tälfig denfelben Herrfcher Haben, daß bei ihädlichen Folgen 
jolher Unionen für Die beteiligten Staaten das Staatz- 
interejfe der etwaigen Trennung, dem monatdifchen Snter- 
ejje der fortdauernden Bereinigung vorgehen müffe. Die 

2*+
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Monarchen find eben heute der Staaten wegen da, nicht 
umgekehrt die Stanten der Monarchen wegen. Deshalb ift 
in die Berfaffung mander Staaten ausdrüdlid dad Verbot 
der Perfonalunion aufgenommen worden, wenigitend Vor- 
ichriften, die folche Perfonalunion erjchweren. Manche deutiche 
Staatöverfaffung verbietet den Erwerb einer außerbeutfchen 
Herifchaft jedem Mitglied des regierenden Haufe, indem es 
diefes, wenn e3 folch außerdeutfchen Thron beftiegen hat, für 
unfähig erklärt in feinem Urjprungftaat zu regieren. ©o 
Sachjen-Meiningen (Staatögrundgejeg vom 9. März 1896, 

Art. 3) wıd Sacdjen-Loburg-Gotha (Hauögefeb Art. 18, 
Stantögrundgefeh $19), desgleichen Oldenburg (Art. 15) und 
Griechenland (Art. 48). Andere Haben das Verbot der Per- 
fonafmion, wenn die Henfchaft in dem Urfprungftaat auf 
Kognaten übergehen foll, jo Bayern (Verfaffung Tit. II, 
$6), Baden (Hausgejeß vom 4. Oftober, $3, Nr. 4). Andere 
wieder verlangen die Zuflimmung der parlamentariichen 
Körperfchaften für den Fall, daß eine Perfonalumion eit- 
gegangen werden foll, fo Preußen (Verfaffung Art. 55), 
Sachen (Verfaffung $ 5), Oldenburg für den Jall der 

Berfonahmion mit einem deutchen Staate, ferner Belgien 
(Art, 62), Dänentark (Art. 4), Rumänien (Art. 9). 

II. Die Realunion. 
Die herrfchende Auffaffung im 19. Jahrhundert gurg da- 

Hin, daß das Wefen der Realunion im Unterjdhiede von der 
PVerjonafumion darin beitände, daß fie verfafjungsgefeb- 
Kich gemeinfant in den beiden unierten Staaten angeordnet 
jei. Diefe von Zachariä aufgeftellte Lehrmeinung fand ihre 
ichlagende Widerlegung durch Sellinet (Stantenverbindungen, 
©. 197ff.), der Hnlegte, daß felbit dei gemeinfamer grund- 
gejeglicher Anordnung der Union deren Beltand femeswegs 
auf em dauernde Fundament geftellt würde, da nicht ein- 
zufehen fei, weshalb der eine Staat die Norin nicht jollte
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abändern Eönnen, während der andere fie beibehielte. € ftände alfo bei jener Auffaffung im Belieben jede3 Staates die Union zu Iöfen, ohne die geringfte Nechtsverlegung vor- zunehmen, mas der Wirklichkeit wiberjpricht. Selfinels Auf- fajfung feldft geht dahin, daß die Renlumion, um als dauernde Verbindung zweier Staaten durch einen gemeinfamen Mon- archen angefehen zu werden, Durch Bereinb arung der ver- bundenen Staaten hergeftellt fein müßte. Aber einer der Hauptfälle der modernen ‚Realunionen, nämlich Ofterreich- Ungarn, Yäßt fich nicht unter diefe Schema bringen. C3 wird nämlich meines Erachtens mit Recht behauptet (Bernatzif, Die öfterreichifchen Verfafiungsgefebe, 1906, ©. 289), daß das gegenwärtige Berhältnis beider Staaten, Öfterreich und Ungarn, einfeitig zwifchen der Krone und Ungarn geregelt und die Ducch daß Faifexliche Manifeft vom 20. September 1865 Mr. 88 RGBL.) und durch das faiferfiche Patent von dem- jelben Datum in Ausficht geftellte Vereinbarung der beiden Staaten nicht zuflande gefommen it. Aber auch in Schtweden- Norwegen enttvidelte fic) die Reakınion einfach durch; Stantg- pragis weit über den Rahmen ber durch Vertrag getwollten Verbindung, fo daß auch Hier die Vertragögrundlage nicht ausreicht, um die Reafunion ganz zu flügen und ihr wefent- liches Merfmal zu fein. Eine dritte Auffaffung (Brie, Georg Meyer) fucht neben der verttagsmäßigen Begründung no) andere Entftehungsgründe vechtlicher Natur und findet fie im Gewohnheitsrecht, in dem Willen eines übergeordneten Herrfchers, Furz in Rechtsquellen, die füglich nur für den einen oder anderen der zur Realunion verbundenen Staaten 
Geltung haben mögen, ohne aber deshalb weil fie in dem einen gelten, auch auf Geltung in dem anderen Anjpruch erheben zu dürfen. Mit anderen Worten, das von Sellinef aufgededte Problem, wie die Rechtfegung des einen Stantes für den anderen bon recht3verbindlicher Wirkfamkeit werben
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fönnte, ein Problem, da3 von Sellinef durch den Vertrag refp. 
die Bereinbarung der unierten Staaten gelöft wird, erhält 
durd) die dritte eben genannte Auffaffung gar feine ärung, 
und fommt darin der Zachariäfhen Löfung volfftändig gleich. 

Ehe wir unfere eigene Meinung geben, wollen wir die 
beiden Haupttypen der modernen Kealunion bier anführen, 
zunächt die zwilchen Norwegen und Schweden, die 1905 
ihr Ende erreicht hat, und die zwifchen Öfterreich und Ungarn, 
die od) gegenwärtig befteht. 

1. Schweden-Ntortvegen (fiehe dazu Bermatzit in Grün- 
hut3 Zeitfchrift Bd. 26, ©. 2737f.). Sm Kieler Frieden von 
14. Samuar 1814 trat Dänemarf Norwegen an Schweden ab. 
AS fich der König von Schweden hierauf als Tegalen Herm 
Norwegens betrachtete, ohne fich viel um defjen Wünfche zu 
fümmern, organifierte Hier der Vetter de3 Königd von 
Schweden bemaffneten Widerftand. und berief eine National 
verfanmlung der Norweger nad) Eid3vold. Dieje gab dem 
Lande eine neue Verfaffung von 17. Mai 1814. Die Eids- 
older Verfaffung wurde darın fpäter auch vom Könige von 
Schweden unter Zuftinmung des fchwedifchen Reichstags an- 
erfarınt, torauf dann das norwegijche Storthing jenen frei» 
willig zum exblichen Könige erwählte auf Grund einer Thron- 
folgeordnung, welche auch in Schweden galt. Dad Ganze 
entiprach einen Pakt, der aud) in dem fogenannten „Rigs 
Act“ vom 6. Auguft 1815 feinen formellen Ausdrud erhielt. 
Dur) diefen Alt ift zunäcdft die Gemeinjamfeit des Königs- 
amte3, nicht bloß der Dynaftie ausgejprochen, fodann der Ge- 
braud) der bewaffneten Macht, da3 Necht über Krieg und 
Frieden zu enticheiden, al3 gemeinfane Angelegenheit er- 
Härt. Nur die Einheitlichfeit der Kriegführung, nicht die 
Einheitlichfeit der Armee war damit gegeben. Sur übrigen 
follten ‚beide Staaten in Gejeßgebung und Verwaltung ge- 
trennt fein.. Daneben bildete die Staatspraris eine eigen-
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artige Gemeinjamfeit der auswärtigen Verwaltung heraus, 
die dann auch der Grund für die Ipätere Auflöfüng der Union 
fein follte. Die Einheitlichfeit der diplomatifhen Verwaltung 
tejultierte nämlich daraus, daß der Rigs Act Diejfe Ver- 
waltung als Recht des gemeinfamen Königs erklärt. Daraus 
entwidelte fich die Korderung, daß auch einheitliche Ver- 
taltungsorgane für auswärtige Angelegenheiten vorhanden 
fein müßten, der fchmwedifche Minifter des Auswärtigen er- 
ledigte die Geihäfte, auch diejenigen, die Norivegen an- 
gingen. Sm Jahre 1885 wurde durch fchwebifche Verfaffungs- 
änderung noch bejchloffen, daß den Vorträgen über aus- 
tärtige Angelegenheiten auch der Tchwedifche Minifterpräfident 
beiwohnen müßte. Au, die Gefandten waren nominell ge- 
meinfam, faktifch aber beinahe augf Hfießlich [ehtwedifch), wozu 
man Durch Art. A des Rigs Act gelangte, der dem Könige das 
Recht gab, Gefandte zu empfangen und zu fchieen. Das. 
gleiche galt von den Konfuln. Der Veitrag Noriegens zu 
den Verwaltungsfoften wurde nach der Bevölferungsziffer be- 
rechnet (5/17, für die Konfulatsgefchäfte war die Quote etwas 
höher). So eniftand durch die Pragis eine Art Hegemonie 
Schwedens, die Norivegen am Ausgange des 19. Yahı- 
Jundert3, insbefondere als feine kommerziellen Sitterejfen 
größer wurden, nicht weiter dulden wollte. Die von Nor 
wegen angeftrebte paritätifche Beteiligung gerade an den 
auswärtigen Angelegenheiten führte zur Auflöfung der Real- 
union, welche am 26. Oftober 1905 durch Übereinkunft beider 
Staaten erfolgte. 

2. Öfterreich-UUngarmn entividelte lic) 1867 zur Reafunion, 
nachdem e3 fchon feit der Annahme der öjterr. Pragmatifchen 
Sanktion vom 19. April 1713 dureh die ungarifchen Stände 
im Gefeßartifel II von 1722/1723, ala „mutua cointelligentia 

1) Hagman, Sveriges Grundlagar, 1902, p. 62: „Däremot mäste utrikes- departmentets tjänstemän vara ‚infödde svenske män‘.“
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et unio, ... sub... Domus Austriacae gubernio“ für „eivige 
Zeiten” („in aevum perdurare“) gegolten hatte. Si der 
Pragmatifchen Sanftion Ttegt aber ebenjotwenig wie in diefer 
(durch) die Vorrede, praefatio, zu den Gefebartifeln I und II 
bon 1722/23) ausgejprochenen „unio“ ein Vertrag mit den 

“übrigen, damal3 zum öfterreidhiichen Staate gehörigen Stän- 
ven. WUuch der fogerannte „Nusgleich" des Jahres 1867, 
der Ungarn die ftaatliche Selbftänpigfeit brachte, ift Feines- 
wegs ein Produkt irgend melcher Vereinbarungen ziwifchen 
den beiden Staaten, Ofterreich und Ungarn, fondem zunächft 
fam eine Bereinbarung zwifchen dem Monarchen und Ungarn 
zuftande, die im ungarischen Gejeßartifel XII vom Zahre 1867 
ihren gefegmäßigen Ausorud fand. Hierauf erging ein un- 
gefähr gleichlautendes Gejeg der öfterreidhiichen Legielatır 
(Gefeb vom 21. Dezember 1867, REABI. 146). Ein Ber- 
trag zwijchen beiden Neichshälften ift demnach nicht zu- 
itande gefommten, nur ift in beiden Gejeben darauf hinge- 
wiefen, daß durd) Vertrag ein gemeinfames Zoll- und Haudels- 
biimdnis und von beiden Teilen zu leiftenden Beiträge (Quoten) 
zu vereinbaren feier. Gemeinfam ijt beiden Neichshälften 
die Armee, die diplomatifche Verwaltung ımd die Finan- 
zierung der damit verbundenen Nusgaben, aljo die Reichs- 
finanzverweltung, felöftverftändlich aud) die zur Bearbeitung 
diefer Berwaltungsgeichäfte eingerichteten Behörden, alfo ein 
Neichskriegs-, ein Reichsfinanzminifterium und ein Minifterrum 
der auswärtigen Angelegenheiten. Mit den genannter ge- 
meinjamen Berwaltungsziweigen ergeben fich ei gemeinfames 
Reichövermögen, ein gemeinfamer Reichzfisfus und gemein- 
tame Schulden. Eine gemeinjame Gejeßgebung felbit, fofen 
jte durch die genannten gemeinfamen Verwaltungszweige 
gefordert fcheint, ijt nicht gegeben, fondern jede Neichshälfte 
bejchließt für fi) die zur Durchführung der Verwaltung 
nötigen Gefege. AS Surrogat einer gemeinfamen gejeb-
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gebenden Körperichaft find aus jeden Parlamente gewählte 
Ausfchüffe vorhanden, die fogenannten Delegationen, zur 
Seftfteflung de3 gemeinfamen Budget3 und zur Kontrolle 
der gemeinfamen Minifterien. Das zur Geltendmachung 
diejer Minifterverantiwortlichfeit nötige Gejeß ift nicht er- 
Ihienen. Jede Delegation tagt für fi, beide aber gleich- 
zeitig in derjelben Hauptftadt, abwechfelnd in Wien ımd in 
Vet. Können übereinftimmende Beichlüffe felbft nad) drei- 
maligent Notenwechjel nicht herbeigeführt werden, jo findet 

‚ eine gemeinjante Ging zwed3 gemeinfamer Abftinmung 
Natt (fogenannte Durdzählung), wobei abfohıte Majorität 
der Stimmen enticheidet. Dies ift in Tnappen Zügen der 
halt des „Ausgleichd” von 1867. Er hat feit diefer Zeit 
mannigfadhe Wandfungen erlebt (Tezner, Ausgleichgrecht und 
Ausgleichöpofitif, Wien 1907, ©. 145ff.), die fich, weil die 
Ungant nad) diefer Richtung Hin immer Vorftöße machen, 
am beften durch die nad) ungarischen Miniftern zu benemten- 
den Formelt charakterifieren Yaffen. Da ift zunächft die jo- 
genannte Szelliche Formel, tvelche das gemeinfame Zoll- 
gebiet ohne Zoll- und Handelsbindnis konftituiert (Gejebartifel 
XXX vom Sahre 1899 für Ungarn, fodanır dementfprechend 
die faiferliche Verordnung vom 21. September 1899 ROBT. 
176 für Öfterreic) oder richtiger „die im Reichsrate vertretenen 
Königreihe und Länder”), fewner die Koffuthfche Formel von 
1906, die alle Handelsberträge der Monarchie alS eines Kon- 
trahenten in je zwei Verträge fpaltet (Gefegartifel VII vom 
Jahre 1906) und fchon von einem „autonomen ungarischen 
Zolltarif fpricht. Schlieklid) verlangen die Ungarn (unter 
dem Minifterium Tisza) noch die Einführung dev ungarifchen 
Armeeiprache für den aus der gemeinfamern Armee auszu- 
iheidenden „ungarifchen Heeresteil”, der übrigens bisher 
noch nicht eriftiert, defjen Verwirklichung aber mur eine 
Srage Der Zeit ift. 

  

   



  

26 Berfonal- und Nealunion. 

3. Das Wefen der Realunion fann unmöglid) in einer 
Vereinbarung folder Union ruhen, denn eine wirtlid) ftatt- 
gefundene Vereinbarung hinderte Schtweden-Normwegen nicht, 
fie wieder aufzuheben und in Öfterreich-Ungarn ift eine foldje 
Vereinbarung überhaupt nicht auffindbar. Vielmehr liegt 
das Wefen der Realunion in einem durch Eorrefpon- 
dierende oder reziprofe Gefeggebung herbeige- 
führten Organifationsparallelismus, bei pHHyfifcher 
Spentität des Trägers der rone. Der Drganifations- 
pavaltelisinus Tann fi) bloß auf den Monarchen beichränfen, 
und der ganze Kampf der Norweger gegen Schweben Tief 
darauf hinaus, daß den Norwegern der fo eingefchränfte 
Drganifationsparallefismus zu wenig war, daß fie ihn (auf 
den Minifter des Hußern, auf Gefandte und Konfuln) er- 
meitern wollten, während die Schweden ftatt diejer Er- 
weiterung eine fehwedifche Hegemonie allein gelten Tafjen 
mochten. Sener Organifationsparallelismus farın fidh aber 
aud) auf Zentralbehörden weitererftreden, das ift in Öfterreic)- 
Ungarn der Fall. Einen Rechtsgrund für das Beftehen 
folder Union gibt e$ nicht, und Das tar eben der Yehler der 
älteren Doltein vor Sellinef, daß fie fich einen folchen Rechts- 
grund in Berfaffungsnormen Dez einen oder anderen Staates 
oder in Organifationsnormen der unierten Staaten dachte, 
wobei natürlich da3 von Sellinef aufgemworfene Bedenken un- 

erledigt blieb, wie folche Rechtsnormen in Geflalt von organifa- 
torifchen oder Berfafjungsbeitimmungen aus dem einen in 
den.anderen Staat hinüberwirfen follten. Nein, nicht Recht3- 
normen, fondern Konventionaltegeln, joziale Normen, 
{ind e3, al3 welche die in dem einen Staat getroffenen Organi- 
jationdnormen auf die ihr parallel laufende vollftändig ana- 
loge ; Organifation de3 anderen Gtantes,wirfen. Parallele 
Organifationen bedürfen eben zu ihrer Verwirklichung paral- 
Iele Normen, der Zwang zur Paraffelität Der Normen, der 
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von dem einen Staat auf den anderen geübt wird, ift aber 
nur ein fozialer Zwang, fein Nechtözwang. Sozialer Zivang 
allein ift e3, der Öflerreich und Yingarn antreibt, die nad) 
gemeinjamen Grundfäßen zu vereinbarenden Angelegenheiten 
auch wirklich zu vereinbaren. Auf ihm allein ruht die Real- 
union, er macht ihr Wefen au. Yın Effekt kann foldhe rezi- 
profe Gefebgebung, die in zwei Staaten zu Parallelorgani- 
jationen führt, eine völferrechtlich -vertraggähnliche Wir- 
fung hervorrufen; jo haben Kanada und die Vereinigten 

; Staaten fchon feit den zwanziger Jahren des 19. Sahıhundert3 

  

durch reziprofe Gefeggebung (reciprocity legislation) beiden 

Zeilen nüßende Anftalten getroffen, aß ob fie fich zu 
einem Berwaltungzverein zufammengefunden hätten, beide 
bauen z.B. gemeinfane Brüden, wozu in beiden Gemtein- 
wejen parallele Gejebe ermächtigen, ja fogar gemeinfame 
Bollbegünftigung und Bolltarife ohne irgend welche Vertrags- 
vereinbarung — die nur fchwer zu erzielen märe wegen des 
Widerftands auf Seiten des amerikanischen Senats — wurden 
in3 Auge gefaßt (fiehe Todd, Parliamentary Government in 
the Colonies, 1894, ©. 232$f., 276f.). Unter diefem Gefichts- 
winfel ift auch die Einrichtung eines gemeinfamen Zollgebietes 
zwifhen Ofterreich und Ungarn ohne Zoll- und Handel- 
bündnig durch parallele, die Reziprozität verbürgende Gejeb- 
gebung, entjprechend der GSzellichen Formel, zu betrachten. 
Kurz der Organifationparallelismus in zwei Staaten fchafft 
vertrag ähnliche Wirkungen, aber eben doc) feinen Vertrag. 
Das ift das Wejen der Realunion. Yon der bloßen Reciprocity 
Legislation der Amerifaner und Kanadier unterfcheidet fie fich 
nur dadurch, daß eben ein gemeinfamer, phyfijch iventifcher 
Monarch in beiden unierten Staaten an der Gefebgebung 
teilnimmt und das Aufhören der Reciprocity Legislation 
verhindern Tann, eben durch fein Veto. Alfo Organifation- 
parallelismus bei phufiicher Sdentität des Monarchen, das ift
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da3 Wefen der Nealunion. Der Otganifationsparallelismus 
ift e3 aber, der die Realunion von dem Stantenbund unter- 
icheidet. Hier wie dort fan e3 gemeinfame Organe der ver- 
bundenen Staaten geben, aber während fich in den gemeint- 
famen Organen der Realunion ein Organifationsparallelisinus 
nachweifen läßt — das Staat2oberhaupt von Ofterreich-Uit- 
garır ift einerfeit3 Kaifer von Sfterreich, andererfeit3 König 
von Ungarn, md die befannte Formel „ER oder Eu.” 
(„eiferlicd) und Eöniglich”) drückt Dies zur Genüge aus —, fehlt 
jolcher Paralfelismus in den ftantenbimdifchen gemeinjamen 
Organen: der Deutjche Bundestag war nicht etiva Diganı bon 
Ofterreich, Preußen und Bayer uf. gleichzeitig, fondert 
eben nur Organ de3 Teutjchen Bundes. 

IV. Rad) den vorhergehenden Ausführungen läßt fichh der 
Unterfchied zwijchen PBerjonal- und Realunion folgender- 
maßen fornwfieren: Union ift die Verbindung zweier Staaten 
unter einem Monarchen. Sft diefe phyfifche Soentität des 
Monarchen bloß durch ein zufälliges Ereignis, gewöhnlich zu= 
fällige Übereinftimmung der Thronfolgeordnungen zweier 
Staaten gegeben, fo Tiegt eine Berfonalunion vor; ift jene 
Spentität aber das Ergebnis eines in beiden Staaten plan- 
mäßig gewollten Organifationsparaflefigmus zweier Monar- 
dien, danıı haben wir eine Realunion vor und. — 

83. Sie Stantenverbindung auf metajnriitiicher 
Grundlage. 

Als Hauptbeifpiel jei Hier daS Verhältnis Englands zu 
jeinen Selbftverwaltungdfolonien gezeichnet. 

I. &3 gibt faum ein ftaatzrechtliches Problem, das fo geeignet 
twäre, die Abhängigkeit politifcher Anftitutionen von wirtichaft- 
Iihen Maßnahmen zu illuftrieren, wie das hier behandelte, 

Da3 ftaatörechtliche Verhältnis Englands zu feinen Kolonien 
geftaltete der -Merkantifismus ganz anders als der ihn ablöfende
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reihandel (free trade) und diefer ivieder ganz anders, al3 der auf 
ihn folgende „fair trade“, d. 1, die Forderung eines Tonfurrenz- 
anftändigen Handels an Gtelfe des abfoluten Syteihandel?. 

AL man zum erfien Male im 17. Jahrhundert in England dar- 
über nachdachte, wie man das Verhältnis des Mutterlandes wirt- 
Kgefttich und rechtlich einzurichten habe, da herrfchte hier wie im 
übrigen Europa die allbeherrfchende Theorie des Merfantifismus. 

! Da3 Hauptprinzip dezfelben, wie e3 namentlich von T. Mun in 
‚ jeinem um 1628 gejchriebenen Buche: „Englands Treasure by 
Foreign Trade“ formuliert twurde, ging ungefähr dahin, dag man 
an das Ausland mehr ausführen müffe, a@ man daheim verzehre. 

! Daher die Forderung, daß bei richtiger Staatstwirtichaft der Er- 
“port den Smport überfteige, denn dann fei Die Handelsbilanz des 
Staates altiv und dies das Cndziel fiant3männifcher Weigheit. 

Die Folgen diefer theoretifchen Auffaffung für die politifche 
Auzgeftaltung diefer Beziedungen zu den Kolonien ward nun in 

‚einem Shftem von Gejehen niedergelegt, das ald das der Navı- 
gationsafte bekannt ift. Die erfte dabon erging zur Zeit de Pro- 
teftorat3 von Crommelf im Jahre 1651, die folgenden namentlich 
unter Karl IL, wozu noch im Verlaufe de 18. Kahrhundertz eine 
Reihe anderer Gefee traten, die das Merfantilprinzip in der Kolo- 
niafpolitif verftärkten. Das in diefen Gefeßen niedergefegte Shften 
gipfelt in fünf Säßen: 

1. Waren dürfen in die Kolonien und aus den Kolonien nur auf 
Schiffen geführt werden, die britifchen oder Folonialen Urfprungafind. 

2. Beltimmte (in den Navigationdaften nl? „enumerated‘‘ be= 
zeichnete) Waren, deren Kreis fih von Sahrzehnt zu Jahrzehnt 
erweiterte, dürfen von den Kolonien nur nach dem mutterländijchen 
Markte geführt werden. 

3. Waren dürfen vom Nuslande in die Kolonien eingeführt 
tverden, nur müffen fie in England umgeladen werden, da fie nur 
auf britiichen Schiffen importiert werden Tönnen, jodann haben 
fie auf den Kofoniemärkten eine fie alfe fchlagende Konkurrenz aus- 
zuftehen, da ein Ghftem von Ausfuhrprämien und Borzugszöllen 
den Engländer fchüßen. 

4. Umgelehrt erhalten die Kolonien Ausfuhrprämien und Bor- 
zug3zölle, ivenn fie nad) dem Mutterlande exportieren, twobei, wie 
von Beitgenoffen verfichert wird, die aus dev Staatsfafje (richtiger 
der Kolonialfafje) gezahlte „Liebegabe” mehr al3 da3 Vierfadhe 
de3 Betrages ausmacht, den diefelben Waren in der Kolonie als 
Berbrauchdabgaben zu zahlen haben.



30  Staatenverbindung auf metajuriftiier Grundlage. 

5. Den Kolonien wird frengften3 verboten, etwas anderes als 
Rohmaterial zu produzieren, weil fie fonft unfiebjame Konkurrenten 
der britifchen Induftrie werden Tünnten. 

Unter diefem Merkantiliyftem der Kolonialpolitif Titten Die 
Kolonien am meiften, während das Mutterlard rei) wurde. Die 
berbfte Verurteilung erfuhr Diefe Ausbeutung der Kolonien durch 
den jüngeren Pitt, da er fagte: „Die Koloniften in Nordamerika 
haben nicht einmal da3 Necht, einen Nagel oder ein Hufeifen zu 
produzieren.” 

Die Kolge des Syflem3 war der Abfall der nordamerilanifdhen 
Reu-England-Rolonien. Aber man wilde fehl greifen, wenn mar 
annähme, daß diefed Ereignis der rechtlichen und rotrtichaftlichen 
Ausgeftaltung der Kolonialbeziehungen eine neue Wendung ge- 
geben hätte. &3 blieb alles beim alten, inöbefondere das bureau- 
fratifche Neglementieren von London aus: da3 viel berlachte 
„Downing-Street-Regime“! 

Exft die durch Adam Smith und Ricardo veranlaßte Befeitigung 
der Prohibitibzöfle, vor allem aber die durch Aufhebung der Ge- 
treidezöffe feit 1846 eingeleitete Freihandelsbewegung bewirkte 
au, eine freiheitlichere Ausgeftaltung des Verhältniffes zwijchen 
Mutterland und Kolonien. 

Das Hauptprinzip der Freihandelsfchule, wie fie feit der Mitte 
de3 19. Jahrhundert? unter Richard Cobdens Führung zur Bor- 
herrfjhaft gelangte, war: „Auf dem billigften Markte zu faufen und 
auf dem teuerften zu verkaufen.” Al Fdeal de3 Sreihandels galt, 
eine internationale Arbeitsteilung auf dem Weltmarkte durchzu- 
führen, fo daß jedes Land jene Waren und Rohftoffe Tpeziell pro- 
duziere, die e3 bermöge feiner natürlihen Hilfäquellen am leich- 
teften und billigiten heritellen fönne. Deshalb weg mit allen Fünft- 
ihen Mitteln, die Produktion in einem Staate zu fürdern, ind- 
beiondere weg mit Schußzöflen und Ausfuhrprämien! England 
müßte nur mit gutem Beifpiel den anderen Kulturrationen boran- 
gehen, die librigen würden dann wegen Entfaltung freier Kon- 
furrenz auf dem Weltmarkte bald folgen müfjen, wenn fie in ihrer 
wirtigaftlihen Entwidlung nicht zurüdbleiben wollten. Kosmo- 
politismus werde eintreten, d. d. allgemeine Weltbürgerfchaft und 
Burüdtreten aller nationaler Unterjchieve. Aus der „Harmonie 
der Smtereffen" verfhiedener Völker in mirtjhaftlicher Hinficht 
würde allgemeine Bölferglüdjeligleit refultieren. 
m Rahmen diefer Theorie jchrumpft die Bedeutung ber 

Kolonien zu reinen Abfabmärkten für das Mufterland und zu  
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Stationen für die Erzeugung der bilfigften Rohftoffe zufammaır. 
Auch follten fie nur fo das Betriebögejchäft werden, um den Handel 
‚;de3 Mutterlandez zu beihäftigen („the business to engage the 

trade“). Sn diejer Hinfiht jtünden fie aber nur auf einer Stufe 
mit dem Auslande überhaupt, fie Durch nationalpolitifche Bande 
zu halten, wäre eine Unmöglichkeit. Man müffe ihnen deshalb nicht 

| bloß wirtjchaftliche, fondeen auch voliftändige politische Freiheit laffen. 
WVollten jie abfallen, nun dann folften fie es nu, wirt haftlich wären 
fie darum nod) nicht verloren, folange fie in wirtichaftlicher Be- 
‚ziehung feiftungsfähig wären, da die allgemeinen Sreihandelsbande 
bie, ganze Welt mit abfoluter Notivendigfeit umfchlingen müßten. 

©o zeitigte die Freihandelsdoktin auch das Poftulat der polis 
 tifchen Sreiheit der Kolonien, und man fuchte diejed durd) zwei 
' Mittel zu erreichen: dadurch, dag man den größeren Kolonien volf- 

ftändigjte Celbftverwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten und ein 
fogenannte3 „responsible government“ gewährte. Darunter ver- 
fteht man die Einrichtung des Zweifammerjuflems umd der yarla- 
mentarifhen Regierung mit einem Minijterfabinett, das der 
Majorität de3 Parlaments entnommen ift, Geit der Mitte de3 
19. Jahrhunderts wurde dies auch, in allen großen Kolonien, wie 
Kanada und Neufundland, ferner in den auftraliichen Kolonien und 
in den füdafrifanifhen: Sapfolonie und Natal eingeführt. 

Wie geftalteten fich aber hierbei die etlichen Beziehungen 
zum Mutterlande? Formal-juriftiich betrachtet, regiert nad) wie 
vor ber englijche König als Monarch aud; in den Kolonien, formal- 
juriftifch Tann das Londoner Parlament durch feine Gefeggebung 
jeder Koloniallegisfatur Hindernd entgegentreten, wenn diefe ein 
Gefeg erlaffen wollte, das den Reichsintereffen zumiderliefe, etiva io 
tie e3 etwa nad) $2 des Neichögefeges vom 2. Mai 1877, betr. die 
Landeögefeßgebung von Elfaß-Lothringen, die Rei Sgejeßgebung im 
Berhältniffe zur elfaß-Tothringifchen Landesgefeggebung berimag, alfo 
in vein Iofalen Angelegenheiten, die die übrigen deutjchen Staaten 
al3 daS ureigenfte Gebiet ihrer Gefeßgebung anfehen. 

Das alles ift formal-juriftifc, möglich, praftifch und faftifch ge- 
faltet fi} die Sache ander. Praftifch und faktifch ift den Gelbft- 
berwaltungskofonien freiefte Gelbftbetätigung gervähtt, die fich fo- 
gar bi3 zu einer Teilnahme an der Verivaltung des Auswärtigen 
peigert. Diejes Praftiiche und Zaktische vollzieht fih in firenger 
FRegelmäßigfeit, aber abgefehen von den im 2. Teile angeführten 
ejegen, find e3 feine Rechtsnormen, welche diefe Negelmäfigfeit 
perbürgen. €3 find Konventionalregeln.  
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Konventionalregeln unterjcheiden fid) von Nechiönorinen da- 
durch, daß jie von feiner autoritativen Nechtöquelle erzeugt find, 
und daß fie feinen von Staats wegen anerkannten pfychiichen 
Zwang al3 Dedung haben, Ein rein jozialer Zwang beiteht. Da- 
durd) unterjcheiden fie fi auch vom Gewohnheitsrecht, deifen Vor- 
Täufer fie unter Umftänden find, wenn fie fi) durd) lange Übung 
dazu auöwachlen. Sn foldhen Konpentionafregeln leben wir alle, 
die wir inZ fogenannte gejellfchaftliche Leben eintreten. Das Staats- 
und Völferrecht famır ihrer als Ergänzung der Rechtsordnung nicht 
entraten. So ift denn ein großer Teil defjen, twa3 wir heute Völfer- 
recht nennen, einfach Kondentionaltegel. Sie wird in Hundert 
Fällen befolgt, im 101. Falle nicht, wer e3 den Beteiligten auf 
Grund vorgenommener Suterefjenabiwägung nicht mehr papt. De3- 
gleichen finden fi) im Staat3- und Verwaltungsrecht folde Kon- 
ventionalregeln. Man fpricht dann von Staatd- und Vermwaltungs- 
praxis oder Routine. Die Berwaltungsroutine namentlich bildet eine 
wichtige Ergänzung unferes Berwaltungsrechtes, Dan denfe nur 
3. B. an den großen Spielraum, den im preußifchen Schulrecht die 
Berwaltungsroufine, oder wie fie bier heißen, die „Idhultechnifchen” 
Nüdjihten beanfpruchen. Ähnlich gehört ein gut Teil von dem, was 
man gemeiniglich Polizeirecht nennt, hierher. Sr England beruft 
das ganze Shftem der Minifterverantwortlichfeit, die Stellung des 
Kabinetts, wie Minifter fommen und gehen, auf foldhen Konven- 
tionafregein. Und das Verhältnis von Mitterland zu den eng- 
tichen Selbftverwaltungsfolonien wird ebenfalls durch Konven- 
tionalregeln beftinumt, Das Gemeinfame alle diefer Regeln ift, 
daß fie in normalem Zuftande ähnlich verbindende Kraft wie die 
Nechtsnormen haben, daß aber ihre bindende Kraft auf jozialem 
Zmwange ruht. Diefer Zwang Tann entiveder, wie bei unjerer Ver- 
waltungstoutine, im Beamtenapparat jelber liegen oder beruht, 
wie im BVölferrecht auf wirtjhaftlichen Beziehungen und der 
Waffengewalt, oder wie bei den Konventionaltegeln, welche die 
Stellung des englischen Minifterfabinett3 normieren, auf der Par- 
teifitte und den Beziehungen der Parteimitglieder untereinander 
oder fchließlich im Verhältnis zwifchen Mutterland und englifchen 
Kolonien auf wirtfhaftlihem Zange. Wie die Berhältnifje num 
einmal Liegen, braudjen die Kolonien da3 Mitterland als Geld- und 
Kreditgeber und al Abfagmarkt. Sr diefer Iegteren Eigenfhajt 
wertet eben auch das Mutterland die Kolonien: al3 Abjagmarft 
und al3 Feld für die Arlage von Rapitalien. Diefer fozinle Zivang 
ift aljo hier ein voriviegend twirtfchaftlicher.
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1. Um aus dem labilen Öfeichgemwicht diefer Konventional- tegeln hinaus zu Tommen, feste eine twirtfchaftliche Bewegung am Ausgange der 70er Sahre an, nachdem die Mancefterfchufe in Englend abgemirtfchaftet hatte und al3 man einfah, daß die Er- artung, Die diefe Schule an die Bufunft geftellt, daß nämlich alle anderen Staaten zum Sreihandel übergehen würden, nicht ein- getroffen war. m Sabre 1879 hatte Frankreich den freihändfe- tiichen Handelövertrag mit England endgüttig gefündigt, in dem- jelben Jahre war Deutichland zum Schuszolf übergegangen. m der Folge mehrte fid) die Zahl der Schubzolfftanten, bi3 dann 1890 die Vereinigten Staaten von Amerika fogar fich ihnen anfchloffen. Kurz, England verlor in feiner freihändlerifchen Siolierung ganz die fogenannte „bargaining power“, d. i. die Möglichkeit, bei Boll: 
verhandfungen mit [hußzölfnerifchen Staaten Vorteile zu erringen, da e3 wegen feiner vreihandelsgrundfäße nicht3 zu bieten hatte, wa3 die Schußzolfftaaten nit im Verhältnis zu diefem GStaate ihon gehabt hätten. Dazu fam das Unterbieten britiiher Ware auf britiichen Märkten ducd} ein Syitem von Ausfuhrprämien, das die Schußzolfftanten gemwifien Smöuftriezweigen ihre Landes ge- währten. Zur Bekämpfung gerade diefer Ausfuhrprämien, nament- Tich der für Zuder, wurde ein Ausgleichszoff verlangt und zur Be- gründung deffen fchon 1880/81 das Schlagwort de „fair trade“ auzgejprochen, d. i. die Anfhauung, daß ohne prinzipielle Preie- gabe de3 Sreihandels England fich die freie Hand für Netorjionz- sölfe dort wahren müffe, wo eg gelte, unehrliche Konkurrenz Hintan- äuhalten, alfo „fair trade“ Dutchzufeßen, 

Diefe fair-trade-Beiwegung erhielt mächtigen Anixieb durd) eine nationaliftifche, die mit der Begründung der „Imperial Fede- ration League“ anfest (1884) und nod) gegenwärtig andauert. Die Begründung eines „Greater Britain“, eine3 beinahe die ganze Welt umfpannenden Bundesftaats, den England und feine Kolg- nien dariteffen folfen, ift ihr Endziel. Dieje nationaliftiiche Be- wegung hat namentlich duch zivei Momente Unfporn erhalten: einmal duch. die in eigenen Kolonien bereits ftattgefundene bundesitaatliche Einigung (1867 Kanada, 1877 Cüdafrika, diefes menigftens auf dem Papier, 1900 Auftralien), jodann aber durd) den nationalen Elan, den der Burenfrieg von 1899—1902 alfen Vriten gab. Diefe beiden Bewegungen, die wirtjchaftliche und die nationaliftifche, floffen allmählich fo jehr in eine zufammen, daß auffämtlichen Kolonialfonferenzen, die innerhalb der lebten 20 Jahre Ttattgefunden Haben, und auf denen das Mutterland fowie die Selbft- 
Hatfcet, Allgemeines Staatsrecht LIL. 3
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verwaltungsfolonien durch Delegierte vertreten waren, die fyrage 
der wirtfhaftlihen und politiihen Einigung gleichzeitig immer in 
Erwägung gezogen wurde. 

Aus der Menge der Einigungsprojefte, die damal md in 
neuefter Zeit auftauchten, ragen indbefondere zwei hervor, bon 
denen das eine die Realifierung bundesftaatlicher Einigung auf dem 
Wege der gejchriebenen, und das andere dazfelbe Biel auf dem 
Wege der ungefchriebenen Verfaffung anftrebt. 

IT. Auf dem Wege der gejchriebenen Verfaffung will man die 
Umtoandlung des britifchen Weltreichg zum Bundezftaat Durch Ein- 
richtung des Bollvereind. Den Zollverein wollen die einen Durch 
Schaffung einer einheitlichen Zollmauer um daz ganze Weitreich, 
die anderen durc Vorzugszöfle, die fi) Mutterland und Kolonien 
wechlelfeitig vor dem Auslande gewähren follen, herbeiführen. 

Ohne auf die wirtfchaftlihen Einwände gegen die Einrichtung 
eines Zollvereins einzugehen, die ji) im großen und ganzen um 
die Anzweifelung der Behauptung bewegen, daß das britiiche | 
Weltreich in feiner jegigen Geftalt eine fich jelbjt genligfame Ge- 
meinjchaft (selfsufficient-community) fei, wie da3 die Freunde des 
Zollvereins verfichern, fommt e3 mir darauf an, die ftaatsrecht- 
lien Einwände hervorzuheben. 

Gegen die Einrichtung des Zollvereins mit einheitlicher Schtuß- 
z0l{mauer ift meine3 Erachtens das durdjfchlagendfte, bisher unmwider- 
legte Bebenfen erhoben worden, daß bei der Berfchiedenheit der Hier 
in Betracht fommenden fimatifchen Verhältniffe und bei der Nafjen- . 
verfchiedenheit eine einheitliche Verbrauchsbefteuerung, wie in 
jedem Zollverein angeftrebt werden muß, nicht zu erreichen fein 
wird. Im dieje differenzierte Verbrauchäbefteuerung nım irgendtvie 
auszugleichen, werden im Innern Binnenzölfe in Geftalt von Über- 
gangsabgaben entrichtet werden müffen, rwiez. 8. bei ung in Deutich- 
land bei llbergang des Biere aus der norddeutihen Brauftener- 
gemeinjchaft nach dem Süden. Und Solche Übergangsabgaben würden 
im britiihen Weltreich ind Unendliche eingerichtet werden müjjen. 

Sodann wird die Frage nad) dem Derteilungsfchlüfjel atıf- 
geworfen, nad) dem diefe einheitlich erhobenen Zollabgaben an die 
einzelnen Teilnehmer auszuzahlen wären. Denn daß diefe haupt- 
fählich in die Neichskaffe flöffen, wie bei uns, ift ausgejchloffen, 
da die fchon beftehenden Zölle ver großen Kolonien vorwiegend 
Finanzzölfe find, auf denen die wichtigiten Staatseinnahmen ruhen. 
Der Berteilungsfchlüffel, der fich zunädjlt darbietet, wäre die Be- 
völferungsziffer, aber es leuchtet fofort ein, daß dann Indien mit |
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feinen 3400 Millionen Menfchen den Lömwenanteil hätte, trobdem e3 ducd) feine fonftige wirtiaftliche Dualififation hierzu nicht berec- tigt erfcheint. Wollte man aber einen anderen Verteilungsjchlüffet wählen, fo fönnte er bei dem Widerftreit der hier Folfivierenden sntereffen nur duch Majvrifierung gewonnen werden, was fi feine der freien GSelbftverwaltungsfolonien gefallen Yaffen dürfte, Man hat demnach bei dem Bla eines Bolfvereins bon diejer einheitlichen Schubzolfmauer abgefehen und fi, mit dem Projekt von Vorzugszöllen begnügt (fogenannte preferential tariffs). Auf diefe Weife hofft man den größten Teil der Handeläintereffen in Mutterland und Kolonien von den natürlichen Nachbarabjag- gebieten de3 Ausfandes in die fünftlichen Handelötvege de3 Fünf- tigen Neichzftaates fließen Yaffen zu fönnen. Um aber diefes Kunft- volle Geflecht von Handels wegen zu fchaffen, wird e3 einer ein- heitlichen Handelögefeggebung bedürfen, die bon einem Bentral- organ ausgehen müßte, in welchem auch die Kolonien veriveten toären, und da3 ift Die Haupifchwierigfeit, nämlich die Frage, in mweldem jchon bejtehenden Staatorgan in London die Rolorial- betirefer untergebracht werden Zönnten. 
sn das Unterhaus? Dagegen wird geltend gemacht, daß Dies die weitere parlamentarische Regierung, die twejentlich bloß zmwei große Parteien boranzfegt, unmögfich maden würde, Schon die borhandene iriie Partei Thädige das richtige Yunktionieren der Barteiregierung, um wie viel mehr, wenn noch eine Tanadifche, fübaftifanife und auftralifche Partei hier zu finden wären. Zudem müßte die Beteiligung der Koloniften an teichögebe- tler Arbeit eine reinliche Scheidung zwifchen Reihs- und Kolonial- angelegenheiten ungefähr in ähnficher Weife im Gefolge haben, pie dies Art. 4 unjerer deutfchen Neichöverfaffung tut, Dem 

Konventionafregeln, Die jebt die Grenzen jener Gefehgebungs- Tphären beftimmen, harte und fteife, unbeugiame Rechtönormen eintaufhen müßten, Jedenfalls wäre eine große Neibungzfläche swifchen Mutterland und Kolonien geichaffen, bei der nur die Kofo- nien zu Turz Eommen Könnten. Nicht zu überfehen wären die zahl- Iofen Rejerbatrechte, die für die größten gemacht imerden müßten und die einen neuen Quell bon Streitigfeiten abgeben wilden. Die anderen Staatsorgane dea Mutterlandes, die Hier etion zur Verftärfung Durch Koloniafvertreter in Betracht gezogen wurden, find Oberhaus und Staatsrat (Privy Council), aber dieje beiden StaatSorgane find in der heutigen britifchen Politif fo wenig 
3*
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einflußreich, dag man füglich nicht daran denfen kaın und tatfäch- 
lic) nicht daran denkt, den Selbftverwaltungsfolonien eine fo 
Ihwädjliche Abzahlung auf ihre Forderung nad) Teilnahme an der 
Reihsherrfchaft zu gewähren. 

&o ift man denn von der Einführung einer gefchriebenen WVer- 
faffung als einem Syftem bonfog. „hard and fast rules“ abgefommen. 

IV. Viel größere Ausficht auf Verivirflihung gewinnt gegen- | 
twärlig ein anderes Projekt, das von Repräfentanten der beiden 
großen Parteien Englands propagiert und Deshalb fehr wahr 
jcheinlich realifiert werden mird. Dazu hat e3 den Vorzug, daß 
e3 von der Fünftigen Ausgeftaltung der britiichen Handelspotitit 
ganz unabhängig ift, fi der Freihandelspofitif ebenfojehr anpafjen 
fan, wie einer Schubzollpofitif, wern deren Bahnen in der nächiten 
Zukunft eingefchlagen werden follten. 

Der Plan ift (fiehe zum Folgenden Proceedings of the Royal 
Colonial Institute, 1905, ©. 2885f.) furz gefagt die Fortbildung 
der beftehenden Konventionalregeln im Verhältnis zwiichen Mut- 
terland und Kolonien, jo daß im Effeft ein bundesitaatsähnfiches 
Gebilde mit der Zeit entftehen fünnte. Nicht in einem Neichzjtaats- 
tat, nicht in einem NReichd- Ober- oder Unterhaus follen die Kolo- 
nien vertreten fein, fondern in einem Reichsfabinett. 

Zu einem folhen NeichSfabinette foll die fchon beftehende (feit 
1902) alle vier Jahre zufammentretende Kolonialfonferenz aus- 
geweitet werden. Gie befteht aus dem Gtantzfekretär für die 
Kolonien und den Premiers der großen Selbftverwaltungsfolonien, 
Smdien foll ihr, wenn nötig, zugezogen weıden, Die Konferenz 
foll den Namen „Imperial Commitee“ führen. Der Premier von 
Großbritannien und Srland foll num noc, ala Mitglied des Neiche- 
fabinett3 eintreten, umd hier den VBorfiß führen, eine Art Reiche- 
fanzler werden. Um das Anfehen eines wirklichen Kabinetts, d. i. 
eined Auzichuffes des Staatörates zu erhalten, follen die von den 
Kolonien entendeten Premiers auch formell Mitglieder de3 Staat3- 
tate3 werden. Gejchäftzordnung und Yunftionen diefes Neich- . 
fabinett8 dur; Normen feftzulegen wird mit Sngitlichfeit ver 
mieden, und wie wir gleich jehen werden, mit gutem Grund. 

Dem Reichtfabinett, da3 nur beratende Funktion, jedenfallg — 
anders al unfer Bundesrat — fein Smperium bat, foll zur Seite 
ftehen, eine Kommilfion, zufammengejeßt aus Delegierten der 
Kolonien und des Mutterfandez, die jtändig in London vefidieren 
und Sahverftändige, Beamte ı. dgl. m. find. Dieje ftändige Kom- 
milfton foll getwiffermaßen für die Beratungen de3 Reichsfabinetts | 

| 

|
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N dur Sammlung von Material und Begutachtung besfelben, durch 
| Vorbereitung gemeinfamer gefeßgeberifcher Aftion ufv. etwas Khn- 
| liches darftellen, ma3 wir an unferen Bundesratsausichüffen haben. 

Die Änntichkeit mit diefen ift um fo frappanter, als auc) die jtändige 
Kommiffion nur begutachtende und borbereitende Sunftion hat 
und jich zu diefem Binede in Unterabteilungen und Auzfhüffe auf- 
löfen kann. US Vorbild diefer Art von Bundesrat3ausfchüffen wird 
da3 jchon jeßt vorhandene ReichSperteidigungsfomitee bezeichnet, 
das fogenannte National defence-Stomitee, weiches fchon jebt die 
‚uragen der Reichöverteidigung unter BZuziehung militärischer Sadj- 
berftändiger vorherberät und für die Kabinettäberatung porbereitet?), 
Hier ift der Premier von Großbritannien und Stland Vorjigender 
und foll e3 auch in fäntfichen DBundesratZausfhüffen fein. 

Die laufenden Gejchäfte diefer ftändigen Kommiflion, Einladung 
zu Sammlung des Materials für die Bundesratsausfchüffe, Ber- 
fehr mit den ftändigen Agenten der Kolonialregierungen in London, 
würde ein permanenter Setretär beforgen, der jener eben be- 
fprodhenen ftändigen Kommiffion, den Bundesratsausfchüffen 
Affiftenz zu leiften hätte, in dienftlicher Unterordnung aber direft 
dem Reichpremier als Reichöfangfer unterftelft wäre. Ex folf den 
Titel eines Reichdunterftantsfefretärs führen und ungefähr eine 
ähnliche Einrichtung fein, wie ehemals unfer Bundesfanzleramt, 
bon dem ji eine Reihe von Reichsbehörden abgezweigt haben, 
bis dann die noch übrig gebliebene Abteilung de3 Sunerm im ahre 
1880 zum Reichgamt des Innern umgeftaltet wurde, 

Diefem Plane aber, der, wie hier gefagt, durch eine Reihe her- 
lworragender Gtaatsmänner, Parlamentarier und Gelehrten pro- 
agiert und im April 1905 im Ropal-Cofonial-Snftitute borgefragen 

urde, trug die Reichsregierung infofern Rechnung, als fie ihn den 
Selbftverwaltungsfolonien zur Begutachtung borlegte und am 
Schluffe die zuftimmenden Antworten aller bis auf Neufundland 
und Kanada erhielt (Parl. Papers 1905 Cd. 2785), Außerdem ward 
zum erften Male in der englifchen Verfaffungsgejchichte dur; könig- 
liche Etaatsratsverordnung dem Reichöpremier ein offizieller Rang 
in der Beamtenhierarchie gegeben. 

V. Diejes Projekt auf Grund Reichfabinetts zu einer bunde3- 
taatlichen Einigung zu gelangen, hat den Borzug, daß e3 Feiner 
neichriebenen Verfajjung bedarf, um realifiert zu werden. € fügt 
11 jchön in den ganzen Rahmen der ungefchriebenen Konftitution 
pe3 britijchen Reiches ein, in der da3 Bentrum der Regierungs- 

!) Giehe mein engl. Staatöredit, IL, ©. 241f, 
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gewalt in den Händen des Minifterfabinetts ruht, welches, troßdem 
e3 heute ber allmächtigeiXeiter der Gefchide des Königreichs ift, 
bom Rechte nicht gefannt ift. Denn auch die Stellung des Kabinetts 
rubt, wie mir mwiffen!), auf Konventionaftegein, auf Parteifitte, 
die von den beiden großen Sarteien ebenjo ftrifte gehandhabt 
ierben, wie Rechtnormen. Diefe Parteifitte regelt den Geichäftz- 
gang, die Funktionen und insbefondere die Bufammenfegung jedes 
Kabineit3, Tebtere inbejondere dahin, dag nur die Leaders der 
jeweils 'an3 Nuder Fommenden Partei, weil fie am ehejten die 
ganze Partei fenfen, hineingewählt werden. Diez alles einjchließ- 
lich der Minifterveranttwortlichfeit und des Verhältniffes diefer 
Parteihäupter ala Minifter zu den ihnen untergebenen Beamten 
regelt die PBarteifitte, das ift die Konventionalregel. 

Rum ift e3 Har, weshalb man dem Projeft eines Reichöfabinetts 
in England fo hold ift. Man fieht die Konventionafregeln, tweldye 
‚bisher das Verhältnis zwifchen Mutterland und Kolonien geregelt 
haben. Man hofft diefes Syftem auf dem Wege der Konventional- 
vegeln nur einfach fortzubilden, wenn man ein Reichfabinett ein- 
tichtet, da ja aud) das vorhandene Londoner Minifterfabinett auf 
folden Konventionalregefn ruht. Der Plan ift fehr. beftechend 
und bat in England bisher feiner ablehnenden Pritik begegnet. 
Trogdem beruht er auf einem Trugfchluß: Die: Konpentional- 
regeln, welde die Beziehungen zwifhen dem Mutter- 
land und den Kolonien beftehen, ruhen auf einem fo- 
äialen Bmwange, der ein borwiegend wirtfhaftliher ift. 
Das Londoner Kabinett ruht auf fozialem Zwange, der 
Parteigwang ift. Auf demfelben Grunde müßte auch; ein Reich?- 
fabinett, follte e3 irgendwie Nußen fhaffen und einheitliche Aktionen 
in den Kolonien und dem Mutterlande unternehmen, ruhen. &3 
müßten die Vorausfeßungen für eine Neihöparteifitte vor- 
handen fein, d. h. für homogene Parteibildungen in den Kolonien 
und.dem Mutterlande derart, daf die Kolonialparteien nur Zilialen 
der Londoner Drganifationen wären, eine Utopie, an welche fein 
ernfthafter Politifer glauben mag. Wie könnte dies au bei der 
Verjchiedenheit der Tofalen Verhältniffe, insbefondere bei ber 
Gegenfäglichkeit der ariftofratijch gegliederten englifchen Gejelf« 
Thaft und der grobklogigen, ungejehlachten Demokeatie in den 
Kolonien auch nur je erreicht werden?! Parteidizzipfin allein gibt 
dem Londoner Kabinett feine autoritative Bedeutung, weil fie auch 
eine Majorifierung der diffentierenden Teile nicht anzjchließt, 

*) Siehe mein engl. Gtaatsrecht, IL, ©. 85ff.
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fondern jogar ermöglicht. Wie Eönnten aber aud) die Premier der 
Kolonien einen Belchluß Daheim vor ihrer Partei vertreten, wenn 
fie im Neichsfabinett majorifiert worden wären? Wer verbürgte 
übrigens, daß fie, die hoffnungsftoh über das Meer gezogen und in 
ber Reichlabinettsfonferenz einem Majoritätsbefchluß zugeftimmt, 

nach ihrer Rüdkunft fi nod) in Amt und Würden vorfinden? 

  

Dieje Gründe bewirken, daß dem Neichslabinett außer rein 
beratenden Funktionen feine anderen zufommen werden. (3 
wird nur Gefandtenkongreß bleiben und dabei eigentlich noch 
weniger Macht haben, al3 der alte Deutihe Bundestag in Yranf- 

‘Furt, der ja wenigitens innerhalb der befchränkten Bundesfphäre. 
die Glieditanten bindende Beichlüffe fafjen Tonnte. 

Noch einflußlofer wird natürlich die ftändige Kommiffion fein, 
da fie ja nur das Material für die Beratungen des Reichöfabinett3 
zufammentragen foll. Sollte fie mehr wollen, dann twird fie mit 
der parlamentarijchen Regierung in jeder Kolonie in Konflikt ge» 
toten, ganz ebenjo wie unfere Bundesratsausfhüffe und der 
Bundesrat, wen jemal3 die Einrichtung Tommen wiirde, die 
Bundesrat3bevollmäcdhtigten den Einzelftantzlegisfaturen und dem 
Neichdtage verantwortlich zu machen und gleichzeitig parlamen- 
tarifche Regierung in diefen Körperfchaften einzuführen, 

Übrigens Hat diefe Kommiffion einen nicht ungefährlichen 
Rivalen in dem permanenten Sekretariat, dem „imperial under- 
secretary“, &3 ift auch hier diefelbe Entwidlung zu erwarten, wie 
bei uns in Deutjchland, daß die Gefchäfte des Neichökanzleramts 
immer mehr wachen und zur Ablöfung von Zentralitellen führen 
werden, die fümtliche Bundestatsausfchüffe, welche analoge oder 
forrefpondierende Gefchäfte zu erledigen haben, zu Schatten herab- 
drüden. Man denke nur an das Verhältnis vom Neichdamt des 
Auswärtigen und Bundesratzausfhup für die auswärtigen Ars 
gelegenheiten im Deutfchen Reich! Diefe Rivalität zioifchen Bundes- 
rat3ausihüfien und Reichgminifterien hat niemand fchärfer als 
Bismard erkannt, fi deshalb gegen die Bildung von Reiche 
minifterien ausgefprodhen und nur die Bundesratsausfchüffe als 
Erfag der Reichgminifterien anerfannt, weil fie dem füderativen 
Charakter des Reiches viel eher entjprächen. Troßdem hat die 
Entwielung den umgefehrten Weg bei una genommen und dadurch 
den ımitariichen Charakter der Neichöverfafjung verftärkt. Gleiches 
ift nun im beitiichen Weltreich zu erwarten, ob fich aber die Kolo- 
nien auf die Dauer diefe Tendenz zum Unitarismus fo ruhig ge- 
fallen lafjen werden wie mir, ift jehr fraglich. 
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54. Staatenbumd md Bındesitant. 
Die für twefentlich gehaltenen Unterfchiede der beiden eben- 

genannten Staatenverbindungen haben in der gefchichtlichen 
Entwictung der Bundesftaatäidee gewechfelt. So findet 3.8. 
in den Vereinigten Stanten der „Federalist“ zu Ende des 
18. Jahrhunderts noch den twejentlihen Unterfchied darin, 
daß bei dem Staatenbunde die Bentralgewwalt über Staaten, 
nicht über die Untertanen diefer Staaten herrfche, während 
im Bundesftaate diefe leßtere Herifchaftsart gegeben fei 
(Hamilton im „Federalist“ Nr. 15: „The great and radical 
vice in the construction of the existing confederation is in 
the principle of Legislation for States or Governments, in 
their Corporate or Collective Capacities, and as contra- 
distinguished from the Individuals of which they consist 
BR we must extend the authority of the Union to the 
persons of the citizens — the only proper objects of go- 
vernment‘“). 

Aber fchon vor Ablauf der zweiten Hälfte de3 19. Yahı- 
hunderts hat Webfter ein anderes Unterfchiedsmerfmal als 
mwejentlich bezeichnet. Der DBundesftaat ift ein Staat, die 
Staatenverbindung aber nicht, fondern bloß eine völferrecht- 
fiche Verbindung zwifchen fonveränen Staaten (Webster, 
Works, III [1851], p. 464: „I maintain, ...That the Con- 
stitution of the United States is not a league, confederacy, 
or compact between the people of several States in their 
sovereign capacities but a goverment proper, founded on the 
adoption of the people, and creating direct relations bet- 
ween itself and individuals“). Und ähnlich ift bei ung 
früher der Unterfchied von Georg Meyer jo gefaßt tworden, 
ivie er dem „Federalist“ vorfchtwebt, während die herxfchende 
Meinung den Unterfchied in der Stantönatur des Bundes- 
Staats exblidt.
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Wie erklärt fich diefer Wandel in der Wahl der iwejent- Tichen Begriffsmerfmale? Einfach durch die Zatjache, daß mir mit unferen juriftifchen Definitionen nur oealtypen jchaffen, die aber wegen ihrer Natur ale bloßer Begriffe die viel- geftaltige Wirklichkeit nicht ganz erfaffen fünmen. Nor allem [pringt der Bundesftaat nicht volfftändig fertig aus der Netorte de3 Staatsmarnmes, fondern tingt fich allmähfich durch, allmäh- lic die Spuven feiner Herkunft, die meift die aus dem Staaten- Bunde ift, abftreifend. Um nur ein Beifpiel aus der Verfaffungs- geihichte der Vereinigten Staaten hervorzuheben, waren exit durch die Wirkfamfeit des Oberrichters Marfhall fo wichtige Entwictungftadien des Staatscharafters der Union feftgelegt, wie 1809 die völlige Unabhängigkeit der Bundesgerichte bon aller Eingelftantsgefeßgebung (United States vs, Judge Peters), 1816 md 1821 die Befugnis des oberften Bundez- gericht als Appellationzgerichts die Entfcheidung der höditen zujtändigen Gerichtshöfe der Eingelftanten zu prüfen (Martin vs. Hunters Lessee und Cohens vs. Virginia) u.a.m. Sodann dringt zumeilen der Stantenbund in der Wirffichfeit weit über die ihm ducch die juiftifhe Definition geftedten Schraufen zu ftant3artig wirkenden Organen vor, wie e3 3. ®. die deutjche Vundesverfanmmlung jeinerzeit war, da jie in der Mehrzahl der ihrer Kompetenz überantmworteten Stagen mit Stimmen- mehrheit entfchied (hiehe Georg Meyer, ©. 115), nicht, wie man bon dem Organ einer völferrechtfichen Vereinigung erwarten durfte, mit Stimmeneinheit, ferner weil fie die Gewalt der Dundeserefution Hattel). Scharf und Tantig ift eben nur die Begriffstwelt, nicht die Met der realen Erfheinungen. Txoß- dem werden toir daran fefthalten, daß der Staatenbund eine vein völferrechtliche Verbindung fouveräner Staaten it, 

  

1) Gie al böfferrehtliche Gewalt aufzufaffen (ie 4.8. Jellinef), geht nicht an, veil ihre Volffteder im Bewußtfein, einen Herrfhaftsaft des Bundes zu jegen, Handelten.
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eine völferrechtliche societas, der Bundezitant eine Staatert- 
verbindung, die bei Aufrechterhaltung der Staatenqualität 
der verbundenen Staaten ein höheres Gemeinwejen über 
ihnen, einen Staat, den Gefamtftaat, darftellt, wwie Dies jchon 
Reibniz erkannt hat (fiehe Gierke, Mtyufius, 1. Aufl. ©. 247, 
Ann. 51). Außerdem wollen wir noch) folgende Differenzen 
zwifchen beiden Staatenverbindungen anmerfen. 

Zunächft follen vier Differenzen bejprochen werden, die 
angejehene Schriftjteller für mefentlich Halten, deren Meinung 
ich nicht teile: 

1. Der Staatenbund herrfht über Staaten, der Bunded- 
ftaat auch über die Staatsbürger der Gliedflaaten. Ein Bfid 
aber auf die Verhälniffe in Deutfchland und in der Schweiz 
zeigt, das neben direkten Herrichaftsbeziehungen zwiichen 
Bundesgewalt und Bürgern auch folhe vorfommen, und 
zwar in fehr großer Zahl, wo die Bundesgewalt zur Durch 
führung gefeßgeberifcher Aufgaben die Intervention der 
Gtiedftaaten in Anfpruch nimmt. Nur fo viel wird man jagen 
dinfen, daß der Gejehesbefehl der Bundezgemwalt fich im 
Bundesftaat diveft an die Stantuntertanen der Gliedftanten, 
die eben zugleich NReichbürger find, richtet, in dem Staaten- 
bunde jedoch mr an die einzelnen verbundenen Staaten, die 
jenen Befehl exft ihrerfeit3 durch Publikation für ihre Unter- 
tanen rechtöverbindlich machen. 

2. Der Staatenbund Tann Berfaffungsänderungen nur 
duch Stimmeneinhefligfeit vomehmen, im Bundezitaat ge- 
nügt ein Majoritätsbefchluß der fompetenten Organe, denn 
der Stantenbund ift ein vöfferrechtliches Vertraggperhältnis, 
der Bundesftaat eben ein Staat. Doc genügt mitunter aud) 
in Staatenbünden, 3. B. in der Konföderation der Südftanten 
der amerifanifchen Union von 1861 Majoritätsbeichluß, hier 
allerdings durch) die Forderung einer ?/, Majorität qualifiziert, 
zum Zuftandefommen von Berfaffungsänderungen (Art. 5).
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3. Der Bundesitant, ald Spezies de3 aufanunengefegten 
Staates, fol „Dircch eine gewiffe Form der Organisation, näns- 
lid) durd) die Beteiligung der Einzelftanten an der Herftellung 
ded Gefamttilfens, begrifflich beftimmt fein” (Laband). 
Dan Far fo ziemlich al® communis opinio doctorum be- 
zeichnen, daß die Beteiligung an der Heritellung des Gejant- 
mwillen3 verlangt wird, nur über die Formulierung diefer Be- 
teiligung herrfcht Differenz. Während fi) Laband dieje Be- 
teiligung al Mitgliedfchaft der Einzelftaaten an der höheren 
Gejamtkorporation de3 Bundezitantes boritellt, al3 eine Art 
Staatendemofratie (Deutfches Staatsreht, 1, ©.57: „So wie 
in ber einfachen Demokratie jeder Bürger Untertan der Staat2- 
geiwvalt und doc) zugleich mitbeteiligt an der founeränen Ge- 
walt ift" und ©. 91: „Diefe Mitglieder [se. Einzelftaaten] 
find an der Reichögewalt ebenfo mitbeteiligt, wie e3 in der 
Demokratie die volfberechtigten Gtaatöblirger an der Staats- 
gewalt find“), findet Sellinef (Necht des modernen Staates, 
2.Aufl. ©.754) diefe Beteiligung darin, dak im Bundezftante 
Die Öliedftaaten jelbft Organträger find, während Gierfe, einer 
Bormel von Hänel folgend, daß im Bundezitante der volle 

taat nicht in dem Zentralftaat und nicht in den Sliedftaaten, 
ondern in der Totalität beider zum Ausdrud fomme, diefe Be- 
eiligung der Gfiedftanten am bundesflantlichen Gejamtiwilfen 
ad) Analogie des deutfchrechtlichen Gejamteigentums behan- 
elt wilfen will (Gierfe, Schmollers Sahrbuch, 88.7, &.1170). 
m eheften entjpricht noch die Zellinefiche ormel den tatjäd}- 

ichen Berhältniffen, aber ich Fann diefe „Beteiligung“ am Ge- 
amtmillen der Zentralgemwalt des Bundezftantes durchaus nicht 
IS wejentliches Unterjchiedsmerfmal de3 Ieteren im Berhält- 
i3 zum Staatenbunde anerfennen. Sie fommt doch aud, wie 
e Fur richtig ausführt, im Stantenbunde vor (Le Fur, p. 523). 

4, Ein wejentlicher Unterfchied zwifchen Gtaatenbund und 
undeöitaat joll darin beftehen, daß dem Ießteren die fo-
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genannte Kompetenz-Rompetenz, d.h. die Kompetenz zur 
Verteilung der Kompetenzen an fich und die Gtiedftanten aus 
ftehen muß, den Staatenbunde jedoc) nicht. Doc) finden wir 
auch Bundezftaaten, vo durch Willen eines oder mehrerer 
Sliedftaaten die Ronıpetenz des Bundes erweitert werden 
Tann, fo 3. 8. beftimmt der Art. 51, Rr. XLVIII der Common- 
mwealthafte von Auftvalien, daß auf Verlangen oder unter Bu= 
fimmung aller Staaten de3 auftralifchen Gemeintvefens dem 
Parlament des Commonwealth alle Gewalten übertragen 
erben fönnen, welche bei der Feitftellung diefer Verfaffung 
dem imperialen Parlament zuftanden. Damit ift nicht bloß 
die Kompetenz-Sompetenz in die Hände der Gliedflaaten ge- 
legt, fondern auch, die Möglichkeit gegeben, dem Einwande zu 
begegnen, daß 3 fich bei Auftralien, als einer von England 
abhängigen Kolonie, um Feinen richtigen Bundezftant handelt. 
Denn abgefehen davon, daß diefe Meinung nur deutfche 
Schriftfteller Haben und diefe, wie weiter gezeigt werden joll, 
bolfftändig grundlos ift, da da3 Tertium comparationis, die 
bumdesitaatliche Gliederung hier unbefchadet de3 Londoner 
Einftuffes vorhanden ift, fagt der zitierte Artikel ausdrüclich, 
daß Befugniffe desimperialen Barlament3dem Commontmealtd 
übertragen werden fünnen, daß alfo mit anderen Worten die 
imperiale Gefeggebung durch Commontealthgefeggebung ab- 
geändert iverden darf (Moore, The Constitution of the 
Commonwealth of Australia, 1902, &. 159). Damit ift die- 
jenige Sleichftellung de3 Conmonmwealth mit anderen Burdes- 
ftaaten gerade in unferer Frage herbeigeführt, da das Ein- 
greifen der imperialen Gefeßgebung ausgejchaltet if. 

AS wirkliche weientliche Differenzen zwifchen Stanten- 
bund umd Bundezftaat fan man nur anerkennen: 

a) Im Stantenbunde bleiben die verbundenen Cinzel- 
flaaten fouverän, im Bundezftaate nicht. Treilich ift dagegen 
eingeivendet worden, daß e3 nichtfouveräne Staaten nicht 
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geben Tönne, und daraus ift Die Konfequenz gezogen worden: 
aljo ift der Bundezflaat Fein Staat, fondern aud) ein Bund, 
ein Bertragsverhältnis (Calhoun, Seydel, neueftens Otto 
Mayer). Die anderen folgerten aus demjelben Vorderjah, 
daß nur das Reich fouverän fei und daß die fogenannten 
„Einzelftaaten” feine Staaten, jondern Selbftverivaltungg- 
bezirfe feien (jo Zorn, Borel u. a.). Dieje beiden Meinungen 
jind allgemein reptobiert: denn e3 gibt auch nichtfouveräne 
Staaten. Aber num begegnet diefer dritten Auffaffung die 
Scwierigfeit: wo Tiegt der Unterfchied ziwifchen nichtfouve- 
vänem Stante und Gemeinde? Nach Laband in den Necht 
der Staaten, „mit zivingender Gewalt zu befehlen“, nad) 
Rofin darin, daß fie nationale und nicht bloß Tofale Bivede 
verfolgen, nad) Brie, daß ihnen Univerjalität des Zmedes zu- 
Tomme, nac) Preuß, Daß fie Gebiet3förperfchaften mit ebietz- 
Hoheit, d. h. mit Berfügungsrecht über ihr Gebiet ausgeftattet 
jeien, nad) Georg Meyer und präzifer noch nach Zelfinef, in 
der Fähigkeit der Gelbftorganifation zu eigenem (d. b. von 
niemandem abgeleitetem) Rechte. Hänel betrachtet die Glied- 
ftaaten, ohne ihnen den vollen Staatscharafter einzuräumen, 
(wegen des Mangels ihrer Souveränität!) denmoch al „eine 
über die Selbftverwaltung3förper wejentlic) Hinausgehobene 
Eriheinung”, de3halb weil fie „in vielfeitiger Rechjelwirkung 
mit der Bentralgetvalt ftehen, daß fie aus dem Gefichtspunfte 
einer Betrachtung de3 Gtantes ald einer objektiven Suftitution 
tie die beiden fic) ergänzenden Hälften eines Staatsiwejeng 
ji) verhalten”. Die zutreffendfte Meinung unter den an- 
geführten ift mohl die von Meyer-Sellinek in unferer Frage. 

b) Eine andere wmejentfiche Differenz ift Die, daß der 
Staatenbund durch juriftich bedeutfamen Aft, insbefondere 
durch Vertrag entftehen muß, der Bundesftaat nicht durch 
einen juriftiichen Vorgang, fondern durch einen jochen rein 
tatfächlicher Art in Exfcheinung tritt. Diefe Iebtere Anficht,
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namentlich von Sellinef und Zorn in Deutihland, vorn Wil- 
Youghby (American Const. System, 1904, ©. 7) in den Ver- 
einigten Staaten vertreten, ift jedoch feineswegs die Herr- 
chende. hr gegenüber fteht die Anficht, welche die Bundes- 
verfaffung durch Bundesgefeb entitanden fein läßt, Hänel, 
m: &, eine Anficht, von der fich fagen Täßt, daß nad) ihr der 
Bundezjtaat dem feligen Münchhaufen gleicht, der fich am 
eigenen Schopfe aus dem Sumpfe zieht, da doch der Bund, 
der erft gejchloffen werben foll, noch fein Gejeh erlafjen 
Iarın. Eine andere Anfiht will die Bundeöverfafjung durch) 
übereinflimmende Landesgefehe (Seydel) entjlanden fein 
laffen, wobei natürlich) gefragt werden muß, wie ein 
Randesgejeb extraterritoriale, liber das Übrige Bundesgebiet 
fich erjitedenne rechtliche Wirkungen haben darf. Schließ- 
Tich jei noch die Anficht erwähnt, die fich der meiften Ve- 
liebtheit erfreut, nämlich die, daß der Bundezftaat durch) 
Vertrag, inöbefondere durch Vereinbarung entjtanden jei. 
Diefer Anficht Täßt fich allerdings nicht gut entgegenhalten 
(Zellinet): „Daß das Völferrecht aus Verträgen Staaten ent- 
ftehen läßt, it ... die Behauptung eines naturrechtlichen 
Sabes..." 3 taffen jich in der Tat Präzedenzfälle von 
Staatengründungen aufmweifen und das Völferrecht anerfennt 
folche Möglichkeit. Darüber Tann fein Zweifel beftehen. Aber 
eine andere Frage ift e3, wie die Völferrechtsoronung im Tor 
freten Falle unmittelbar fiaatliche Nechtämwirktungen, d.h. in 
da3 Staatöleben direkt hinüberreichende Wirkungen erzielen 
fol, tvo doc) die communis opinio „Vöfferrecht” von Landes- 
vecht [Hark unterfheidet. Dies und nichts tweniger jegt eine 
Meinung voraus, welche den Bundezftaat auf Vertrag gründet. 

- Gerade wegen Diefes Gegenfages von „Völkerrecht“ und 
„Landesrecht" in ihren Wirkungen ift e3 volfjtändig verfehlt, 
aus .der Möglichkeit, daß Korporationen und Stiftungen durd) 

Berträge des innerftaatlihen Rechts begründet werden,
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auf die gleiche Fähigkeit der Staaten zu chließen, daß fie durch 
völferrehtliche Verträge entftehen fönmen (fo Anjehüb). 

Meine eigene Meinung geht dahin, daß die Entftehung des 
Bundesitantes auf einen ähnlichen Organifationsparallefismus 
zurüdzuführen ift wie oben für die Neafunion (fiehe oben 
©. 26.) Dargetarı wurde. ©o ift da3 Deutfche Reich entftanden 
durch parallele Landesgefebgebung, die Die Reich3verfaffung als 
Landeögejeb publizierte. Freilic) rechtlich Fonnte der Einzel- 
ftaat hierdurch nur fich und dies auc) nur für fein Verhältnis 
zur künftigen Reichögemwalt verpflichten. Aber jolhe Bindung 
de3 Einzelftantes, die in feinem Herrfchaftsbereiche al3 Rechts- 
regel wirkte, reichte über diefen Bereich hinaus aB Konven- 
tionaltegel kraft de3 durch die Publikation der Neichs- 
verfaffung in allen Einzelftanten eingerichteten Organifationg- 
parallelismus. Der Zwang, diefen Organifationsparallelismus 
nur in den Einzelftaaten auch weiter aufrecht zu erhalten, war 
anfangs, ähnlid) wie er e3 bei der Realunion immer ift, nur 
ein jozialer, nämlich nur durch Konventionaftegeln garan- 
tiert, Exft allmählich durch die immer fortfchreitende Reichs- 
gefeßgebung, vor allem durch, die allgemeine Rechtzüber- 
zeugung ift der fogiale Zivang germohnheitsrechtlicher Zivang 
geworden. So bejteht zwijchen Realunion und Bundezftaat, 
wa ihre Entftehung anlangt, fein Unterfchied, wohl aber in 
bezug auf ihre innere Struftur. Gegenüber dem Staaten- 
bunde Tiegt der Unterfchied fowohl in der Entftehung al 
au, wie wir bald fehen werden, in der inneren Struktur. 

Die eben vorgetragene Meinung berührt fi wohl mit 
jener Anficht, welche die Entftehung des Bundezftantes auf 
einen vein tatfächlichen Vorgang reduziert. Auch unfere 
Konventionalvegeln find Normen rein faktifch-empirifcher 
Geltung, wie die Sitte. Aber während die Vertreter rein 
totfählicher Entftedung feine Antwort auf die Frage geben, 
weshalb gerade die bon ihnen bezeichneten tatfächlichen Vor-
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gänge gerade ein Rechtägebilde erftehen Yafjen, ift dies 
durd) die hier vorgetragene Meinung jedenfalls plaufibel ge- 
mad. 

$5. Die Geicdhichte der Bundesjtantsidee ımd ihre 
Renlijierung. 

I. Vie Soee. 
1. Die Entwidlung in Deutfchland bis zum Jahre 1848 

(fiede darüber Brie, Der Bundezftaat, I, 1874). Dak dem 
Altertum, insbejondere den Griechen, troß der in den Quellen 
mehrfach erwähnten Städtebimdniffe und Sympolitien, der 
Gedanke eines Bundesftants nicht aufftieg, erklärt fich aus 
der Eigentümlichfeit der griechiihen Stanten al Stadt- 
flaaten. Der Stadiflaat konnte, wenn er feinem Wefens- 
merfmal der Autarfie treu bleiben wollte, d. h. wenn 
er als jelbftgenügiam aufgefaßt werden follte, fi) Feinen. 
höheren Staatswejen unterorbnen. Sollte er feinen Bürgern 
alles fein, fo durfte er die Herifchaft über fie mit Teinem 
höheren Staatsweien teilen. Seine Gegenfäßlichfeit zum 
Slächenftaat fehloß ferner auch das Zufammenfchließen mit 
anderen zum Bundezftaate aus, denn es fehlte dann doch 
die Gebietsberührung der den Bund bildenden Einzel- 
ftanteıı, welche ein Nntırrale des Bundezftantsbegriffs ift. 
sn ähnlicher Lage befanden fidh die mittelalterlichen Städte, 
aud) fie brachten e3 zu blofen Gtädtebündniffen, aber ticht 
zu einem Staatögebilde höherer Ordnung. Exft als fich die 
großen nationalen Staatswejen de3 Kontinents aus dent 
mittelalterlichen Chaos auszufondern begannen, tritt man 
der Möglichkeit de3 fogenannten zufanımengefeßten Staates 
näher, de3 Staates, der aus anderen Staaten zujammen- 
gejebt. ift. Ein Schulbeifpiel für diefe Möglichfeit bot der 
Anblick des Deutfchen Reiches nach dem Weftfälifchen Zrieden
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und die jih daran Inüpfende Auseinanderfebung der Be- 
ziehungen zwifchen Neichs- und Territoriafftaatsgewalt. Nach- 
dem jchon um 1623 Bezold die „civitas composita” des 
Deutfchen Reiche al einen aus Staaten zufammengejeßten 
Staat harakterifiert hatte, in welchem die majestas dem 
Ganzen, den Gliedern nur die Natur untergeordnieter und 
relativer Staatsweien zufäme, hat dann Ludolph Hugo in 
feiner 1661 veröffentlichten Doftordiffertation (Helmftedt) in 
Iharfer Weife die Auffafjung einer prinzipiellen Teilung der 
Staatzgewalt zwifchen dem fouberänen Oberftaat und den 
abhängigen Gliedftaaten entwicelt und damit ein für allemal 
den Begriff de zufammengefetten Staates für die deutfche 
Wiffenfhaft erobert. Gegen ihn flelfte Samuel Pufendorf 
die Behauptung auf, daß ein Staat feine Staaten in fid) ent- 
halten könnte. Über dem einfachen Bündnis „foedus“ flünde 
nut da3 „systema foederatum“, weil e8 jenes an Dauer 
und Organifation überrage, aber nu die Berfonalunion und 
der Staatenbund find nad) Bufendorf normale Tormen der 
Staatenverbindung, das Deutiche Reich hingegen eine uafte 
regularität”, weil e3 zwifchen Einheitsftant und Staatenbund 
hin und her fhwante. Sm der Mitte des 18, Sahrhunderts 
vertiefte Johann Stephan Pütter den Begriff des zufammen- 
gejegten Staates wejentlich dadurch, da er auf die doppelte 
Möglichfeit feiner Entftehung aus dem Zerfall eines Staates in 
mehrere und aus der Bereinigung mehrerer in einen („Derge- 
ftalt.... daß ein jeder zwar in feiner innerlichen Berfaffung jeine 
eigene Regierung mit allen Hoheitsrechten völfig beibehielte, 
aber daß fie alle doch nod) eine Höhere gemeinfame Gewalt 
über fic) hätten“) Hintwie. Aber erft die Auflöfung des Deut- 
Then Neich3 und die Errichtung des Rheinbundes verftärkten 
die Tendenz einer jhärfern begrifffichen ormulierung, indem 
man nun immer mehr nach dem Gegenfage von Völferftant, 
iwie der Bundezftant damals genannt wurde, und Staaten- 

Satiet, Allgemeines Staatsreit LIT. 4
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bund forschte. Zebt entdedte man auch ald Begriffsmerkmal 
de3 Bundezftantes feinen allgenteinen Zwed und die twirfliche 
unmittelbare Gewalt über die Untertanen der Bundesglieder. 
Zur Zeit der Errichtung des Deutfchen Bundes wurde fein 
Gegenjag zum Bundesftante eher Mar gefühlt alS erkannt. 
Erft durch die Oppofition zu den damaligen Verhältnifjen 
bildete fich bis zum Syahre 1848 eine Theorie des Bundeöftantes, 
die fich) bemühte, den Bundesftaat al Beltandteil der Fonftiti- 
tionellen Doktein auszugeftalten, ihn als Tonftitutionelle Mo- 
natchie, welche damals al3 Mufterverfafjung galt, darzu- 
ftellen. Friedrich von Gagern ift der bedeutenofte Repräfen- 
tant Diefer Richtung, und die Väter der Reichsverfaffung bon 
1849 und der Erfurter Unionsverfafjung des folgenden Jahres 
ftanden unter gleichzeitiger Anlehnung an das nordamerila- 
nifhe und fehweizerifche Vorbild (fiehe Hatichef, Bismards 
Werk in der Reicy3verfafjung, 1906) ganz auf diefem Stand- 
punkte. Da fa von jenfeit3 des Ozeans eine Theorie nad) 
Deutfchland, die den deutjchen, bisher monarchiich gedachten 
Bundezitaat im Anfchluffe an die nordamerifanifche Entwid- 
lung denationalifierte, ihn feines monardijchen Gemandes 
enifleidete; da3 twar die Tocquevilfe-Waibiche Burdezftaats- 

theorie. 
2. Die Tocqueville-Waitiche Bundezftantötheorie und die 

Entwidtung de3 Beguiffs in den Vereinigten Staaten (j. Brie 
a. a. D.). Gegenüber den in der Union Di in die Mitte 
de 19. Jahrhunderts jchwanfenden Anfichten über die Natur 
der Union fam Tocqueville in jeinem berühmten Buche „De 
la democratie en Amerique“, Paris 1835, zu der Formel, 
daß fie „eine unvollftändige nationale Regierung jei”, daß in 
ihr ein völlig neuer Staatögedanfe verwirklicht fei: mehrere 
Bölfer könnten für gewiffe gemeinfame Interefjen ein Volt 
bilden, während fie im übrigen getrennt und fonföberiert 
blieben (I, ©. 244f.: „On decouvre ensuite une forme
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de societ& dans laquelle plusieurs peuples se fondent re- 
ellement en un seul quant ä certains interäts communs, 
et restent separes et seulement confederes pour tous les 
autres“). mn diejer ihrer eigenen Sphäre übe die Union die 
unmittelbare Herrfchaft über die einzelnen Staatsbürger aus. 
Darin nähere fie ji) dem einfachen Staate, fie unterfcheide 
lic) aber in der Befchränftheit ihres Wirkungsfreifes wejentlic).. 
von ihm. Die Zuftändigkeit derlnion jei die Ausnahme, die der 
Eingelftaaten die Regel. Die Souveränität fei daher nicht im 
Einheitöitaat eine einheitliche, fondern eine geteilte zwischen 
der Union und den Einzelftaaten (I, ©. 165: „Divisions des 
pouvoirs entre la souverainet& f&derale et celle des Etats“), 
imobei die Einzelftaaten von der Zentralgewalt bollftändig un- 
abhängig jeien. Statt einer einheitlichen Souveränität find 
nad) Tocqueville im Bundesftaat zwei jelbftändig nebenein- 
ander ftehende, fachlich gejchiedene Gouveränitäten vorhanden. 

Waig führte diefe Lehre in Deutjchland ein und vertiefte 
fie in feinen „Orundzüigen der Politik" (Kiel 1862, ©. 155 il). 
Seine Lehre läßt fich in folgende Gäße furz fafjen: 

a) Das gefanıte ftaatliche Leben ift im Bundesftant ge- 
teilt zwijchen der Tätigfeit de3 Gejamtftants und der des 
Eingelftaats. Annerhalb ihrer befonderen Sphäre ift jeder 
bon ihnen gleichmäßig fouverän. 

b) Die Zentrafgemat tie die Eingelftaatögervalt find volf- 
Händig voneinander unabhängig und felbftändig. 

c) Die Teilung der ftantlihen Funktionen ift die unent- 
behrlihe Borauzfegung für die Gelbftändigfeit der beiven 
Stantögemalten. 

d) Realifiert wird diefe Selbftändigfeit und Unabhängigfeit 
beider Stantögetvalten voneinander durd, den unmittelbaren 
direften Verkehr beider mit dem Volke, durd) die Mittel zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben, jo daß die Zentralgewalt nicht nötig 
bat, fich diefe exrft durch Vermittlung der Einzelftaaten zu 

4*
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beichaffen, fhlieplich Durd) eine volfftändig getrennte Organti- 
fation beider. Der Gefamtftaat muß aljo eine jelbftändige 
Regierung, Volfvertretung und eigene Gerichte bejiben. — 

Da aber fchon die Verfaffung des Norddeutichen Bundes, 
od) mehr aber die Reichöverfaffung diefem denationalifierten 
Bundezftaatsichema widersprechen, jo erfuhr die Xehre von 
Waig eine Umbildung, ohne jedoch (mit vereinzelten Aus- 
nahmen!) den Deutichen Neid) und der ihm gebührenden 
eigenartigen Stellung al monardifcher Bundezftaat immer 
gerecht zu werden. Abgelehnt wird jedenfalls allgemein Die 
Teilung der Souveränität zwijchen Einzel- und Gefantftaat. 
Gerade aber in bezug auf das bundegftaatliche Sonveränitäts- 
problem zeigt Die Theorie ein befremdliches Schmwanfen zmi- 
ihen den beiden Ertremen bloß der Gejantheit folcdhe zu- 
zumeifen, oder nr dent Einzelftante (Seydel), in meld) 
legterein Falle der Bundesftaat zu einem Staatenbunde 
degradiert wird. — 

Sn den Vereinigten Staaten hatte bei Der Divergenz der 
Meinungen unter den Vätern der Berfaffung die Bıumdes- 
ftaatstheorie anfangs feine eigenartige Formulierung er- 
fahren. Nur die Negation des Bundezftants al Stants 
durd) das Wirken der fogenannten Staatentedtler veran- 
loßte Die Formulierung einer Theorie. Diefer Theorie, die 
man al3 die der „Virginia-Schule” bezeichnen Fann, ftellten 
ih) Praftifer wie Story, Marihall, Webfter u.a. entgegen, 
weldhe an dem Staatöcharafter der Union fejthielten. Dur) 
Ausführungen Caljouns (namentlih in feiner „Discourse 
on the Constitution and Government of the United States 

von 1848) war die fhon früher aufgeftellte Lehre von der 
Möglichkeit, ein Bundesgefeb, da den „Stantenrechten” 
widerfpreche al3 null und nichtig zu behandeln (fogenannte 
Nultififattonstheorie), nun zue Bali aller jezefjioniftifchen 
und feparatiftiichen Wünfche gemacht. Die Lehre von der ge-
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teilten Souveränität Tocquevilles fand übrigens bald auch 
in den Vereinigten Staaten Eingang. Während aber die 
Nuflififationd- und Sezeffionztheorie durch den Sieg der 
Noröitaaten über die Südflaaten und den Abfchluß des Bürger- 
TriegS endgültig alS befeitigt betrachtet werden muß, Iebt die 
ZTocquevillefche Formel allerdings in anderem Gewand tvieber 
auf. Man fpricht (jo Burgess) nicht von einer geteilten Soube- 
ränität, fondern von einem doppelten „Government“ des 
Zentralftaat3 und der Eingelftaaten, die auf der einheitlichen 
Volfzjouveränität ruhen. Die Staaten find damit zu „go- 
vernments“ herabgedrüdt, eine Formel, welche dem Niveau 
entfpricht, auf da3 fehon die fogenannte „nekonftruftiong- 
theorie" nach 1865 fich geftellt Hatte. E3 mar die Auffaffung, 
daß die rebellierenden Staaten geimifjermaßen durch ihre 
Sezeflion „Selbftmord” begangen hätten und daher. der 
Zenttalgewalt das Recht zuftehe, ihre Berfaffungen zu „tes 
Tonftruieren” (fiehe namentlich den Nechtsfall Texas vs. 
White, J. Wall, p. 7001). Damit hörte ztvar die Einzelftaat3- 
jouberänität, fofern fie fich der Bundezftaatsfouveränität ent» 
gegenjtemmen zu können vermeinte, auf, aber die Lehre 
bon dem Bundesftaat, defjen ftaatliches Leben zmwifchen Ge- 
jamt- und Einzelftaaten aufgeteilt fei, hat in der obigen 
Formulierung von Burgess (Political Science and Consti- 
tutional Law, I, ©. 4ff., insbefondere ©. 18) neues Leben 
erlangt. Aud) die Lehre von der Einzelftantsfouveränität „in 
gewiffer Beziehung” Iebt in den Vereinigten Gtanten no 
immer fort (fiehe,Foster, Commentaries on the Constitution 
of the United States, 1 [1896], ©. 274f.: „In other respects 
each State has full and complete jurisdiction and all the 
attributes of sovereignty over every thing and person 
within its borders“). 

3. Eine eigentümliche Form weit die” Enttwidhung der 
Vmdezftantzidee innerhalb de3 britiichen Weltreichs auf.
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Hier ift fie Hauptfächlid) zu dem Zivede entftanden, um Stolo- 
nien, Die nachbarlic) aneinander grenzten, zu einem höheren 
Gemeinmejen zu verbinden. Namentlich wird dieje Joee 
durchgeführt, wen e3 fich darum handelt, durch fie Rafjen- 
und Nationalitätsdifferenzen der Koloniften zu überwinden. 
Der Schöpfer diefes Folonialpolitiichen Gedanfens, folche 
Differenzen durch den Bundezftaat und die Staatenverbin- 
dung zu überwinden, ift Lord Durham, der zu Beginn der 
dreißiger Jahre des vorigen Zahıhunderts e3 unternahm, die 
nationalen Unterfchiede zwifchen den Bewohnern des heutigen 
Kanada duch Berfaffungdeinridhtungen auszugleichen. Jr 
feinem grundlegenden „Report“ von 1839 über die fanadi- 
ihen VBerhältniffe (Neuausgabe London 1902 [Methuen], 
©. 229) jagt er: „Sch möchte nod) weitergehen und die Trage 
aufwerfen, ob alfe diefe Dinge fich nicht viel ficherer erreichen 
ließen dadurch), daß die Gejeggebungsunion (d. i. der Bundes» 
ftaat) über alle britiichen Provinzen von Nordamerifa aus- 
gedehnt würde und ob die Vorteile, Die ich für zivei von ihnen 
(sc. Ober- und Unterfanada) erwarte, nicht auf alle audge- 
dehnt werden follten. Solche Union würde auf einmal Die 
Nationalitätenfrage (question of races) aus der Welt jchaffen. 
Sie würde alle Provinzen in den Stand feben, für das 
Gemeinwohl zufammenzuarbeiten und vor allem, fie würde 
ein großes und mächtige3 Bolt fhhaffen, das die Mittel befäße, 
ji) ein gute und parlamentariiches Regime (responsible 
government) zu fihern. Auch) fünnte die Union dann unter 
dem Schuße des britifhen Reis einigermaßen dem über- 
wiegenden und anwachjenden Einfluß der Vereinigten Staaten 
auf dem amerifanijchen Kontinent die Stange halten.” 

Den Gedanken Durham nahm dann Sir George Grey 
in der Mitte des 19. Jahrhundert3 wieder auf und verjuchte 
die Rafjendifferenzen auf Neufeeland und dann in Südaftifa 
duch bundezftaatsähnfiche Einrichtungen zu überwinden.
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Durhams und Grey3 Gedanken haben e3 hauptjächlich be ° 
wirft, daß zmwei der wichtigften Bundesftaaten innerhalb des 
britiichen Weltreich entftanden find: Kanada und Auftralien, 
und daß ein dritter im Werben begriffen ift, nämlich die Ver- 

i; einigten Staaten von Gübdafrifa. 
Der Grundgedanke ift der, daß jede Kolonie ihre eigene 

Nationalität und Rafjenverichiedenheit nad) Kräften fördern 
; Tann, daß alle aber in den hauptfächlichften Verwaltungs- 

  

fragen bumndesftaatlich geeinigt erjcheinen. Der neue Ge- 
danfe im Gegenfaß zu den früheren Bundesftaatzbildungen, 
der hierin verwirklicht werden joll, ift, daß hier von feiner 
einheitlichen Nation mehr die Rede ift, wie in den alten 
Bundezftaatsbildungen Deutichlands und der Vereinigten 
Staaten, fondern daß hier der Nationalitätenftant durch den 
Bundezftaat verwirklicht wird. Sfterreich, noch mehr Ruf- 
land und die Türkei werden hier von den Engländern 
lernen müffen. 

II. Die Hiftorifche Realifierung des Bundesftaats. 
Wenn wir vom Deutihen Reich abfehen, deifen Gründung 

an einer anderen Gtelle (fiehe das deutiche Reichöftantsrecht 
der Sammlung Göfchen) dargeftellt werden foll, jo fommen 
hier folgende Staaten in Betracht: 

1. Die Vereinigten Staaten von Amerika, der ältefte 
Bundesftaat. Am 4. Zuli 1776 erflärten zu Philadelphia die 
britiichen Kolonien New Hampfhire, Maffachujetts Bay, 
Rhode land und Propidence, Connecticut, New York, 
New erjey, Benniylvania, Delaware, Maryland, Virginia, 
Nord- und Siüdfarolina und Georgia auf einem Kongteffe 
ihrer Dertreter ihre Unabhängigkeit von der britiichen 
Heriihaft. Am 15. November 1777 fchloffen vdiefe jo zu 
jouveränen Staaten gewordenen Kolonien einen ewigen 
Bund, und zwar eine Konföderation, einen Stantenbund. 
Nac) der Ratififation diefes Bundes (bi März 1781) wurde
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diefe Bundezverfaflung proflamiert. Sie führt den Titel 
Articles of Confederation. Großbritannien erkannte jte im 
Parifer Frieden (3. September 1783) an. Im Laufe des 
nächiten Jahrzehnts ftellten fich die Mängel diefer Bundez- 
verfaffung heraus, und nun entjendeten die füderierten Staaten 
Vertreter zu einer Konvention, die am 25. Mai 1787 zu Bhila- 
delphia zufammentrat. Am 17. September desjelben Jahres 
wurde der Verfaffungsentiounf bon den Vertretern unter- 
zeichnet und in der Folgezeit den einzelnen Staaten zur Rati- 
fifation unterbreitet. Der erfte Staat, der feine Ratififation 
des Berfaffungswerfs gab, war Delaware: am 7. Dezember 
1787, der Staat, der dies zulebt tat, war Nordfarolina: 
21. November 1789. Doc jhon am 13. September 1788 er- 
Härte der Kongreß durch Nefolution, Daß der Verfaffunggent- 
twurf der Vereinigten Staaten genehmigt wäre, da bis dahin elf 
Staaten ihre Zuftimmung fundgegeben hatten und nad) dem 
zu Philadelphia befchlofienen Verfafjungsentwurf die Ber- 
faffung in dem Augenblid in Kraft treten follte, da neun der 
Staaten ich ihr angefchloffen Hätten. (Art. VII.) Burch diefe 
Berfaffung ward ver Bundesftant etabliert. Der Name 
„Vereinigte Staaten” findet fic) fhon in den Konföderationg- 
artifeln von 1778, Art. 1: „The stile of this Confederacy 
shall be ‚the Untited States of America‘.“ 

2. Die Schweizer Eidgenofjenfhaft in ihrer Heu- 
tigen Geftalt beginnt, von den früheren Bindnisverträgen bon 
1291, 1353 und 1513 abgejehen, mit dem Jahre 1815. Bis 
dahin hatte fie aß Berfaffungen erhalten: 1798 Die fogenannte 
Helvetit (Herftellung eines Einheitzftaats), 1803 die Media- 
tiondafte Napoleons. Im Jahre 1815 ward die Neutralität 
und Unverletbarfeit de3 Schweizer Territoriums durd) die 
Mächte Ofterreich, Großbritannien, Portugal, Preußen und 
Rußland garantiert, der Bundesvertrag von 1815, zu Zürich 
entworfen, wurde dann auf dem Wiener Kongreß von den 
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Großmächten anerkannt. Er machte die Schtveiz zu Stanten« | \ 
bund. Ym Jahre 1848 fam eine neue Bundesverfaffung zu. 
ftande, die der Bundesftaat etablierte. Dieje wurde zn Be- 
ginn der 7er Zahre einer Berfaffungsrevifion untelzögen\‘ 
deren Produft die heute nod) geltende fchmweizeriiche Bundes- 
verfaffung vom 29. Mai 1874 ift. 

3. Das bisher in der Bundesverfaffung mahrgernommene 

Schema de3 Übergangs vom Staatenbunde zum Bundez-, 
ftaate weift auch der auftraliihe Commonwealth auf. 
Nach einigen Anläufen, die fChon in der Mitte des 19. Jahr- 
hundert gemacht tworden waren, eine engere Verbindung 
der auftralifchen Kolonien Herzuftellen, fam im Jahre 1885 
die erfle Bundesverfaffung (An act to constitute a Federal 
Council 48/9 Vict. c. 60) zuftande, welche acht auftralifche 
Kolonien umfaßte: Dueenzlarıd, Victoria, Neufünmwales, Weit 
aufttalien, Tasmanien, Stdauftrafien, Neufeeland und Fidfchi. 
Der Bund dauerte bis 189. Anzmwilchen Hatte aber 1890 zu 
Melbourne eine Konferenz, 1891 zu Syoneh eine National- 
fondention, dann 1895 zu Hobart eine Minifterfonferenz, 
ichlieglich wieder 1897 zu Adelaide eine Nationaffonvention 
ftattgefunden, welche da3 Werk der Einigung zum Bundez- 
ftaat vollbracht Hatte. Sn3befondere war die lebte Nationalfon- 
vention auf Grund einer Übereinftimmend in allen Kolonien 
mit Ausnahme bon Neufeeland und Fiofchi angerrommenen 
„enabling act‘ befchidt worden. Die Delegierten hatten hier 
einen Entwurf ausgearbeitet, der von der ftimmberechtigten 
Bevölferung jeder Kolonie angenommen werden follte. Nach 
manden Schwierigfeiten ftimmten im Jahre 1899 die Wähler 
der einzelnen Kolonien Südauftralien, Neufüdmwales, Victoria, 
Tasmanien und Queensland endgültig dafür. Auch das 
Mutterland gab nach eifrig geführten Verhandlungen in den 
Jahren 1899/90 fehließlich feine Zuftimmung und Weft- 
auftralien inzwifchen jeinen Widerjtand auf. Am 9. Juli 1900 

Se &
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erging die Alte des Londoner Parlaments, die den auftra- 
tischen Commonwealth al3 Bunbdeftaat etablierte (63/4 Vict. 
c. 12: An Act to constitute the Commonwealth of Australia). 
Neufeeland und Fidichi flehen außerhalb des Bundezftaats. 

4, Die Einigungsbeitrebungen in Kanada beginnen mit 
dem Sahre 18409. Man wollte dvamal3 dort das von Lord 
Durham empfohlene Responsible Government, d. h. die parla- 
mentariiche Negierungsweife einführen und vereinigte zu 
diejem Zmede Ober- und Unterfanada in eine Provinz. Doc) 
Tonnte diefe Bereinigung wegen der nationalen und religiöfen 
Differenzen der vereinigten Kolonien nicht von Dauer fein. 
Auch andere Kolonien von Batiich-Nordamerifa Iprachen 
den Wunfch aus, mit beiden Kanadas in nähere ftaatsrechtfiche 
Verbindung zu treten. Eine Konferenz von BVertretem diefer 
Kolonien zu Quebec im Sahre 1864 ftellte einen Verfaffungs- 
entwurf her, der zuerft von den beiden Tanadiichen Legis- 
laturen, dann bon denen der Kolonien Neubraunfchweig und 
Neufchottland angenommen wurde. Das war der „compact“ 
(fiehe Todd, Parliamentary Government in the Br. Colonies, 
2. ed. 1894, ©. 432), der dann von dem britiichen Parla- 
nente beftätigt wurde, und die gegentwärtige British North 
America Act bon 1867 (30./1. Vict. b. 3) war feine äußere 
Form. m Sahre 1870 fchloß fich Manitoba an, 1871 Britifch- 
Columbia, 1873 Prince Eoward land und jchlieklich 1905 
die beiden Provinzen Alberta und Sasfathewan. Neufund- 
land fteht felbftändig außerhalb des Bundezftaats, ähnlich 
wie Neufeeland außerhalb des auftraliichen Commonwealth. 

5. Merifo oder „Los Estados Unidos Mexicanos‘. 
Na Abjehüttlung des fpanifchen Joches proflamierte amı 
14. September 1813 der erjte Mexikanifche Kongreß die In- 
abhängigkeit. Diefes Gemeinmejen gab fi) zunädft eine 
Triumvirat3verfaffung, fodann eine monachhiiche Verfaffung 
(1814 und 1821), fchließlich im Jahre 1824 eine bundesftaat-
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lihe Berfaffung. Im Sahre 1825 erfannten Großbritannien 
und die Vereinigten Staaten von Amerifa Merito als jeld- 
ftändigen Staat an, Spanien zögerte mit diefer Anerkennung 
bi3 zum Sahre 1836. Yım Jahre 1837 wurde Mezifo republi- 
faniicher Einheitsitaat. 

Nach einem kurzen Broviforium von 1856 (dem jog. Plan 
von Ayutla) fan am 5. Februar 1857 die jegige VBerfaifung 
zuftande, weldye wieder den Bundesflaat und die Nepublif 
etablierte. Vorbild war die Verfaffung der Vereinigten 
Staaten von Amerika. Merifo umfaßt heute 27 Staaten 
und zwei Territorien nebft einem füderalen Diftrift. 

6. Argentinien erhielt nach drei Proviforien vom 
12. Oft, 22. Nov. 1811 und 1815 durch die konftituierende 
Konvention (Congreso General Constituyente), die am 
16. Dez. 1824 in Buenos Aires zufammentrat, eine Ber- 
fafjung vom 23. Januar 1825, die eigentlich nur eine Bundes- 
erefutive jhuf und den Plan für eine künftige Bundesver- 
faffung ing Auge faßte. Diefer Berfaffungsplan aber wurde 
bon den einzelnen Provinzen 1825 verworfen. Bon 1826 
bi3 1851 tobte der Bürgerkrieg. Um 1. Mai 1853 wurde zu 
Santa 36 eine Bundesverfaffung nad) dem Xorbilde der 
Bereinigten Staaten bon Amerifa proflamiert. Sieben 
Yahre fpäter (25. September 1860) fam durch eine ebenfalls 
in Santa & tagende Konvention die noch Heute geltende 
Bundesftaatverfaffung zuftande. Argentinien umfaßt heute 
14 Provinzen (d. i. Staaten). 

7. Brafilien war bi3 zum Sahre 1889 ein Saiferreich 
und ein Einheitzftaat. Um 15. Nov. diejes Jahres wurde Die 
Republik proflamiert, Dom Pedro IT. dankte ab und Brafilien 
wurde 1891 ein Bundezftaat. Die Zahl der füderierten 
Staaten beträgt 20. 

8. Venezuela. Am 5. Juli 1811 erflärten die heutigen 
Staaten Venezuelas, allen voran Caracaz, fich für unabhängig
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und willens eine Konföderation zu bilden. Am 21. Dezeinber 
de3 folgenden Yahres gaben die Vertreter jener im Fon- 
greß bereinigten Staaten eine Berfalfung für die „Estados 
Unidos de Venezuela“. Da3 war die erjte Bundezitaats- 
verfaflung. Am 17. Dezember 1819 wurde Venezuela Mit- 
glied eines größern Bundes, nämlich der Republif Colombia. 
Zehn Jahre jpäter zerfiel Diefe Republik in drei unabhängige 
Freiftanten: Venezuela, Neugranada und Eeuador, Am 
22. September 1830 gab ich Venezuela eine neue Ber- 
faffung bundesitaatlihen Charakters. Seit der Zeit hat e& 
nod acht andere erhalten: nämlid) am 18. April 1857, 
31. Dezember 1858, 22. April 1864, 27. Mai 1874, 27. April 
1881, 21. Juni 1893, 26. März 1901 und die jest geltende 
Bundezftaatöverfaffung vom 27. April 1904. 

86. Die drei Arten ded Bundesftantes, 

I. Entfprechend der gejchichtlichen Entwwidlung der Bun«- 
desftaatsidee, ihrer Orientierung am amerifanifchen und 
fchmweizerifchen Vorbild und im Gegenfaß zum Staatenbunde, 
ift e3 feither in der Literatur üblich geworden, die Bundez- 
ftaatöform nad) einheitlidem Schema zu behandeln. Ob 
Schweiz, ob Die Vereinigten Staaten, ob Deutfchland oder 
Kanada, die Lehre des allgemeinen Gtaatsrechtd erkannte 
bloß einen Typus an. 3 ift deshalb eine wiljenjchaftliche 
Tat von größter Wichtigkeit, wern Otto Mayer (Archiv 
für öff. Recht, Bd. 18, ©. 337ff.) fagt: „Germania trägt 
aber nun einmal feine phrygiiche Mübe, jondern fie trägt 
einen Kranz bon Kronen im Haar.” Er verlangt dement- 
ipreend die jharfe Scheidung zwilchen tepublifanifchem 
und monarhiihem Bundesftaat. Sm erjteren Tiege die 
Souveränität (Vereinigte Staaten und Schweiz) beim 
fouveränen Xolfe, in dem Teteren beim Monarchen
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rejp. wie bei und in Deutfchland bei den verbindeten 
Regierungen. Da e3 aber unmöglid) fei aus der Modition 
mehrerer monardiicher Souveräne, tie diefe doch in Deutjch- 
land vorhanden feien, einen neuen Souverän heraus- 
zubetommen, fo fei da8 Deutjche Reich kein Bundezitaat, 
Vondern in Wirflichfeit ein Staatenbund. Diefe Konfequenz 
Iheint zwingend, ihre Vorausfegung, daß fein neuer 
Souverän vorhanden fei, ift aber unrihtig. Aber auch fonft 
bedürfen die Unterfcheidungen Mayer3 einer Ergänzung. 

Bunägiit ift e3 wohl richtig, daß wir, fobald wir hinter den _ 
„verbündeten Regierungen” mehrere Souveräne fuchen, not- 
wendig zum Gtaatenbunde Hingedrängt werden. Aber ift 
es twirflich wahr, daß dahinter mehrere, nicht ein Souverän, 
zu juchen wären? Dadurch, daß die verbündeten Regierungen 
hur im und durch den Bundesrat ihre Willenzichlüffe für das 
Reich äußern Lönnen, wird durch ihre „Addition“ wirklich ein 
neuer Souverän gefchaffen. Er mag nad) wie vor die „Gefamt- 
heit der verbündeten Regierungen” heißen, die Addition gibt 
aber etwas Neuez, tva3 von der Willensäußerung jedes ein- 
zelnen der Teilnehmer an der Souveränität verichieven ift, 
eö it eben die Gefamiheit. Treffend jpricht Bismard (Neichg- 
tagsrede vom 19. April 1871, zit. bei Mayer a. a. D. ©. 365): 
„sh glaube, daß der Bundesrat eine große Zukunft Hat, 
indem er zum erften Male den Verfucd) macht, der monar- 
Hihen Spike, ohne die Wohltaten der monarkhifchen 
Gewalt dem Einzelfiant zu nehmen, und in feiner höcften 
Spite al3 füberatives Kollegium fi) einigt, um die 
Souveränität des gefamten Reiches zu üben; denn die 
Souveränität ruht nicht beim Kaifer, fie ruht bei der Ge- 
famtheit der verbindeten Regierungen.“ Maher irrt 
au, wenn er an diefem Punft des Vergleichs zmwifchen 
den ZBereinigten Staaten und dem Deutjchen Reid) jagt: 
„Entweder man fucht einen anderen eigenen Souverän des
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Reiches aufzufinden, eine urfprüngliche Trägerichaft der Ober- 

ftantögewalt, die bei und an die Stelle de3 „people of the Uni- 

ted States“ träte — dag ift ein Domenvoller Weg..." Der Jrr- 
tum Mayexz befteht darin, daß er glaubt, der Weg in den Ver- 
einigten Staaten wäre weniger dornenvoll getvejen. Auch; hier 
wurbe das „people“, da3 al® Souverän anerkannt war, 613 

in die 60er Jahre immer nur al die Addition der Volfs- 
gefamtheiten der Einzelftaaten aufgefaht!). Was den Ame- 
titanern theoretifch gelungen ift, dieje3 Vol der Aopition als 
Einheit aufzufaffen, warım follte e3 den deutichen Theore- 
tifern betreff3 der „Addition ihrer Souveräne" verjagt fein? 

Das Deutfche Reich hat alfo einen Souverän, daß ift Die 
„Gefamtheit der verbündeten Regierungen”. 

11. Aber e3 gibt auch — und infofern müffen Mayers Aus- 

führungen ergänzt werden — noch) außer dem volfsjouveränen 
und dem monarhifchen Bundezftaat einen parlamentarijch 

tegierten Bundezftaat.. Zunächit fan der parlamentariiche 

Bundezitant ebenfallz volfsjouverän fein wie Venezuela oder 

er Tann monarchifch fein wie Kanada und Auftralien. Daß 
auch diefe engliihen Kolonien al3 Bundesftaaten aufzufaljen 
find, ift außer in der deutfchen Literatur nirgends zweifelhaft. 
Daran fan aud) die Tatfache nicht3 ändern, daß die imperiale 
Regierung eine im übrigen höchft unpraftijch getwordene Ge- 
malt hat, ihren Gejegen gegenüber Veto einzulegen. € find 

dies ohne Frage monarhiich vegierte Bundeäftaaten, aber 

folche mit parlamentarifchem Vorzeichen, mährend unjer 

1) Mayer ftütt fich auf jene Behauptung Madifons, die fagt ( „Bederafift” Nr.46): 
„Nothwithstanding the different modes in which they are appointed, we must 

consider both of them as auhstantially dependent on the great body of the citi- 

zens of the U.ST. The federal and state government are in fact but different 

agents and trustees of the penple...“ Maner überfegt hier „people“ mit „Gejamts 
volf“, aber daB died am allerwenignften die Anficht Madinfons war, geht aus feiner 
Darfteflung in Nr. 39 des „Federalilt” hervor. Das mar ja eben ber Bid zum großen 
Bürgerfrien mwährende Widerftreit, ob als fouveraines people das Gefantnolf 
oder 1 Qunme der eingelitaatlichen Voltsgefamtheiten aufzufaffen fei (Willougbbh 
0.0.0. ©. 29).
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Deutjces Reid, zivar auch ein monarhifcher Bundezftant, 
aber ein Eonftitutionell regierter ift. 

Die obigen Unterfheidungen fallen auch vollftändig mit 
den im erflen ($4) und zweiten ($2) Bande diejes Allg. 
Staatzrechts gemachten zufammen. Dort wurde der Unter- 
ichied wilden parfamentarifcher und volfsfouveräner Demo- 
tratie, zwijchen Eonftitutionell und parlamentarijc) regiertem 
Königtum näher bejchrieben. 

II. Hier jei nur an einigen Beifpielen de3 Bundesitants- 
vechts der Gegenjab zivijchen parfamentarijch und konftitutio- 
nefl vegierten monarhijhen Bumdezftaaten dargelegt. Sie 
nd für die beftehenden Unterjchiede iymptomatiid, um. 
nicht zu fagen charakteriftiich. Dieje Veifpiele Yaffen fi) unter 
ztvei Hauptgefichtspunfte bringen. Einmal Tann, wie in den 
parlamentarifch. regierten Staaten, namentlic) in England, 
io da3 Unterhaus durch feine Beichlüffe nicht felten Rechtg- 
jaganmaßungen vornimmt (fiehe mein Engl. Staatäredht, I, 
©. 581ff.), in dem Eonftitutionell-monardhifchen Bundesftant 
Deutjches Reich der Bundesrat aß Stimmführer der Gefamt- 
heit der verbündeten Regierungen folhe Rechtsfaganmah- 
ungen bomehmen und wird hieran durch die Gerichte eben- 
jowenig gehindert, tie da3 Unterhaus in England bei 
ähnlicher Nechtsfaganmaßung. Ich möchte Hier nur auf 
drei Fälle Hinweifen: der eine betrifft die im Jahre 1868 
feftgejeßte „Subvention zur Beobachtung der bevorftehenden 
Sonnenjinfternis” durch Bejchluß des Bundesrat, trogdem 
das Reich nur befugt ift Ausgaben zu Ileiften, welche der 
Durchführung feiner verfaffungsmäßigen Kompetenzen dienen, 
wozu man aber jene Subvention füglich nicht rechnen Tann. 
om Präfidenten de3 Bundesfanzleramt3 wınde diefer Vor- 
gang damif gerechtfertigt, daß er im Bundesrat auf feinen 
Widerjpruch geftoßen hätte, alfo anfcheinend auf die zu 
präfumierende Einftimmigfeit der Mitglieder des Bundez-
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vat3 (Hänel, ©. 381). In ähnlicher Weife juchte man aud) da3 

für das Deutiche Reich vom Burerat erlajjene Betrieb3- 

teglement für die Eifenbahnen vom 11. Mai 1874 als verttagS- 

mäßige Übereinkunft der Bundesftaaten zu halten, troßdem der 

Erlaß in Formen erfolgte, „welche ihm den Anftrich einer auf 

der einfeitigen Snitiative und Autorität De3 NReicha beruhen- 

den Verordnung verleihen”. Natürlic) konnte fid) der wahre 

Charakter der Rechtsfakanmaßung nicht verleugnen, als die 

Verfehrsordnung vom 26. Oftober 1899 an Stelle des 

früheren Betriebsregfement3 trat und nicht mehr wie ihre Bor- 

gängerin bloße Vertraggofferten für dad Publifum, fondern 

richtige Nechtsfäge enthielt, wozu Dem Bundesrat jede 

Kompetenz fehlte (fiehe Laband in der Deutichen Zurifteit- 

zeitung, Nr. 24 vom Jahre 1901). Schliehfich noch) ein Tetes 

Beifpiel. Ein YBundesratsbeichlug vom 25. uni 1869 legt 

den Gtraßenbauverwattungen der Einzelftanten gemifie 

Saften im Sntereffe der Telegraphenvermaltung auf. Die 

Berbindlichfeit diefes Veichlufjes für die Einzelftaaten tieß 

fi) und läßt fid) beim beften Willen nicht aus der Reichs- 

verfaffung herleiten (troß des Verfuche3 von Arndt im Preuß. 

Berwaltungsblatt, Bd. 29, ©. 396f.). Bern wenn Art. 48 

der ReichSverfaffung jagt, daß das Telegraphenmwefen al ein- 

heitliche Verfehrsanftalt von Reich& wegen erhalten wird, fo 

folgt doch daraus nicht die Befugnis des Bunbestats, un 

Rerordnungswege den Einzelftanten Laften aufzuerlegen. 

Die einzige Möglichkeit, jenen Veichluß zu halten, tvar nad) 

gewohnter Art die Unterjchiebung der Bertragdgrundlage, 

und diefen Weg ging auch) das preußijche Oberveriwaltung3- 

gericht in feiner Entjjeidung vom 3. Dezember 1898 (fiehe 

Preuß. Vermalturgeblatt, Bd. 20, ©. 29ff.). 

Frog der Verfhleierung durd) die fingierte Bertrag3- 

grundlage haben wir e8 in allen genannten Fällen mit Red)t3- 

faganmaßungen de3 Souveräns zu hin, ähnlich wie fie in
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England das fouveräne Parlament oder mitunter dag Unter- 
haus durd) feine Beichlüffe vornimmt (fiehe mein Engl. 
Staatsrecht a. a. D.). Eine Rectsfahanmagung wäre aud) 
3. ®. die Feftlegung von Schiffahrtsabgaben gegen Art. 54 
der Neichöverfaffung durch übereinftimmenden VBeichluf der 
Einzelftantsvegierungen. 

Eine andere Gruppe von Beifpielen betrifft die ver- 
faflungändernde Gewalt. In parlamentarifch regierten 
Staaten erfolgt fie, abgefehen von der durch die Berfaffnng 
borgejehenen Form, noch durd) die „Staat3ptaris", und zivar 
läuft hier die Staatspraris auf übereinftimmende Beichtüffe 
beider Häufer de Parlament? hinaus, mitunter auf den 
Qeihluß eines Haufes, fo in England, fo in Auftralien und 
Kanada. Zn Deutihen Reiche Tommıt e8 bei allen Verfaffungs- 
änderungen auf den Willen des Bundesrat3, tejp. auf die Tat- 
jache an, daß 14 Stimmen nicht dagegen find. Aber ob diejes 
Erfordernis auch immer eingehalten twird, darüber weiß die 
Öffentlichkeit nichts. Solche Staatspragis führt dann dazu, 
daß Verfaffungsänderungen auch durch gewöhnliche Gejeke 
ih im Deutfchen Reich vollziehen (fiehe Jagemann, Die 
deutjche NeichSverfaffung, ©. 66), alfo durch, eine berfafjung- 
widrige Zorn, ähnlid, wie in den parlamentarifch regierten 
Staaten, nur daß hier das Gegenftüd Har zutage tritt. 
Während nänılid, hier die verfaffungtvidrige Art, die Ver- 
faffung zu ändern, Durch das Übergericht des Parlaments über 

" die Exekutive herbeigeführt wird, ift im Deutjchen Reich das- 
jelbe Refultat Durch das Übergewicht der Exekutive (Bundesrat) 
über die Legiöfatur herbeigeführt, insbejondere durch das ihr 
gegebene Veto zu verfajjungändernden Gejegen und da-. 
dur, daß e3 auf fie allein anfommt zu entjcheiden, ob eine 
Verfaffungsänderung im gegebenen Falle vorliegt. Hier tritt 
der Gegenfaß zwifchen monarhijch und parlamentarifch ve- 
giertern Bundezftaat bejonder3 deutlich zutage. 

Hatjchel, Allgemeines Staatdreit III. 5
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Zum Schluffe fei noch eine andere dem parlamentarijchen 

Syftem forrejpondierende Beziehung in unferem monat 

Hifchen Bundesftant aufgededt. Auch) wir haben im Deut- 

ihen Neiche eine Sabinettregierung. Die befannte Tat- 

fache, daß Hinter den engfifchen oder britifch-Eolonialen Staat3- 

täten die verantwortlichen Kabinett3minifter, Hinter dem 

Staatsrat in England, Kanada und Auftralien das allmächtige 

Kabinett ftedt, vom Rechte „nicht gejehen”, bat im Deut» 

ichen Reich ihr Gegenftüd in dem eigentümlichen Syitem 

der „Unionen", der Verbindung ber Koiferwürde mit der 

Würde de3 Königs von Preußen, de Reichäfanzleramts mit 

dem preußifchen Minifterpräfidenten und der nicht zu igno- 

tierenden Anzahl von preußiichen Behörden und Beamten, 

melche Neichögefchäfte bearbeiten. Durd) diefes Shitem von 

„Unionen” bildet fi) eine Art verfledter Kabinettregierung 

hinter der offiziellen Neichtregierung duch Bundesrat und 

Keichsbehörden. Preußifche Berwaltungsroutine dringt in 

die Verwaltungspraris des Neich3 und beftimmt fie in ähn- 

Yicher Weife wie die Parteifitte, welche das engliiche Kabinett 

beherrjcht, in die englijche Berialtungspraris eindringt und 

fie beftimmt. Und ähnlic) mie die engliihen Kabinett 

minifter dem erfaffungsrechte nicht befannt find, fo aud) 

der größte Teil der Reichgminifter, da Dieje nicht alS folche, 

jondern ala „Stellvertreter des Reichelanzlers" anerkannt 

werden. Wir find weit entfernt, diefes Syftem, twie e3 jich 

durch die Praris Herausgebildet und bie ichon nach der 

Reichsverfaffung beftehende Hegemonie Preußens od) ver- 

ftärft hat, irgendwie tabeln zu wollen, aber wir haben e8 

hier zweifellog mit einer Erjeheinung zu tun, die dag gerade 

Gegenftüd zur Kabinettregierung Englands bildet. So tie 

in England Hinter dem offiziellen vom Nechte gefannten 

Staatsrat das nichtoffizielle, vem Rechte unbefannte Kabinett 

fteht, fo Hinter dem offiziellen Souverän, der „Gejamtheit
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der verbündeten Regierungen”, der nichtoffizielle Souverän, 
der Deutjche Kaifer. : 

Scharf heben fich aber auch vom monardifchen Bundes- 
ftaate die republifanifchen ab. Hier Bolksfouveränität. Dort 
ürftenfouperänität. 

Berner erfennen nur diefe eine ©leichberechtigung aller 
Einzelftaaten im Bundesftaate an, im Deutfchen Reiche 
hingegen herrfcht das Prinzip der Hegemonie eine3 und der 
Rejewatrechte anderer Staaten, iva3 eben den monardifchen 
Charakter des Bundezftaats, genannt Deutfches Reich, twefent- 
Ti, verjtärft. Die Hegemonie Preußens, gejtüßt Durch da3 
Shfiem der „Unionen“, und da3 Eindringen der preußifchen 
Verwaltungspragi3 in die Reicheverwaltung Haben nächft 
anderen Momenten das Kaifertum wejentlich zu einer über 
die anderen Teilnehmer der Reichsfouveränität hinaustagen- 
den Bedeutung erhoben (jiehe auch, Laband im Sahıbucd 
für öff. Recht, Bd. I, ©. 14jf.). 

IV. Wir unterfcheiden demnach voll3fouveräne, parla- 
mentariich und Tonftitutionell regierte Bundesftaaten, je 
nachdem in ihnen Träger der Staatzfouveränität dag Bolt, 
das Parlament oder „der“ oder die „verbündeten Monardjen” 
find. Das ift num der Unterfchied in groben Umtiffen. 

sm einzelnen wird natürfich innerhalb des volfsfouveränen 
Qundezftaat3 der parlamentarifche von dem auf der Drei- 
teilungsiehte aufgebauten volfsfouneränen Bundesftaate 
ebenfo unterichieden werden müfjen, wie die gemwaltentren- 
uende (jiehe II. Bd. diefes Werkes, $ 2) von der parlamen- 
tarifchen Demokratie. Venezuela ift volf3fouderäner Bundes- 
font, aber parlamentarifch regiert. Lie Minifter dürfen 
nicht Mitglieder des Parlaments fein, aber fie müffen vor 
einem Mißtrauensvotum de3 BVolkshaufes weichen. Die 
Schweiz ift, wie wir bereit3 (im 11. 8b.) dargetan, eine 
unmittelbare Demokratie. 

5*
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"Da e3 num im folgenden nicht darauf ankommt, den Gegen- 
Tag zmwifchen gemwaltentrermender, unmittelbarer und parla- 
mentarifcher Demofratie zu wiederholen (dad Notwendige 
it schon in Bd. II gejagt), fondern die charakteriftiichen Formen 
de8 Bundesftaates hervorzuheben, ift Venezuela haupt- 
fächlich unter den Gefihtzpunft des parlamentarifchen Bun- 
degftant3 neben Auftralien und Kanada, die Schweiz Hin- 
gegen unter Die Kategorie: volfsfouveräner Bundesftaat, mit 
den Vereinigten Staaten u. a. gebradjt. Volfsjouveräne Bun- 
desftaaten und parlamentariche zeigen unter anderem haupt- 
fächlich den Gegenfab, daß dort feine vom Parlamente ge- 
tragene Kabinettregierung eriftiert, hier jedoc) vorhanden ift. 

Der Gegenfab zwifchen Eonftitutionell-monardhifchem und 
parlamentarifchem Bundezftaat ift, wie fi) aus dem Boranı- 
gehenden ergibt, darin zu fuchen, daß dort im Konfliktfalfe 
zwifchen Parlament und Fürften das erftere nachgibt, hier 
ver Tehtere, daß ferner im Zweifel dort für die Kompetenz 
des Fürften, hier für die des Parlaments zu entiheiden it. 

Bleibt nod) der Gegenjat zwifchen volfsjonveränen und 
fonftitutionell-monarcdiichem Bundesftante: 

1. Dort ift da3 Gejamtvolf al Souverän ein unerfchöpf- 
licher Bor neuer Hoheitsrechte, hier der Fürft refp. Die Ge- 
jamtheit der verbündeten Fürften (fiehe: Verh. des Neichdtags 
6. Leg.-PVeriode, II. Sejj. 1885/86, Sten. Ber. ©. 2028: 
Staatsjefretät Dr. v. Schelling: „Träger der Souberänitäts- 
rechte im Reiche find die verbündeten Regierungen; fie haben 
daher auch an ven Schußgebieten des NReichd die aus der 
Souveränität fliegenden Rechte erworben, und der Bundes- 
vat al das Tolleftive Organ der fämtlichen deutichen Souve- 
räne und freien Städte ijt berufen, für die Schubgebiete 
nicht bloß bei der Gejeßgebung mitzutvirfen, jonderm auc) 
die jonftigen bei den verbündeten Negierungen zuhen- 

den Hoheitsredhte wahrzunehmen").
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2. Dort treten überall danı, menn dem Einzelftaate. Ein- 
fluß und Anteilnahme an Organifation, Gefebgebung uf. 
des Bundezitaates eingeräumt ift, die Vertreter der Einzel- 
ftaaten al Vertreter des einzelftaatlichen fouveränen Volks 
auf. So. bezeichnet der „Federalist‘ (Nr. 43) dag Necht jedes 
Stiedftaats der Union auf gleiche Bertreterzahl im Genate 
als „Palladium“ der einzelftantlichen Volfsfouderänität. Hier 
in Tonftitutionell-monachiichen Bundezftaat find die Fürften 
als Souveräne Vertreter ihres Staats. Diefe Bertretung it 
eine abjorptive, d.h.: der Fürft repräfentiert den Glieder- 
ftaat al folhen. Werm Rechte der Gliedftanten gejhübt 
merben;follen, fo werden nur Rautelen für die monardhifchen 
Rechte der Fürften gefucht und geichaffen. Das ift die 
Wahrung de3 monarchifchen Prinzips auch in Bundezitaate 
und durch den Bundezftant. 

In diefem Sinne hat auch der alte Gab des Art. 57 der 
nad) der Wiener Schlußafte vom 15. Mai 1820 nocd) heute 
fortioirfende, wenn auc) nirgend3 direkt gejeblich ausgefpro- 
hene Bedeutung (fiehe die dies anerfennende Denfichriit 
der merffenburgifchen Regierung zu dem Entwurfe eines 
Zandeögrundgejeges 1908): 

„Da der Deutihe Bund, mit Ausnahme der freien Städte, 
aus fouveränen Fürften befteht, jo muß dem hierdurd) gegebenen 
Grimdbegriffe zufolge die gejamte Staatögewalt in dem Ober- 
haupte des Staates vereinigt bleiben und der Souverän fan durch) 
eine Tandftändiiche Verfafjung nur in der Ausübung beftimmter 
Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden.” 

$ 7. Gliedftant und Bundesitant: Kompetenz und 

Kompetenf-Kompetenz. 

sede Bundesitantöverfafjung muß als Grundlage dreierlei 
enthalten:
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1. Eine Zerteilung der Verwaltungdzweige und Gtaat?- 
aufgaben ziwijchen der Bundezflaats- und Stiebftantagewalt, 
d03 ift die fog. materielle Kompetenzverteilung. 

2. Eine Verteilung der Hoheitsrechte, weiche die Neali- 
fierung der materiellen Kompetenzverteilung figern: die fog. 
formelle KRompetenzverteilung. 

3. Die Möglichkeit, die vorgenommene materielle und 
formelle Kompetengverteilung auf verfaffungsmäßigern Wege 
zu ändern durch die Bundesgejeggebung, d. i. die fog. Kom- 
petenz-Stompetenz de3 Bundezftants. 

1. Was zunäcit die materielle Kompetenzverteilung be- 
trifft, jo gibt e3 in jedem Bundezftante Gebiete ftantlicher 
Tätigkeit, die der Bundezftaatsgeralt ausichlieklich vor- 
behalten find, dann folche, two eine konkurrierende Tätigfeit 
bon Bundezftaat und Gliedftaat ftattfinden kann und fchließ- 
lich folche, Die ausfchließlich den Einzelitanten vorbehalten find. 

Die ausfchlieglihe Kompetenz der Bundesftaatögemwalt 
erftredt ji) meift auf jene Gebiete, welche die Machtmittel 
der Nation, Kriegäwefen und Kriegsflotte, dann Berkehr- 
mittel, PBoft und Telegraphenverwaltung, Maß- und Münz- 
tejen, zumweilen wie in der Schweiz (Art. 26) Eifenbahnen be- 
treffen, ferner auf die Vertretung nach außen und auf Zölle, 

Die der Gliedftantsgewalt zugemwiejene Sphäre ift in den 
volfsfouveränen Bundezftanten meift größer al in den 
übrigen. Dies bewirkt die Formel, die Überall wiederfehtt, 
daß alle Rechte, welche nicht der Bundesftantögewalt delegiert 
find, der Einzelfiaatögewalt vorbehalten bleiben (X. Amend- 
ment der Unionsverfafjung, Art.3 der Schweizer Bundesver- 
faffung, Merifo Art. 117, Argentinien Art. 104, Brafilien Art. 65, 
Biff. 2). Gleiche Beltimmungen zeigt die Verfafjung der 
parlamentarifchen Bundesftaaten von Venezuela (Art. 103) 
und Auftralien (Art. 107). In dem Deutfchen Reich Hingegen 
findet fich eine folche Klaufel nicht, jedoch wird allgemein aner-
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Tannt, daß. die verfafjungs- und verwaltungsrehtliche Or- 
ganifation, fofern fie einzefftaatlichen Qerwaltungsaufgaben 
dient, Sache des Gliedftaats ift. Entjprechend dem Wefen de3 
fonftitutionefl regierten Bundezftaats, der von der Füriten- 
fouveränität feinen Ausgang nimmt, und nicht wie der vollg- 
jouveräne von der Doppelteilung der Souveränität in eine 
bundesftaatliche und einzelftaatliche, gruppiert fid) das noli 
me tangere de3 Gliedftants auf diefem Gebiete vorwiegend 
um den Punkt, daß die einzelftaatliche Fürftenfouveränität, 
die fi) Hauptfählih in der Verwaltungsorganifation be- 
tätigt, von der Yundesgewalt nicht angegriffen tverde. 

Solde Scheu vor Eingriffen in das gliedftaatliche Ver- 
fafjungd- und Verwaltungsrecht zeigt der volfsfouveräne . 
QVundesitant Teineswegs. Zn allen feinen Berfaffungen 
fommt die Zormel vor, daß die tepubfifanifche Staatzforn 
in jedem Einzelftaate von Bundezftaatzfeiten garantiert ift 
(Union Art. IV, Seft.4, Schweiz Art. 5, Mexiko Art. 109,, 
Argentinien Art. 5, Brafilien Art. 63, Venezuela Art. 7, 
Ziff. D. Aber abgefehen davon greifen volfsfouveräne Bun- 
desftaatöperfaffungen aud) in die Verfaffungsjphäre des Glied- 
ftaat3 ein, indem fie die fommunale Selbjtverivaltung in den 
Einzelftaaten garantieren, wie z.B. Brafilien (Art. 68) und 
Venezuela (Urt. 7, Ziff. 3), oder Die Gouverneure der Einzel- 
ftaaten als Agenten der Nationalregierung zur Durchführung 
der Berfaffungsgrundfäge des Bundesftaats erflären, wiez. ©. 
Argentinien (Art. 110) oder für den Fall, daß im Gfiedftant 
der verfaffungsmäßige Organismus geftört ift, die Einjegung, 
eine3 Tommifjarifchen Gfiedftaatsgouverneurs anordnen, wie 
3.8. Megiko (Art. 72 der Bundesverfaffung: „‚Declarar, cuando 
los Poderes constitutionales Legislativos y Ejecutivo de 

un Estado, que es llegado el caso de nombrarle un Gober- 
nador provisional, quien convocarä & eleciones conforme 
a las leyes constitucionales del mismo Estado“), oder in-
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dem fie Freiheitörechte garantieren, die die Gliedftantd- 
verfafjungen nicht ignorieren Dürfen, wie dies unter Dem 
Bortritt der Union alle vollsfouveränen Bundesitaaten tun. 
Man fieht der Schnitt der Sphären zwischen Bundes- und 
Gfiedjtaatstompetenz ift verjchteden gezogen in volfsiouve- 
ränen und monachifchetonftitutionellen Bimdesftaaten. Dort 
ift die einzelitaatliche Vollsfouveränität, Hier die Fürften- 
foıtveränität, daS noli me tangere. 

2. Die formelle Kompetenzverteilung richtet fi) danach, 
ob dem VBundezftaate zur Durchführung einer materiellen 
Kompetenz alle Regierungsrechte, alfo Gefekgebung, Ver- 
ordnungsredyt und Auffichtörecht, oder nur ein Teil der- 
felben zugemiefen find. Sm erfteren Falle fprechen wir bon 
vollitändiger, im leßteren von unbolfftändiger formeller Kom- 
petenz. Nicht überall, wo dem Bundezitaate ausfchließfich 
materielle Kompetenz zugemwiefen ift, braucht ihm deshalb 
allein auch die formelle, vollftändige Kompetenz jchon zus 
zuftehen. So hat in der Schweiz der Bund in bezug auf das 
Eifenbahnwejen (Art. 26) und das Univerfitätäwefen (At. 27, 
Abf.1) eine volfftändige, aber feine ausfchließliche Kompetenz; 
denn in bezug auf das erftere ift den Kantonen auf dem Ge- 
biete der Verialtungspolizei und ihrer Handhabung ein Spiel- 
raum gelaffen (Burkhardt, Kommentar zur fchweizerifchen 
Bundesverfaffung, 1905, ©.238), und inbezug auf das fehtere 
fönnen neben einer ettwa zu errichtenden eidgenöffifchen Uni- 
verjität nach wie vor Kantonaluniverjitäten weiter erhalten 
erden, wa3 al3 das größte Hindernis für die Errichtung einer 
jolchen Anftalt bezeichnet wird (fiehe Burdhardt, ©. 243), da 
die Kantone nicht auf ihre Univerfitäten verzichten wollen. 

Umgefehrt folgt aus dem Umftande, daß dem Bunde 
die ausschließliche Kompetenz auf einem Gebiete zufteht, nod) 
nicht, daß er fie auch vollftändig handhabt und nicht etwa 
einzeme Negierungsrechte den Einzelftanten überläßt.
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Was die unvollitändige Kompetenz des Bundesitaates 
anlangt, fo Tann er fic) entweder das ganze Gejeßgebunga- 
gebiet vorbehalten und die Verwaltung des betreffenden 
Verwaltungszweiges dem Gliedftante überlaffen, oder er 
fan bloß die Grundfäße der Gefebgebung normieren, die 
Ausführung den Einzelftaaten überlaffen, wie 3. ®. in der 
Schweiz für das Prefrecht (Art. 55), für dad Vereinsredht 
(Art. 56) u. a. Sn beiden Zällen, ob bloß Grundfäße der Ge- 
jeßgebung oder die ganze Gejeßgebung dem Bundegftante 
vorbehalten find, rird ihm jedenfalls ein Auffichtsredht gegen- 
über den Eingelftaaten, fofern fie die übrigen Regierungsrechte 
in bem betreffenden Verwaltungszieige ausüben, zuftehen. 

3m übrigen muß man zwijchen den verfchiedenen Bundez- 
ftaatsarten unterfcheiden. Ym voffsfouveränen, der auf der 
Toppelteilung der Souveränität aufgebaut ift, derart, dar 
QBundezitaat und Gfiedftaat innerhalb der ihnen zugewviefenen 
materiellen Kompetenz felbjtändig und unabhängig von- 
einander vorgehen dürfen, Tarın die formelle Rompetenz- 
verteifung nicht anders al eine für jeden Verivaltungszmweig 
vollftändige gemeint fein. Eine Ausnahme bifvet die Schmeiz, 
wie wir gehört haben. Auch der parlamentarifche Bundes- _ 
ftaat Tann bei der formellen Kompetenzverteilung die dem 
Bunde zugeiviefene Kompetenz nur al vollftändige durch- 
führen, denn fonft Fönnten die Bundesftaatsminifter nicht 
für die Handhabung der Verwaltung fo bollitändig der parla= 
mentarifchen Verantwortung unterliegen, tvie e3 dem Wefen 
der parlamentarifchen Regierung entjpricht. 

Anders in dem Tonftitutionell monarchifchen Bundes- 
ftaate, dem Deutfchen Reich. Hier ift auf wichtigen Gebieten 
der Einzelftant zur Mitwirkung an bundeftaatlich geregelten 
Verwaltungsaufgaben herangezogen (3.8. Art. 36, Ab. 1 
der Reichverfaffung). Daß dies dem Wefen des monacdhijch- 
jouberänen Bumdezftaats am meiften entjpricht, inäbefondere
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der Tatjache, daR der Neichefouverän aus den einzelftaatlichen 
Fürftenfouveränen zufammengefeßt ift, fagt ganz deutlich 
die erite Kolleftiverlärung der Bevollmächtigten für Preußen 
und 26 andere deutjche Regierungen über die deutiche Reichs- 
verfafjung vom 23. Februar 1849 (abgedrudt bei Hänel, 
Deutjched Staattredht, 1, ©. 233). Dieje Anjchauung, die 
auch bei Motivierung der Erfurter Unionsverfaflung ver- 
wendet ‚wurde, ift leitender Grundjas felbft für die heutige 
Reichöverfaffung geblieben. 

Die Kolleftiverflärung lautet: 
„Die Regel, daß die Zentrafgewalt das, was fie zur Ausführung 

anordnet, dDurd) ihre eigenen Organe auszuführen, daß fie Dagegen 
über das, 1008 den Einzefftanten auszuführen obliegt, feine Oberauf- 
fiht auszuüben habe, würde, das ift nicht zu verfennen, zu einer 
Ichärferen Abgrenzung der Kompetenz zwilchen Zentral- und Barti- 
tufaorregierung führen; allein fie würde mit den monarcijchen 
Berfafjungen .... nicht in Einflang zu bringen fein. Dem An- 
fehen der Regierungen, fomohl in ihren eigenen Augen al3 in denen 
ihrer Zandangehörigen, wäre e3 fehädlid, wenn in einigem Um- 
fange im eigenen Lande neben den Landesregierungsbeamten 
Zentrafregierungsbeamte tätig wären.... Dieje Erwägungen er- 
halten ein eigentümliche3 Gewicht, wern die Zentralvegierung in 
Verbindung mit großer Hausmadht gedacht wird..." 

Man fieht dag „Anjehen der Regierungen”, d. i die einzelftaat- 
fihe Füritenfouveränität, ift der Ausgangspunft der Erwägungen, 
welche zur Gemährung einer breiten Selbftverwaltungsjphäre in 
Bumdesitaatfachen an die Einzelftaaten geführt hat. 

3. Kompetenz-Stompetenz. 
Sn allen Bunvesftaaten ift der Grundfab anerfannt, daß 

auf dem durd) die Bundesverfaffung vorgezeichneten Wege 
die formelle und materielle Kompetenzverteilung zugunften 
de3 einen oder anderen Teiß, d. h. zugunsten der Bundes- 
und Einzelftaatägewalt abgeändert werden Tann. Man nennt 
died die Kompetenz-ompetenz des Bundesitaats. 

Allerdings findet fie auch arı gemwiffen Bunftenihre Grenzen, 
[0 3. 8. in Brafilien daran, daß durch) ihre Ausübung weder
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die republifaniiche Stantsform des Bundezftaats, noch die 
gleiche Vertretung der Einzelftaaten im Senate abgeändert 
werden dürfte (Art. 90, Ziff. 3). Sn allen Bundezftaats- 
berfafjungen aber find gewilfe Rechte der Einzelftaaten eine 
Scrante der Kompetenz-Rompetenz: nicht etwa die fog. 
Mitgliedfchaftsrechte, da3. find diejenigen, die allen Einzel- 
ftaaten a unmittelbare Wirkung der Bundezftaatöverfaifung 
zuftehen, fondern die jog. Sonderrechte, d. h. beftimmte Rechte 
der Einzelitanten, in deren Verhältnis zur Gefamtheit der den 
Bundesftaat bildenden Gfieditaaten, welche Abmweichungen 
bon der Regel zugunften einzelner von ihnen find. Gie re- 
jultieren nicht von felbft aus der verfaffungsmäßigen Mit- 
gliedfchaftzftellung, jondern gründen fic) auf befondere Recht3- 
titel, insbefondere Verträge. Solche Sonderrecdhte finden 
fih in vollsfouveränen (4. B. Argentinien, Art. 104) wie 
aud) in monardhiichen Bundesftaaten, mögen diefe parla- 
mentarijc (fiege Kanada, Art. 124, Sonderrecht für Neu- 
braunfchmweig; Auftralien, Art. 95, Sonderrecdht für WWeft- 
auftrafien) oder Eonftitutionelf regiert fein (mie dad Deutiche 
Reich, fog. Rejervatrechte!). Die Kompetenz-Kompetenz darf 
folhe Rechte nur mit Zuftimmung der Einzelftaaten, denen 
fie zuftehen, alterieren. 

58. Da3 Bundes: und Glieditantsgebiet. 

I. Bundesgebiet und Mitgliedfchaft am Bunde. 
Wie der Bundesftaat fi) aus Einzeljtaaten zufammenfegt, 

jo jegt fic) das Bundezgebiet aus Einzeljtantögebieten zu- 
fammen. Das hat die Bedeutung, daß die Mitgliedfchaft 
am Bunde eine mejentliche Borausjegung des Begriffs 
„Bundesgebiet” ift. Bementfprechend hat aud) Biämard 
gegenüber einem Amendement, das bei der Formulierung 

; der Reichöverfaffung auf Erjag des Ausdrud3 Bundesgebiet
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durch Neichdgebiet gerichtet war, an dem erfteren Ausdrud 
deshalb feftgehalten, weil er die einzeljtaatliche Gliederung 
de3 Reichögebiet3 beffer hervortreten Iaffe (Bezold, Materia- 
Tien der deutfchen Reichsverfaffung, III, ©. 875: „Wir haben 
geglaubt, daß auch da, wo die Souveränität, die Landes- 
Hoheit, die Territorialhoheit bei ven einzelnen Staaten ver- 
blieben ift, bei Bezeichnung des Gefamtgebietes der Begriff 
des Bundesverhäftniffes in den Vordergrund zu Stellen jei“). 
Der Einfluß der Mitgliedfchaft auf das Bundesgebiet macht 
fich nach dreifacder Richtung geltend: 

1. Er ergibt die Tatfache, daß alfe Gtiedftantsgebiete im 
Bundezftantögebiete reftlos aufgehen müffen. Eine Forderung 
wie fie beifpielsweife die Polen im fonftituierenden Reichstag 
von 1867 und im Reichstag von 1872 auf Ausjcheidung der 
von polnifch prechender Bevöfferung bewohnten‘ Landesteile 
aus dem Neichögebiet ftellten, wäre dem Bundezftaats- 
begriffe durdjaus widerfprechend, da er zur Folge gehabt 
hätte, daß Preußen nicht al3 ganzer Staat dem Bunde hätte 
beitreten förmen. Sene Forderung war demmad) gegen die 
Möglichkeit eines Bundezftaats unter Hinzutritt von Preußen 
oder gegen die Einheitlichfeit des preußifchen Staats gerichtet. 
Aus diefen Gefichtöpunften wies auch Bismard diefe Yorde- 
tung zuriid (Bezold a. a. ©. I, ©. 327). Aufteilung eines 
Stiedftaat3 Fönnte nur unter Zuftimmung beider Gewalten, 
der Bundes- und Gliedftaatsgewalt, vor jich gehen. Eine 
Frage, die nur bei monarchifchen Bundesftaaten in tage 
fommen Tann, ift die Zuläfligfeit der Perfonafunton eines 
Stiedftaat3 mit einem biumbesfremden Staat. Dagegen ift 
nicht? einzumenden. 

2. Der Einfluß der Mitgliedfchaft auf das Bundesgebiet 
zeigt fi) in der Tatfache, daß die äußeren, D. i. die gegen das 
Ausland gerichteten Grenzen der Einzelitaaten, mit den 
äußeren Bundesgrenzen gewöhnlich zufammenfallen müfjen.
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‚nfolgedeffen darf fidh eine IAnderung diefer Grenzen, wie 
fie 3. ©. jede Grengregulierung mit fi) bringt, in Friedenz- 
zeiten, alfo normalertveife, nur unter Zuftimmung von Reiche- 
und Gfiedftantögemwalt vollziehen, deögleichen aber auch jede 
neue Mitgliedfchaftsaufnahme eines außerhalb des Bundes 
gelegenen Staats, wenn darüber die Bundesverfaffung nichts 
anderes bejtinmt. 

3. Jener Einfluß Hat zur Folge, dak tveder die Bundes- 
no die Gfiedftantsgemwalt irgendwie darauf Hinfteuern 
dürfen, das aus Eingelftaaten zufammengefeßte Bundesgebiet 
zu einem einheitlichen Staatsgebiet umgugeftalten. Denn 
gerade die Zufammenfegung des Bundesgebiet3 aus mehreren 
Einzelftaatsgebieten ift ein notmendiges Merkmal des Bundes- 
ftaat3. Erftere negieren heißt leßteren negieren. Um dies zu 
verhindern ift ein Zufanmenivirken beider Gewalten nötig, 
wenn die Bundesgewalt die eine oder andere Mitgliedichaft 
am Bunde aufheben twollte oder wenn die Gtiedftaaten 
untereinander verfchmelen wollten. Das ilt aber die 
äußerfte Grenze für diefes Bufammentirten, daß niemal 
daraus ein einheitliches Staatögebiet entftehe. 

Aus diefen angeführten drei Säßen ergibt jich Har, daß 
der Zufammenhang zivifchen Bundesgebiet und Mitglied- 
Ihaft am Bunde fich in einem Bufammenwirfen beider, der 
Bundes- und Sfiedftaatsgemwalt, bei jeder Veränderung von 
Dundeögebiet und Mitgliediehaft äußern muß. Des Maß 
dieje3 Zufammenmwirfeng ift natürlich verfchieden. Der volß- 
jouberäne Bundesftaat ift gem geneigt, der Bundesgetwalt 
größere3 Gewicht bei diefem Zufammenwirfen einzuräumen. 
Andererfeit3 fchränft er die Bundesgewalt mejentlich mehr 
ein, wenn Veränderungen im Gebiet ohne Veränderung der 
Mitgliedichaft eintreten follen, wovon alsbald zu handeln 
jein wird. Wir haben im folgenden näher zu unterfuchen da3 
Vorhandenfein oder Fehlen diefes Bufammentoirfens bei
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Veränderungen des Bundesgebiet3 mit oder ohne Der- 
änderung der Mitgliedfchaft. 

II. Veränderung de3 VBundesgebiet3 und gleichzeitige 
Beränderung des Mitgliederbeitandes. 

Hier Tommt zunädhit in Betracht: 
1. Aufnahme neuer Bundesglieder. Der Spealtypus des 

Bundezftaats verlangt bei jeder Aufnahme neuer. Bundes- 
mitglieder ein Zufammensirken von Bundes- und Glied- 
ftaatögemwalt. Das Maß diefes Zufammenmirfens ift in den 
gegebenen Bundesftaaten ein verjchiedenes, jedoch lajfen fich 
dieje Berjchiedenheiten vielleicht auß prinzipiellen Gegenfägen 
herleiten. Ein Teil der Bunvesftanten erfennt die Mitglied- 
Tchaft am Bunde nur al3 eine gejchloffene an, fieht feine 
Beltimmung vor, wie neue Mitglieder aufzunehmen wären. 
© die Schweiz (Art. 1 der Schtveizer Bundesverfalfung) 
und da3 Deutiche Neid) (Art. 1 der NReichöverfafjung). Hier 
wäre eine Aufnahme neuer Staaten nur durch Verfaffungs- 
änderung möglich. Andere Bundezftaaten, wie die Union 
und die parlamentarifc) regierten Bundezftaaten, da3 Domi- 
nion of Canada und der Commonwealth von Auftralien haben 
in ihren Verfaffungen ausprüdlid) die Mögfichkeit-der Auf- 
nahme neuer Mitglieder vorgejehen und geben der Zentral- 
gemalt allein die Befugnis neue Mitglieder aufzunehmen. 
&3 ift in den Vereinigten Staaten der Kongreß (N. ®. Art. IV, 
Sett. 3, 1), im Commonwealth da3 Parlament (B. Art. 121), 
im Dominion die Krone im Staatdrat, die aber eine Mdreffe 
der beiden Häufer des Parlament3 des Dominion und deö 
aufzunehmenden neuen Mitglied abwarten muß. Ber- 
gleichen wir damit Die Beftimmung der Verfalfung des Nord- 
deutfchen Bundes im Art. 79, Abj.2d: „Der Eintitt der 
fübdeutfchen Staaten oder eines derjelben in den Bund erfolgt 
auf den Borfchlag des Bundespräfidiums im Wege derBundes- 
gejeggebung” und bringen uns damit in Erinnerung, Daß dieje
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Beltimmung nur erging, um „die Stellung der Krone Preußen 
fowohl im Bundesrat als auch in der Verfaffung überhaupt 
au ftärten” (Sybel im fonft. Reichdtag, Bezold a. a. DO. ©. 677), 
jo läßt fic) eine intereffante Gruppierung der Bundezftantd- 
topen nad) ihrer Stellung zu unferer Frage, der Aufnahme 
neuer Mitglieder in den Bund, vomehmen. Die volfsfouve- 
tänen übertragen, wie die Schwweiz, dem Volfe Snitiative und 
Löfung der Frage, oder der Legislatur, die parlamentarifc) 
regierten übertragen den Parlamente, die monarchifch oder 
Tonftitutionell regierten dem Bundespräfidium die Snitiative 
zur Aufnahme neuer Mitglieder. 

Mit der Frage der Aufnahme fteht eine andere in un- 
trennbarem Zufammenhange: mas ift die Wirkung der Auf 
nahme? Gleichwertigfeit der neu Aufgenommenen mit den 
ihon Vorhandenen oder rechtlich verjchiedene Wertung? Der 
bolfzfouveräne Bundesftant Tennt nur die Gleichwertigfeit. 
‚5m der Schmeiz folgt dies aus der Verfaffungsbeftimmung, 
die das Vorhandenfein von „Untertanenlanden bzw. Unter- 
tanenverhättniffen” verbietet (Bundesvertrag von 1815, $ VII 
und Art. 4 der Bundesverfaffung, ©. Blumer-Morel, Schweiz. 
Staatstedht, I, ©. 180ff.). Zn den Vereinigten Staaten ging 
zivar eine ausdrücliche Beftimmung, die beantragt war, in 
der Konvention von Philadelphia nicht durch (Curtis, Const. 
History of the U.S. 1%03, I, ©. 540), ift aber gegenwärtig 
durch Rechtsipruch feftgeftellt (Escanaba v. Lake Michigan 
Transportation C®-, 107 U. S. 678 und Boll. v. Nebraska, 
176 U. S. 83). Die Kongreßpragis fteht allerdingd auf einem 
anderen Standpunkt und legt gewöhnlich, da3 Iegtema! 1894 
bei Aufnahme des Staates Utah, Beichränfungen al Be- 
dingungen der Aufnahme auf. 

Die monardifchen Bundezftaaten hingegen, formohl der 
parlamentarifd) wie der Tonftitutionell regierten, lafjen eine 
verjchiedene politifch-rechtliche Wertung zu, indem fie den neu
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Aufzunehmenden, wie das Deutfche Reich e3 getan, Sonder- 
techte gewähren oder wie die britijchen Kolonien Sonder- 
pflichten auferlegen. Denn fowohl in Kanada (Art, 146) als 
aud im Commonwealth (Art. 121) ift e3 zuläffig, daß das 
Bentralparlament die neu aufzunehmenden Bundesmitglieder 
befchwere mit bejonderen Beichränfungen und Bedingungen 
(„terms and conditions“). Bon den Sonderrechten in Diejen 
Bundesflaaten war jhon oben (©. 75) die Nede. 

2. Die Ausicheidung eines Mitglieds Tann weder von 
diejem einfeitig vorgenonmmen, noch von der Bentralgemalt 
verfügt werden, noch im gegenfeitigen Einverftändnis er- 
folgen. Denn erfle3 umd zmweites wäre eine unzuläjjige 
Änderung des Bundesgebiet3, das Teßte aber würde bie 
Konfequenz haben, daß jeder Gfiedftant ausfcheiden fönnte, 
wa3 natürlich die volfftändigfte Negation des Bundezitants 
bedeuten würde. Diefe Grundfäge können allerdings durd) 
die Notwendigkeit de3 Kriegs und durch die Kriegögewalt 
ducchfreugt werden. Da diefe leßtere in allen Bundezftaaten 
in der Hand der Zentralgewalt ift, fo würde fic) eine folche 
Auziheidung eines Gliedftants ohne feine Zuftimmung voll- 
ziehen fönnen. 

III. Beränderung de3 Bundesgebiet3 ohne gleichzeitige 
Veränderung des Mitgliederbeftandes. 

1. Der Gebiet3erwerb. 
Ohne daß die Möglichkeit eines folchen in allen Bundez- 

verfaffungen vorgejehen zu fein braucht, folgt fie aus der 
Tatfache, daß der Bundezftant ein founeränes Gemeinwefen 
it, da3 die Srpanfionzfähigfeit notwendig in fi) trägt. — 
Am zutreffendften ift das in einem NRechtsfall der Vereinigten 
Staaten gejagt, wo ebenfalls die Fähigkeit, Gebiet zu er- 
werben, nicht ausdrüclich in der Verfaffung auögefprochen 
ift. Hier mar fehon die Frage der Verfafjungsmäßigfeit jolchen 
Gebietsermerb3 bei der Erterbung von-Louifiana zu Anfang
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de3 19. Jahrhunderts beftritten. Zefferjon, der damalige Prä- 
jident, hegte Bedenfen. Der Rechtsfall, in dem aber jegliches 
Bedenken behoben und mit der oben angeführten Begründung 
die Notwendigfeit de3 Rechts, Territorium zu erwerben, an- 
erfannt wurde, ift Jones dv. United States (137 U. S. 202). 

2. Territorien, Reichdländer, Schußgebiete. 
Die Berechtigung des Zentralftaats, Territorium zu er- 

werben, ohne der neuen Erwerbung Staatliche Mitgliedichafts- 
rechte am Bunde zuzugeftehen, ift in allen Bundesitaaten 
Di3 auf die Schweiz anerfannt. Zebtere hat alfein, ihrem Typus 
getreu, jid) davon fern gehalten, offenbar in Erinnerung an 
die alten Streitigkeiten, die fic) an den Beftand der früheren 
„Untertanenlande” angenüpft hatten. In den ibrigen Bun- 
veöftaaten hat fid) aber die Möglichkeit, neues Territorium 
zu Gtaatsfragmenten zu gejtalten, herausgebildet. Diefe 
Staatzfragmente find nicht etwa bloß Staaten minderen 
Nechtz, wie die [chtveizerifchen Halblantone (Burdhardt, Kon 
mentar, ©. 54), jondern überhaupt feine Staaten, weil ihnen 
ein oder das andere Merkmal des Staat? abgeht. Zu Er- 
manglung eines eigenen Herrichers ift in allen diefen Staat3- 
fragmenten der Zentralftant der Herricher. Zn der Art der 
Schaffung folder Staatsfragmente ift der bolfsfouveräne 
Bundezftaat viel bejhränfter als der monarchiiche, fei diefer 
parlamentarijch oder Eonftitutionell regiert. Folgende drei 

' Säße beichränfen den vollsfouveränen Bundesftaat: 
a) Kein durch die Verfaffung gejchaffenes Organ fann 

außerhalb der Verfaffung ein eigenes Leben und eine eigene, 
durch die Verfaffung unbefchränfte Kompetenz führen. Dies 
wird z.B. in den Vereinigten Staaten poftuliert, wenn auch dag 
Gegenteil praftifch geübt wird. (Siehe die fog. Insular Cases 
ingbefondere im Rechtsfall Dorwnes d. Bidivell, 182 U. 8. 244.) 

sn den monarhiichen Bundesftaaten gilt diefe Beichrän- 
Tung nicht. Einmal ift befannt, daß bis zum Zahre 1886, d. i. 

Hatjef, Milgemeined Staatörecht TIL. 6
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bis zum Scubgebietsgefeg, der Kaifer ohne gefegliche Er- 
mädtigung die Schußgebietägervalt ausgeübt hat. Dat fie 
aber bis dahin rechtlich der „Gefamtheit der verbündeten 
Regierung” zuftand, tft unbeftritten (j. oben ©. 68). Des- 
gleichen wurde in einem Tanadifchen Nechtzfall die un- 
beichränfte Prärogative des Monarchen in foldhen neu er- 
mworbenen Territorien anerfannt (Wheeler, Constitution of 
Canada ©. 33 und Reg. v. Amer. 42 Upp. Can. O. B. 391). 

b) Über das neu erworbene Territorium exftreckt fich fofort 
und ipso jure mit dem Beitpunft de3 Extverba die Eigenschaft 
als Bundesgebiet (De Lima dv. Bidwell, 182 U.S.1). Fürdie 
monardhifchen Bundesftaaten, insbefondere für Deutjchland, ift 
die3 nicht notwendig der Fall, toie denn auch Die Schubgebiete 

‚nicht deutjches NReichägebiet im Ginne der Verfaffung find. 
ce) Die Einwohner der Territorien genießen die gleichen 

bürgerlichen Rechte wie die de3 Bundesftaat3. Zroar ift diefer 
Sat in einem der jüngften Rechtsfälle allerdings nicht an- 
erfannt (The Territory of Hawaii v. Mankichi, 190U. 8.197), 
aber der obige Sat ift herrfchende Doftrin (Willoughby, The 
American Const. System, 1904, ©.257 ff. und 233). Betreffs 
der politiihen Rechte Hingegen gilt dies felbft im volfg- 
fouveränen Staate nicht, eine Gfeichjtellung der Bewohner der 

Territorien und Gliedftaaten ift jelbft hier nicht anerkannt, viel 
weniger in den mortarchifchen Bundeöftaaten, tvo nicht einmal 
die Gleijftellung in bürgerlicher Hinficht (für Kanada fiehe den 
Rechtsfalt Riel v. The Queen 10 App. Caf. 675) ftatt hat. Nur 
der Commonwealth of Australia macht infofern eine Wus- 
nahme, als hier der Zentrallegiglatur die Befugnis eingeräumt 
ift (Art. 122 der Zivilverfaffung), den Territorien eine Ver- 
tretung in beiden Häufern der Zentraflegislatur zu gewähren. 

3. Sn allen Bundesftaaten tritt bei Gebietsabtre- 
tungen, insbefondere Grenzregulierungen zivijchen 
Bundez- und Auslandsgebiet, ein Zufammentwirfen beider 
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Semwalten, der Bundes- und Gltedftantsgewalt, ein. Die 
vollsjouveränen Bundesftanten zeigen aber auch) hier eine 
Befonderheit, indem die Grenzregufierungen fomohl in der 
Schweiz (Burkhardt, ©. 141) al3 auch in den Vereinigten 
Staaten (jiehe die Grenzregufierungen mit England im 
Sahre 1841, Hart, Actual Government, 1903, ©. 346) zunächt 
bon der Zentralgemwalt allein mit dem Auslande fejtgeftellt 
und nachträglich durch den betroffenen Gliedftaat in der 
einen oder anderen ratifiziert werden, Syn der Schweiz 
inZbejondere wird ein Vertreter des betroffenen Gliedftants 
zu völferrechtfichen Verhandlungen, die der Gebietsabtretung 
veip. Grenzregulierung vorangehen, zugezogen, 

IV. Zeränderung der Mitgtiedichaft ohne Anderung des 
Bundesgebiet, 

Hierher gehören die Fälle der Berfchmelzung von Glied- 
ftaaten, der Vereinigung von folhen und der Teilung eines 
Gliedftants in mehrere, Alfe Bundesverfaffungen jchreiben 
in folchen Fällen die Zuftimmung der Bentralgemwalt außer 
der der beteiligten Gliedftanten vor. Die Zuftimmung der 
Bentralgemwalt ift in einigen Bundezftanten nur durch Ver- 
faljungsänderung möglich, fo in der Schweiz, im Deutfchen 
Reich und in Venezuela, eben weil hier die Bundesverfaffung 
die einzelnen Staaten aufzählt, ohne die Möglichkeit der Mit- 
gliedjhaft3änderung durch Bundesgefe vorzufehen. Sn den 
meiften Bundezftaaten ift dieje Möglichfeit aber durch die Ber» 
fafjung gegeben, jo daß ein verfafjungsänderndes Gejeb nicht 
nötig ift (Unionsverfafjung Art. 4, Sekt. 3; Brafilien Art. 4; 
Argentinen Art. 13; Commonwealth Art. 124; Kanada 34 
Vict. c. 28 ss. 2 und 3). Auch Meyiko (Art. 72 III. Ziff. r)) 
gehört Hierher, doch meist diefer Bundezftaat die Eigentüm- 
Tichfeit auf, daß die fehlende Zuftimmung der beteiligten 
Sliedftaaten in den hier in Frage Eommenden Fällen durch 
ötvei Drittel der fibrigen Staaten erfegt werden Tann, 

6*+
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$9. Bundes: md Gliedftantsangehdrigfeit. 

I. Das beiderfeitige Verhältnis zueinander. - 
Die ältefte Theorie, die aus der Vorftellung der geteilten 

Souveränität Hervorging, tie fie beifpielömweife auch der „Fe- 
deralist“ vorträgt, geht von der Auffaffung aus, daß die beiden 
Arten von Staatsangehörigfeit nebeneinander beftehen könn- 
ten und daß der mwefentlichite Unterfchied ziwifchen Bundes- 
ftaat und Staatenbund eben in der direkten Beherrfchung der 
Untertanen nicht bloß durch die Ofiedftant3gemwalt, fondem auch 
durch die Zentrafftantägewalt beftehe, tmährend im Gtaaten- 
bunde eine Herifchaft der Bentralgewalt nur durch Ber- 
mittlung de3 Gliedflaates möglich fei („Federalist“ Nr. 39: 
„Ihe difference between a federal and national government, 

as it relates to the operation of the government, issupposed 

to consistin this, that in the former the powers operate on the 
political bodies composing the Confederacy, in their political 

capacities; in the latter on the individual citizens compo- 
sing the nation, in their individual capacities“). Dies ift 
faljch, denn in jedem Bundesftaat gibt e8 Fälle, in denen die 
Zentralgewalt die Gfledflantögewalt * angehen muß, um 
Herifcherbefugniffe zu üben. Wir haben e3 in Wirklichkeit 
nit mit nebeneinander beftehenden Untertänigkeitverhät- 
niffen, fondern mit übereinander gelagerten zu tun. ft näm- 
lic) Staatsuntertänigfeit das Ergebniß der Teritorial- 
beherrjhung, was notwendig aus der Tatfache folgt, daß der 
Staat Gebietförperichaft ift, dann begründet eben die Tat- 
jache, daß daS Bundesgebiet fich vorwiegend aus den Terri« 
torien der Gliedftaaten zufammenfegt, gewöhnlich auch die 
doppelte Qualität de3 dem Bundesftante angehörigen Unter- 
tanen, a Bundesftants- und Gfiedftant3bürgers. E3 Liegt hier 
bloß ein Nechtsverhäftnis vor, das zwei Geiten der Betrad)- 
tung hat, nicht zwei Rechtsverhältniffe wie die ältere Theorie
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im Anflug an die amerikanische Auffafjung wollte (fo 3.'B., 
im Anfchluß an Tocqueoille, Waib, Politif, S .172 und 200). 
Da e3 fich bloß um ein NRechtäverhältnis Handelt, Tann diefe 
Regelung nur durd) eine der beiden Stantögewalten, die hier 
in Betracht formen, erfolgen, und diefe fan nur die Zentral- 
Ttaatögewalt fein, follen wirtjchaftliche und politifche Koltifio- 
nen der bedenflichften Art vermieden twerden. Treffend drüdt 
die3 der volf3wirtfchaftliche Ausfhuß der Frankfurter National- 
berfammlung mit den Worten aus (PBrotofolle, Bd. I, ©. 690). 
„Daß jedem Deutichen da3 Aufenthalts und Anfiedlungs- 
recht in allen Gebietsteilen des Deutfchen Reich® garantiert 
jein nıuß, bedarf faum einer Erläuterung; abgejehen von den 
vielen politifchen Gründen, erfordert e3 untviderleglich der 
notwendige Aufjchtwung eines wahrhaft nationalen Gemerbe- 
fleißes. Ohne dasfelbe bleibt die naturgemäße Verbindung 
zwifchen den verfchiedenen deutfchen Arbeit3- und Kapital- 
fräften gehemmt, ohne dasjelbe verfünmern oft in den 
einzelnen Staaten die beiten menfchlihen Fähigkeiten, weil 
Vie nicht die geeignete Stelle finden, an der fie ihre ganze 
Produftivfraft entfalten können ... Bei der Feitftellung die- 
jeö Recht fragt e3 fich aber, ob man... die verfchiedenen 
pattifularen Heimatsrechte in Deutfchland fanktioniert oder 
wenigjtens beftehen läßt, oder ob man fofort dasfelbe gleiche 
Heimatsredht für alle Gebiete des deutichen Reichs gewähr- 
leiftet ... Die Majorität desfelben (sc. des Auzfchuffes)... 
hat fic indeffen für den Yeßteren Weg entfcheiden zu müffen 
geglaubt, teil3 weil jede Verjchiedenheit der einzelnen deut- 
ichen Gefeßgebungen in diefem Punkte immer eine Befchrän- 
fung de3 Rechts feldft ift, teils weil in mehreren deutfchen 
Staaten nicht einmal den eigenen Angehörigen das Recht 
der Freizügigfeit zufteht und daher eine Anerfennung der 
Rartikulargefeggebungen jogar eine teifweife Aufhebung des 
ganzen Recht3 inboloieren würde.”
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Ddb nun die Bundesangehörigfeits- oder Gfiedftaats- 
angehörigfeit da3 primäre Nechtöverhältnis fein muß, ift. 
logisch durchaus nicht aus dem Wefen des Bundezftant3 ab- 
zuleiten, wie die hervorragende Schriftfteller annehmen 
(Laband, der die Gliedftantsangehörigfeit, Zellinef, der die 
Bundesangehörigfeit aB das primäre Verhältnis betrachtet). 
Biwedmäßigfeitsgründe, insbefondere die Furcht, gemiffe 
GSliedftaaten gar zu jehr mit Armenlaften zu überbürden, 
haben da und dort, inöbefondere im Deutfchen Reich und der 
Schmeiz die Gftedftaat3angehörigfeit a3 da3 primäre Ver- 
hältnis, das die Bundedangehörigfeit ipso jure nad) fic) zieht, 
erftehen laffen. Aber auch das umgekehrte Verhältnis, wonach 
man zuerft Bundesbürger werden muß und exit hierauf durd) 
Wohnfig Gliedftantöbürger wird, wie e3 das 14. Amendment 
(Sekt. 1) zur Unionsverfaffung vorfchreibt, ift Teineswegs 
logifchemn a priori zu lieb, fondern einzig und allein aus Dem 
Kontrafte zu den Nechtsauffaffungen entjtanden, welche vor 
dem Bürgerfriege herrichend waren. Den „Staatenrechtlermn” 
galt natürlich die Staat3angehörigfeit und nicht die Bundes- 
angehörigfeit al3 das Primäre. So hatte Calhoun in einer 
1833 gehaltenen Rede erklärt: „Every eitizen is a citizen of 
some State or territory and as such under an express pro- 

vision of the Constitution, is entitled to all the privileges 
and immunities of citizens in the several States; and it is 
in this and no other sense that we are citizens of the ‚United 
States.“ Freilich hatte ungefähr um die gleiche Zeit der be- 
rühmte Oberrichter Marfhall im Rechtsfalle Gaffies v. Ballon 
{6 Pet. 761) erklärt: „A citizen of the United States residing 
in any State of the Union is a citizen of that State“... 
Alfo die Vertreter des Yunpdezftaats, al eigenen ftaatlichen 
Gemeinmwefenz, argumentierten entgegengefeßt. Aber nod) in 
dem berühmten Dred Scott Case (1856) waren die Meinungen 
der Richter geteilt. Während die Majorität die befannten
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Folgerungen aus der geteilten Souveränität 309 (Richter 
Taneh: „no state, since the adoption of the Constitution, 
can by naturalizing an alien invest him with the rights and 
privileges secured to a citizen of a state under the federal 
government, although, so far as the state alone was concer- 
ned, he would undoubtediy be entitled to the rights of a 
eitizen, and clothed with all the rights and immunities 
which the constitution and laws of the state attached to 
that character“), erflärte der Richter Curtiß: „It is left to 
each State to determine, what free persons born within its 
limits shall be citizens of the United States ...““ Allen diefen 
Zweifeln madjte die obige Beftimmung der Berfaffung ein 
Ende. Auch fie verfolgte alfo rein praftifche Zivede. 

Da e3 aber innerhalb des Yundesgebiet3 gliebftantz- 
jreie3 Territorium, Neicheland und dergleichen mehr geben 
fan und gibt, fehlt. mitunter an dem in Trage ftehenden 
Rechtsverhältniffe die Gliedftantzzugehörigteit. Angehörige 
bon Reichdlanden, Territorien ufiv. find Bundesangehörige 
ohne Gliedftaat3bürger zu fein. Ein gleiches Verhältnis befteht 
in jenen Bumdezftaaten, welche ihre Gtiedftaaten beinahe zur 
Rolle von Provinzen herabgedrüct haben, wie dies in den 
jüdamerifanifchen Republifen und namentlic) in Kanada der 
Tall ift. Hier gibt e&8 nur Bundezflaatsangehörigkeit, welche 
eo ipso zur Ausübung der politifchen Rechte in den Glied- 
ftaaten berechtigt. A Typus der fünamerifanifchen Staaten 
jei Venezuela angeführt. Art. 8 der neuen Berfafjung vom 
27. April 1904 ftellt die Bedingungen für den Erwerb der 
venezuefiihen Staatsangehörigfeit feft. Die Berfaifung 
des Gliedftaates Merida vom 9. Yuguft 1904 (Annuaire de 
la legislation &trangere 1905, ©. 544) bejtimmt aber in Aıt. 
15ff., Daß alle. Venezueler männlichen Gefchlechts, die 
da3 21. Lebensjahr volfendet haben, zu allen öffentlichen 
Ämtern wählen können und felbft wählbar find. In Kanada
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Tpricht das Gefeh des Dominion (Revised Statutes, Chap. 
113 ex 1886 s. 7 Abf. 2 und s. 15) nur von einer Britifchen 
Nationalität in Kanada („British Subject within Canada“), " 
deren Erwerb zur Ausübung aller ftantöbürgerlichen Rechte 
innerhalb des Doninion berechtigt, von einer befonderen 
Staat3angehörigfeit in den einzelnen Provinzen Kanadas it 
feineftede. Anderöhingegen in dem auftralifchen Gemeinivefen. 
Hier erfolgt der Erwerb und Verluft der Bundesangehörig- 
feit nach dem Bundeögefege von 13. Oftbr. 1903 (Nr. 11 of 
1903). Diefe berechtigt zur Ausübung aller ftaatsbürgerfichen 
Necte innerhalb. de3 Bundesgebiet3, wen nicht das Gejeb 
eines Eingelftaates dies ausdrüclic, ausfchließt, was bezüg- 
Tic) alter pofitifchen Rechte der Fall ift (5.8). Für die Wahlen 
zum Commonmwealth-Barlament gilt 3.8. allgemeines Stimm- 
vecht für Männer und Frauen, in den Einzelftaaten ift dagegen 
da3 Wahlrecht durch Census befchränft. 

I. Politifiche Rechte — „Orundrechte". 
sn der Regelung der Bundesangehörigfeit und im Bu- 

jammenhange mit ihr, der Staat3bürgerichaft, Tann die Bun- 
deögemalt nicht bloß die Borausfegungen für den Erwerb und 
Qerluft beider, fondern auch den Inhalt des Nectöverhält- 
niffe3 normieren. Allerdings Tann fie gewöhnlich nicht fo weit 
wie in den füdamerifanifhen Bundesftaaten gehen, daß fie 
auch die politiichen Nechte in den Gkliedftanten d. i. die 
Teilnahme an der Herrfchaft innerhalb diefer Gebiete, einer 
Regelung unterzieht. Denn dadurch tmäre ver politifche 
Charakter der Gliedftanten al Staaten negiert, ihre Selb- 
ftändigfeit und Yutonomie verneint, wie dies fehon Die Väter 
der Frankfurter NeichEverfaffung erfannt und deshalb alle 
politiihen Rechte diefer Art als außerhalb der Sphäre der 
Regelung durch die Nationalverfammlung tejp. de3 neu ge- 
Ihaffenen Reichs liegend erflätt hatten (Stenogr. Protokolle, 
II, ©. 976, 1.). Aber das ift auc) die einzige Schranfe für Die
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QDundegewalt. Bi dahin Tann fie immer gehen und ind- 
befondere Grundrechte al Abgrenzung der bejonderen Frei- 
heitsiphäre gegenüber den Eingriffen der Bundes- reip. 
Sliedftantsgemalt garantieren. Solche Sreiheits- und Grumd- 
vechte der Jndividuen finden twir natürlich) in allen volfg- 
jouveränen Bundesftaaten garantiert (Unionzperfaffung, 
Amendments 1—6 und Amendment 14; Schweiz Art. 4, 
Argentinien, Art. 1Aff., Brafilien, Art. 2—78, Mexiko, Art. 
130, Venezuela, Art. 22—29). Aber auch'in monarhiichen 
finden fie fi. So haben feinerzeit die Tranffurter Reichg- 
verfaffung $ 130ff. und die Erfurter Unionsverfaffung $ 128Ff. 
jolde Grundrechte gemwährleiftet. Auch in der Berfaffung 
de3 Auftralifchen Commonwealth findet fi) allerdings ver- 
einzelt die Garantie der Glaubenzfreigeit (Art. 116). Nach) 
dent Wortlaut der deufchen Reichverfaffung ftünde nichts 
im Wege, den in Art. 1 Nr. 1 gebiauchten Ausdrud „Staat3- 
bürgerrecht" auch auf die Regelung ftaatSbürgerlicher Grund- 
vechte auszudehnen und von diefer Tatjache ift man auch, 
ausgegangen, als man im Norbdeutfchen Bund ohne jeg- 
liche Berfaffungsänderung das Gefeß vom 3. Suli 1869 
über die Oleichberechtigung der Konfeffionen exlaffen hat. Das 
bayrifhe Schlußprotofoll vom 23. Nov. 1870 hat aber diefer 
Auffaffung einen Riegel vorgefchoben. Da e3 Beftandteil der 
gegenwärtigen Keichöverfaffung ift, wäre eine Aufftellung 
von Orumdrechten heute mur durch) Verfaffungsänderung 
möglich. 

Der mit der Aufnahme von Grundrechten in die Bundeg- 
verfafjung verbundene Zmwed kann ein mehrfacher fein. Ent- 
weder Tann e3 fich darıım handeln, daducch der bundez- und 
gliedftaatlichen Gejebgebung eine Schranfe zu fegen, fo daf; 
Gejege, die gegen diefe Verfaffungsbeftimmungen beritoßen 
twürben, bon den Gerichten, insbefondere einem oberjten 
Bundesgericht, ala null und nichtig behandelt werden müßten
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(Venezuela, Art. 95 Nr. 10). Oder fie dienen al Schranfe 
nicht bloß der Gefeßgebung, fondern aud) der Verwaltung 
nicht bloß de3 Bundes-, fondern auch des Gfiedftantes (Union, 
Art. III, Ceft. 2; Schweiz, Art. 113; Meriko, Art. 101, 
Ab. 1; Argentinien, Art. 100; Brafifien, Art. 59 $ ib). 
der Schweiz reicht die Ehrfurcht vor den Grundrechten fo weit, 
daß nicht bloß die durch die Qundesverfaffung, fordern auch 
die durch die Gliedftantsverfaffungen garantierten Freiheits- 
rechte von Bundeswegen gejchütt werden (Art. 113, Nr. 3). 
Eine Eigenart von „Grundrechten“ der Gliedftaaten gegen- 
über der Bentralgewalt, die durch dos oberjte Reichsgericht 
geihügt wird, fieht die Verfaffung von Venezuela vor 
(Art. 106). 

I. Das Sndigenat. 
Mitunter fanrı die Bundesgemalt bei Regelung der ftaats- 

bürgerlichen Verhältniffe nicht fo weit gehen, um alle bürger- 
Iihen Nechtsbeziehungen, die Ausflüffe der Staatsbürger 
Ichaft find, felbft und daher überall gleichmäßig zu regeln. Bis 
zu folder Regelung muß e3 dann bei ven partifularen Glied- 
ftaatögejegen, welche jene Beziehungen regeln, fein Berwen- 
den haben. Um aber wenigftens den landfremden Reichs- 
bürgern- in den Gliedftanten gleiche Behandlung wie den 
Angehörigen diefer Ofiedftaaten zu fihern, [pricht die Bundez- 
berfafjung eine folhe Garantie ausdrücklich aus. Die deutjche 
Reich3verfaffung regelt auf diefe Weife die Tandfremde 
Reihsbürgerihaft, die fie Irdigenat nennt At. 3). Eine 
ähnliche Beftimmung findet fi in der Unionsverfafjung 
(Art. IV, Gelt. 2), in der fchweizerifchen Bundesverfaffung 
(Art. 43) u.a. Aus dem Sndigenat folgt aber noch nicht 
die Freiheit von Doppelbefteuerung innerhalb de3 Bundes- 
gebiets. &o ift foldhe in den Vereinigten Staaten troß der 
auf das Indigenat bezugnehmenden Verfaffungsnorm recht 
lich zufäffig und möglich (Coöley, Const. Limitations, ch. XIV).
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sn der Schweiz und im Deutfchen Reich bedurfte es zum 
Ausihluß der Doppelbefteuerung durd, mehrere Gfiedftanten 
noch eines befonderen Gejeßes (fiehe Schweiz. Verf. Art. 46, 
Deutiches Neichägefeg tiber die Doppelbefteuerung vom 
13. Mai 1870). 

Deshalb ift die Begründung der erften Petition zur Einführung 
de3 Berbats der Doppelbefteuerung im Deutfchen Reiche (damals 
Nordd. Bund, 1867): „Solche Befteuerung fcheine... unerträglich 
mit dem Wefen des... Indigenats” unrichtig. Auch die fchmeize- 
riiche Prari gegen die Doppefbefteuerung, die dor rt. 46 der 
Bundesverfaffung jeit 1842 beftand, ftüßte fich nicht auf das Sn 
digenat. Giehe Blumer-Morel, I, ©. 243, Ulmer Stantzredtl. 
Praris der jchweiz. Yundesbehörden, Bd. 1, ©. 104 ff. 

Das Yrdigenat eritredt fich nicht auf die politiichen Rechte, 
da 3 feiner Natur nad) nur al3 Ausgleichung der partiku- 
lären Berfchiedenheit in bezug auf die bürgerlichen NRechts- 
beziehungen dienen foll. Das ift fowoh! für das Deutfche Neid) 
als aud) für die Schweiz und die Union herrfchende Meinung. 
Aus dem gleichen Grunde finden wir zuweilen aud) die Yudi- 
gentatöflaufel in folhen Qerfaffungen, welche eine partifuläre 
Stantsangehörigfeit mit befonderen politiichen Rechten in 
den Gliedftaaten negieren (fo 3. B. der preußifche Bundes- 
entivurf von. 1866, Art. 3 und die argentinische Verfaffung 
Art. 8). 

$ 10. Die Legislatur im Bundezitante, 

1. gm Aufbau der Bundeslegißlatur verfolgen die drei 
Arten von Bundesftaaten verjchiedene Bivede, denen aud) die 
Struftur der Gejebgebungsmafchine folgen muß. 

Der vollsfouveräne Bundezftant muß forgjam die ihn 
zugrunde liegende Teilung der Souveränität zrifchen Bundes- 
und Gfiedftaatövolf wahren, gleichzeitig aber auch auf die 
Dreiteilung der Stantögemwalt, die er zur Grundlage nimmt, 
achten. Er muß inöbejondere darauf achten, daß die legig-
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Iative Gewalt ebenfo wie die erefutive die ihnen bon Ber- 
fajfungsgefebgeber gejegten Schranfen nicht überfchreite. Na- 
mentlich ift 3 die Yegislative Gewalt, die gern in Volfzftanten 
ihre Grenzen überjchreitet. Aus der amerifanifchen Ber- 
faffungsgeichichte find hier manche Beifpiele zu nennen, 
jo namentlich der mit Erxfolg durchgefegte Anfpruch, daß der 
Kongreß bei den Präfivententoahlen nicht bloß das formelle 
Gefhäft der Stinmmzählung, fondemn eine Art von Prüfung 
der Wahlen vormehnte („Federalist“ ed. Ford ©. 398 Anm.). 
Um nun diefem Übel vorzubeugen, in3befondere Die gemwollte 
Teilung der Gemalt unter die Staatdorgane vorzunehmen, ift 
da3 Zweifammerfyften in bolfsfouveränen Bundesftanten ge= 
mählt, gleichzeitig aber Gleichberechtigung beiden Kammern 
eingeräumt. Der„Federalift” Hat nun dieje Funktion des Zivei- 
fammerfuftems in voffsfouderänen Bundezftanten mit folgen- 
den Worten ffiziert: („Federalist“ Nr. 51, ©.345) „In Deimo- 
fratien (republican government) dominiert die NMutorität der 
Legislatur notwendig. Die Remedur gegen Diefen llbel- 
fand ift Durch die Teilung der Segiäfatur in zwei Ah- 
teilungen gegeben, ferner dadurd, daß man fie durd) ver- 
Ihiedenen Wahlmodus und verjchiedene Handlungsmotive 
fo wenig miteinander äufanmenhängen läßt, a die Natur 
ihrer gemeinfamen SFunftionen und ihre gemeinfame Ab- 
hängigfeit von der ftantlichen Gefeltichaft e3 zulaffen. &3 
‚mag aud) vielleicht notwendig fein, gegen ihre gefährlichen 
Übergriffe durch weitere Vorfichtömaßregeln fich zu fehüßen. 
sn dem Maße al das Schwergewicht der legißlativen Ge- 
twalt ihre Aufteilung verlangt, erfordert die Schwäche der 
erelutiven Getvalt, daß fie verftärft werde. Ein abfjolutes 
Zeto (absolute negative) gegenüber der Zegiöfatur er- 
[heint auf den erften Blidf die natürliche Waffe, mit welcher 
der exefutive Magiftvat auögeftattet werden jollte. Aber fie 
wäre vielleicht weder ficher noch ausreihend. Bei gervöhn-
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lichen Anläffen wiirde fie nicht mit nötiger Entfchiedenheit, 
bei außergewöhnlichen vielleicht hinterfiftig verwendet mwer- 
den. Kann aber nicht diefer Mangel des abfoluten Betoz er- 
feßt werden durch einen gewiffermaßen qualifizierten Bus 
fammenhang zwifchen dem Ihwachen Reffort (sc. der Exefu- 
tive) und dem fchmwachen Teil des farfen Reffort3 (sc dem 
Senat), wodurd) der Teßtere dahin gebracht werden fönnte, 
die Fonftitutionellen Rechte de erfteren zu unterjtügen, ohne 
zu jeht von den Nechten des eigenen Refforts (sc. der Negis- 
lative) abgelenft zu werden?” Daraus folgt, daß der Typus 
der volfzfouveränen Bundesflanten ein Zweifanmerjyftem 
mit volfftändiger Gleichheit der beiden Kanımern, einem fus- 
penfiven Beto der Exekutive und einer Verbindung von Exe- 
futive und Genat für gemiffe Berwaltungsaufgaben forbeit. 

Ganz anders ift die Struftur des parlamentarifchen Bun- 
deöftaats. Hier befteht Feine Furcht vor Übergriffen ver 
Legislatur gegenüber der Exekutive, im Gegenteil diefes Über- 
greifen, diejes ftändige Übergreifen ift jelbftverftändfiche Bor- 
ausfegung für die Wirffamfeit der parlamentarifchen Re- 
gierung. Aber die Schwierigkeit, die hier zu überwinden ift, 
ijt eine ganz eigenartige. Ein Smeifammerfuften ift auch hier 
ganz fotvie in dem bvolfsfouveränen Bundesftant notwendig, 
insbefondere um die Sntereffen der Einzelftaaten in der einen 
Kammer, die Antereffen der Gefamtnation in der Nolks- 
fammer zum Ausdruck zu bringen. Das twürde alfo zei 
gleichftarfe Kammern fordern. Dem widerfpricht aber die 
parlamentarijche Regierung, die durchaus das Übergewicht 
der einen Kammer, in3bejondere der Volfsfammer, über die 
andere Kammer vorauzjegt, da fonft das bverantiortfiche 
Minifterium niemal wüßte, wem e3 im Falle des Konflikts 
ziwiichen beiden Kanımern zu folgen hätte. Deshalb verlangt 
der parlamentarifche Bundezitant eine Abjehmwächung des 
Prinzips der Gleichberechtigung beider Kammern, tie e8 im
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volfsfouveränen Bundezftaat auf Grund der Dreiteilung der 
Staatögemwalt zu Haufe ift. Diefen Gegenfat hat fehon die 
auftralifche Nationalfonvention zu Sydney im Jahre 1891 
bei Schaffung de3 auftralifhen Bundezftant3 bemerkt und der 
Abgeordnete Sir Samuel Griffith hat diefen Gegenjak 
treffend in die Worte zufammengefaßt (Official Record of The 
Votes and Proceedings of the National Australasian Con- 
vention, Sydney 1891, ©.16): „Unfer gegenmärtiges Syften 
in den Kolonien, im britifchen Parlament und in Kanada 
it, daß ein Haus einen präponderierenden Einfluß hat ... 
Da3 andere Haus ift fchwächer und fein fo unabhängiger 
Körper; e3 Tann meiftens überflüffige Haft der Regierung 
zuricdrängen, aber früher oder fpäter muß e3 nachgeben. 
Doc wenn Sie das Prinzip anerkennen (das Prinzip, das vor- 
her al das amerifanifche bezeichnet worden ift), daß die 
Staaten auch durch ihre Majorität bei jedem Gejegesvor- 
jhlag mitwirken müffen, dann darf das eine Haus Feinen 
präponderierenden Einfluß haben.“ 

Siehe aucd, Rebe de3 Abgeordneten Playford, ©. 28: „But 
under a system of responsible government you cannot do that. 
You cannot graft responsible government on to the American 
system a congress as it is called consisting of a senate and lower 
house — and make it work, because directly you graft on to it 
responsible government, you take away at one stroke some of 
the powers the senate possesses ... You cannot carry on re- 
sponsible government and give to the senate the powers which 
it possesses in America at the present time.“ 

Tatfächlich hat man forwohl in Auftralien al auch in Kanada 
und jchließlich in Venezuela ein Haus, nämlich das Voffshaus, 
bor dem Senate, dem Staatenhaufe bevorzugt, entiveder fo, 
daß man ihm einen beftimmenden und entjcheidenden Einfluß 
auf die Gejeßgebung einräumte (fo in Kanada und Auftralien), 
oder ihm allein Die Macht verlieh, durch fein Miftrauenspotum 
die Minifter zu Falle zu bringen (Venezuela Art. 34, 3iff. 1).



Der Aufbau. 95 

In Aufteafien herricht zu diefem Zivede gemäß Art. 57 der Ber- 
jaffung dag Prinzip der fogenannten „Durchzählung”. Wenn nims- 
li) der Senat einen im epräfentenhaufe befchloffenen Gejeßent- murf verwirft und da3 Teßtere nach einem Zeitraum von 3 Monaten den Entwurf nod) einmal befchließt, der Senat ihn aber troßdem ber» 
wirft, fo Löft der Generalgouverneur beide Häufer auf. Kommt na 
diefem Appell an das Bolt noch immer feine Übereinftimmung beider 
Häufer zuftande, danrı muß Der Generafgouverneur beide Häufer zu gemeinfamer Gikung und gemeinfamer Beichlußfaffung ein- 
laden. Die Majorität der hier abgegebenen Stimmen entjcheibet. 
Da das Nepräfentantenhaus nad dem Willen der Verfaffung 
(Art. 24, Abj. 2, Ziff. 1) eine doppelt fo ftarfe Mitgliederzahl wie 
der Senat befißt, fo wird fein Botum gewöhnlich durchdringen, 
wenn der Gejegentwurf vorher mit überriegender Majorität im Repräfentantenhaufe angenommen torden var. 

In dem monardjifch-fouveränen Bundesftante, Deutfches 
Reich, war für Die Frage der Struftur, welche der Tegislativen 
Gewalt gegeben werden follte, beitinmend, daß der Bundes- 
faat al Organ der monardhiichen Souveräne Deutihlandg 
zunädhit feftftand und man unter ihm fein Oberhaus an- 
bringen zu Tönnen vermeinte, ohne überflüffige Kompfiziert- 
heit (Breifammerfgftem) herbeizuführen. Bismard Ipradı fich 
darüber im Neichdtag von 1867 bei Beratung der norddeut- 
Ihen Bundezverfaffung wie folgt aus (Bezolo, Materialien, 
%. II, ©. 53): „3 ift mir an und für fich nicht Teicht, mir 
ein deutfches Oberhaus zu denken, das man einfchieben könnte 
zwiichen den Bundesrat, der, ic, mwiederhole e3, volffommen 
unentbehrlich ift al diejenige Stelle, wo die Souveränität 
der Einzelftanten fortfährt, ihren Ausdrud zu finden, daß 
man alfo einfchieben fönnte ziwifchen diefem Bundesrate und 
diefem Neichötage ein Mittelglied, welches dem NReichdtage in 
jeiner Bedeutung auf der fozialen Stufenleiter einigermaßen 
überlegen wäre und dem Bundesrate und defjien Vollmacht 
gebern hinreichend nachftünde, um die Klaffififation zu recht» 
fertigen. Wir würden in der Verfammlung nichtfouveräne 
Paiıs, Mitglieder haben, die ihrerjeit3 geneigt find, zu rivali-
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fieren mit den mindermächtigen Souveränen in ihrer fozialen 
Stellung. Der Bundesrat repräfentiert bis zu einem ge- 
wiffen Grade ein Oberhaus, in weldhem Se. Majeftät der 
König von Preußen primus inter pares ift, und in welchem 
derjenige Überreit de3 hohen Adels, der feine Landeshoheit 
bewahrt hat, feinen Plaß findet. Dies Oberhaus nun da- 
durch zu vewvolfftändigen, daß man ihm nichtfouveräne Mit- 
gleider beifügt, Halte ich praftifch für zu [hwierig, um die Nus- 
führung zu verfuchen. Diefes fouveräne Oberhaus aber in 
feinen Beftandteilen außerhalb des Präfidiums fo weit her- 
unterzudrüden, daß e3 einer Bairskammer ähnlich würde, die 
von unten veroollitändigt werden könnte, halte ich für unmög- 
lich, und ich wiirde niemals wagen, da3 einem Heren gegeit- 
über, twie der König von Sachen it, auch nur anzudeuten. 
Der hauptfählichte Grund aber, warum wir feine Teilung 
de3 Neichötags in zivei Häufer vorgefchlagen haben, Tiegt immer 
in der zu fiarfen Komplizierung der Mafchine. Die Gefeb- 
gebung de3 Bundes fan fchon durch) einen anhaltenden Wider- 
Ipruch ziwifchen dem Bundesrat und dem Neichstage zum Still- 
ftand gebracht werden, wie das in jedem Sweifammerfuften 
der Zall ift; aber bei einem Preiflammerfyftem, wenn ich ein- 
mal den Bundesrat al3 Kammer bezeichnen darf, würde die 
Möglichkeit, die Wahrfcheintichfeit diefes Stilfftandes noch viel 
näher Tiegen ...” 

©o haben wir im Deutjchen Reich daS Gegenftüc zu dem 
amerifanifchen Typus. Während hier, um einer zu flarfen 
Legizlatur in der Egefutive ein Gegengetwicht zu bilden, die 
2egislatur geteilt und die Eyefutive mit dem fchwächeren 
Alte der Legislatur, dem Senate, verbunden wid, wird um- 
gefehrt zur Herabminderung des übergroßen Ginfluffes der 
Exekutive eine Art von Hemimgemwicht an da3 obeufte Erefutiv- 
organ Des Reichs, den Bundesrat, gehängt, nämlich die Eigen- 
ihaft eines „Dberhaufes“. Zedenfalls find auch hier beide
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Häufer der Legislatur nicht gleichgeartet, fondern der Bundes- 
tat ift da3 übergeordnete Haus, mas auch dem Wejen des 
monardhifch-fouveränen Bundesftaates am eheften entfpricht. 

©o haben denn alle Bundezftaaten das Bweifammerfyftem, 
to in dem einen, der Volfsfamımer, die Nation, indem andern 
die Etaaten vertreten find. Im Deutichen Reiche heißen fie 
Neichdtag und Bundesrat, in der Schweiz National- und 
Ständerat, in den Vereinigten Staaten Repräfentantenhaus 
und Senat, ebenjo in Auftralien, wogegen in Kanada der 
Ausdrud House of Commons und Senat gejeblich borge- 
ihrieben ift. Die mittel- und füdamerifanifchen Bundez- 
ftaaten haben für die Legislatur die Bezeichnung Congreso, 
3m einzelnen bezeichnen Mexiko die Kammern al Cämara 
de Diputados und Cämera de Senadores (Art. 51), ebenfo 
Argentinien (Art. 36) und Venezuela (Art. 30), Brafilien al 
Cämara dos Deputados und Senado (Art. 16, 3iff.D. 

Il. Die Zufammenfegung der beiden Häufer. 
Allen bundezftaatlihen Legislaturen Tiegt die See zu- 

grunde, daß das Vollshaus die Nation ald Ganzes, die fo- 
genannte Erfte Kammer aber die Interejfen der Einzelftanten 
vertreten fol. 

Was nun diefe Vertretung anlangt, fo herrfcht Feines- 
weg3 einheitliche Löfung des Broblems, wie jene erfolgen joll, 
ob durch ernannte Vertreter oder gewählte und im Falle der 
legteren Alternative, ob durch direkt vom Volke oder von den 
Eingelftantslegisfaturen gewählte. Dem Spealtypus gemäß 
märe, daß in monarchiichen, einjchließlich der parlamentari- 
Ihen, Bundesftaaten die Vertreter von dem Spuperän, aljo 
im Deutfchen Rei) von den verbündeten Regierungen be- 
fett, in den volfsfouveränen Bundesftanten aber direft 
vom Bolfe gewählt twinden. 

Doc ift diefes dem Zdealtypus entfprechende Prinzip in 
der Prayis nicht ganz verwirklicht worden. So ift in den 

Hatichel, Aligemeines Stantörecht II. 7
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Vereinigten Staaten nicht die Bolfswahl zum Senate gegeben, 
trogdem James Wilfon in der Federalfonvention von 1787 
jie eifrig propagiert hatte (Haynes, The Election of Senators, 
1906, ©. 5 und 7), fondern die Wahl durch die Staatslegis- 
laturen (Art. I, Sect. 3, $1). Mar wollte dadurd) eine 
größere Filtrierung („filtration“) der in Betracht fonımenden 
Talente erzielen. Freilich hat die Praris dies in da3 Gegen- 
teil, nämlich in VBollswahlen verkehrt, infofern al3 Heute nicht 
jelten Berfonen in die Stantslegislaturen gewählt merdeit, 
mit dem direkten Auftrag, für diefe oder jene Berjonen bei 
den Senatäwahlen zu ftinmen (jiehe Ford a. a. D. ©. 409, 
Anm.). So hat die Praris dem Typus zu feinem Rechte 
verholfen, allerdings gegen den Willen des Berfaffungs- 
gejeßgeberd. In Mexiko beftehen ganz analoge Berfaffungs- 
beitimmungen (Art. 58 A in der Berfafjung des Amendments 
vom.13. Nov. 1874), ebenfo in Argentinien (Art. 46). Bra- 
fifien hat dem Typus des volfsfouveränen Bundezftaats anı 
ehejten entfprochen, indent hier die direkten Volßßwahlen für 
den Senat vorgejchrieben find (Art. 30: „eleitos pelo mes- 
mo modo por que o forem os deputados“). Sn der Schweiz 
ift e3 den Einzelftaaten überfaffen, die Form des Wahlrechts 
für den Ständerat vorzufchreiben (Axt. 80), fo daß num in 
den meillen Santonen die Ständeräte durch daS Volk ge- 
wählt werden, in den rein demokratischen Kantonen von der 
Zandsgemeinde, in den übrigen aber (Bern, Luzern, Frei- 
burg, St. Gallen, Nargan, Waadt, Wallis und Neuenburg) 
vom Großen Rat (fiehe Burdhardt, ©. 725). Jr den parla- 
mentarifchen Bundesftaaten ift ebenfalß der Typus nicht er- 
reicht, Die Wahl de3 Senator durd) die Einzelftaatäfegisfatur 
ift in Venezuela gegeben (Art. 53). Auch müffen hier die 
Senatoren außerhalb des Kreifes der Mitglieder der Stiaats- 
legislatur gewählt werden. Ir Kanada Herrfcht Die Ernennung 
dich den Monarchen vor entfprechend dem Typus (Art. 21).
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Sp jagt demm aucd) der Vater der Tanadifchen Verfaflung 
Macdonald bei Beratung der Verfajfungsprinzipien in der 
fanadifchen Provinzialfegislatur: „And nomination by the 
crown is of course the system which is most in accor- 
dance with the British Constitution“ (Egerton & Grant, 
Canadian Const. Development, 1907, &. 376). Sn Auftta- 
fien Herrfcht daS Prinzip der VBolwahlen für den Senat 
(Art. 7). 

Vetreffs der Zahl der Senatoren wird fonohl in den 
parlamentarifchen tie in den volffouveränen das Prinzip 
der Gleichheit der Staaten verfolgt. Nur Kanada bildet eine 
Ausnahme, two die Eenatoren von der Krone ernannt iver- 
den (Art. 21). Tie Beitimmung der gleichen Anteilnahme 
alter Staaten an der Senatsmitgliedfchaft ift dur) den Um- 
Hand zu erklären, daß der Senat in allen Bundesftanten den 
Zived hat, das Juterefje der Einzelftaaten gegenüber dem 
Gejamtinterejfe der Nation, wie e3 in dem Vollshaufe ge- 
geben it, zu vertreten. Übrigens wurde aud) in Kanada auf 
diejes Prinzip infofern Rücficht genommen, als die Provinzen 
zu größeren öfonomijchen Gruppen vereinigt gedacht wurden 
und jede Gruppe den gleichen Anteil zugewviefen erhielt 
(Egerton & Grant, ©. 375). Freilid) ijt dies bloß politiiches 
Teinzip und nicht juriflifche Formel. 

Was num die Beltimmung des Wahfrechts, der Wähl- 
barfeit und des Mahlverfahrend anlangt, fo wäre e3 aus 
dem zufegt angeführten Grund leicht begreiffich, wenn dies 
in alfen volfsfouveränen und parlamentarifchen Bundes- 
Staaten den Eingelftnaten und ihrem Partikularrechte über- 
laffen wäre (fiehe die Ausführungen des Deputierten 
Kingfton in der Sponey-Sonvention von 1891, ©. 285f.: 
„Aud it was felt that it would be an unnecessary inter- 
ference with state autonomy to prescribe a hard and fast 
rule, which could not be altered except by means of an 

7*
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alteration of the constitution of the federation“). Tatfäc)- 
lic) Hat nur die Schweiz diefe Konfequenz gezogen. In allen 
anderen Yundezftaaten ift diefe Beftimmung mehr oder 
weniger Sache de3 Bundesftaatzrechts gemvorden. 

Umgefehtt würde e3, da die Vollsfammer in allen 
QBundesftaaten mit Einfchluß des Deutfchen Reichs die Iu- 
terejjen der Gejamtnation widerfpiegeln foll, Tonfequent 
gewejen fein, die Beitimmung de3 Wahlrechts, der Wähl- 
barkeit und des Wahlverfahrens durch Bundesrecht zu regeft. 
Zatfächlich Haben dies nur die YBundezitaaten Auftralien, 
da3 Deutfche Neid), dann Mezifo (Art. 55) und Argen- 
tinien (Art. 41: „para lo sucesivo el Congreso expedira una 
ley general“) angeoronet. Die anderen Bundesftaaten über- 
lafjen e3 ınehr oder weniger den Einzelftaaten, die Wahfrechts- 
normen für dad Bollshaus vorzufchreiben und behalten dent 
Bundesrecht mır jene Normen vor, die prinzipieller Art find 
und namentlich dazu dienen, die aus Wahlen hervorgehenden 
beiden Häufer in ihrer Struftur zu differenzieren. Sehr weit 
gehen in diefem Überantworten an den. Einzelftaatsgejeb- 
geber die Berfaffung der Vereinigten Staaten (Art. I, Selt.2, 
$ 1) und die Verfafjung Venezuelas (Art.31), welche das ge- 
jamte Wahlrecht, einfchließlich der Wählbarkeit und des MWahl- 
verfahrens, den Einzeljtanten überlaffen, am tmenigften weit 
die Verfaffung und das Recht der Schweiz. Hier Fünnen 
jeit dem Bundesgefek vom 19. Juli 1872, betr. die eidg. 
Wahlen und Abftimmungen (abgeändert durch Gef. vom 
30. März 1900), die Einzelftaaten mr noch Vorfehriften über 
die Ausfchließungsgründe vom Stimmrecht aufitellen (Art. 74; 
fiehe Burdhardt, ©. 716). Zn der Mitte zmwifchen diejen bei- 
den Thpen fteht Brafilien, wofeldft dem Kongreffe nur die 
Öefesgebung über die Ausfchliegungsgründe vorbehalten 
(At. 27), und Kanada, wo dem Parlament nur die Ab- 
grenzung der Wahlbezirfe überlaffen ift (Art. 40).
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Am allgemeinen fchreiben beinahe alle Bundesjlaaten das 
allgemeine, gleiche und direte Wahlrecht für dad Volkshaus 
vor. Ausgeriommen hiervon ift bloß Meriko, mo die BVer- 
faffung indireftes Wahlrecht feftfegt (Art. 55), und Stanada, 
wo bi3 zum heutigen Tage fein allgemeines Wahlvecht ge- 
geben ifl. Zr Brafilien ift Minoritätenvertretung für dad 
Wahlrecht zum VBollshaufe, das der Einzelftantägejeggeber 
feftftellt, durch Die Burndesverfaffung garantiert (Art. 28: 
„nediante o suffragio directo, garantida a representacad da 
minoria“). Sm alfen Bundesftaaten ift das Verhältnis der 
Bevöfferung zur Bahl der zu mwählenıden Wbgeorvneten des 
Bollshaufes durch die Verfaffung, im Deutichen Reid) durd) 
Gejeb vorgejchrieben. Diefe in den anglofächfiihen Bundes- 
Staaten fogenammte „ratio“ beträgt im Deutichen Reid) 
1: 100.000, in den Vereinigten Staaten 1: 30.000 (Art. I, 
Sekt. 2, $ 3), in Merifo 1:40000 (Art. 53), in Brafilien 
1: 70.000 (Art. 28, $ 1), in Argentinien 1: 33000 (Art. 86 
in der amendierten Zorn bon 1898), in Verrezuela 1 : 40 000 
für den erften Abgeoroneten, 1 : 20.000 für jeden folgenden 
eine3 Wahlbezirts (Art. 31), in der Schweiz 1 : 20 000 (Art. 72, 
Abf. 1). Zr volßßfouveränen Bundesftaaten müßte die Auf- 
fteffung diefes Verhältniffes durch die Verfaffung zu einer 
unbegrenzten automatifchen Vermehrung der Mitgliederzahl 
der Vollsfammer führen und ähnliches wäre in parlamen- 
tariichen Bundesftanten zu erwarten. Veshalb haben die 
Vereinigten Staaten, ferner Kanada und Auftralien Diefer un- 
begrenzten Vermehrung einen Riegel vorgefchoben, dafür aber 
das Prinzip der proportionellen Verteilung der Volksvertreter 
auf die Einzelftanten in den Vowergrund gerüdt. Die Ver- 
einigten Staaten haben dutch Gejeg die Zahl der Mitglieder 
de3 Repräfentantenhaufes auf 356 friert, während gleich- 
zeitig die Verfaffung die gleihmäßige Verteilung der Ab> 
geordneten unter die Staaten im Verhältnis zu ihrer Be-
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völferung nad) einem zehnjährigen Zenfus vorschreibt (Art. 1, 
Geft. 2, 8 3 und 14. Amendment $2). Die „ratio“ beträgt 
jest ungefähr 1: 174000 (Bryce, American Commonwealth, I, 
©. 125). 

In Kanada ift mur die Vertretungsziffer einer einzigen 
Prodinz, nämlid) die Quebec figiert, die übrigen Provinzen 
erhalten eine dem Verhältnis der Abgeordnietenzahl Quebers 
zu feiner Bevölkerung entfprechende Vermehrung der Ab- 
geordneten, rejp. Verminderung, wenn die Provinzbevöffe- 
rung zurüdgeht. Die Neuverteilung erfolgt alle 10 Sahre 
nach jeder Volkszählung (Art. 51). Zi eigenartiger Weife hat 
Auftralien diefe Frage geregelt. Zivar ift hier nicht ettva twie 
in den Vereinigten Staaten die Gefamtziffer figiert, fondern 
ie verträgt wohl eine Vergrößerung oder Verminderung durd) 
Parlamentzafte. Aber die Verfaffung jchreibt folgende Diret- 
tiven vor (Art. 27 in Verbindung mit Art. 24). Die „ratio“ 
muß in der Weife gefunden werden, daB die Gejamtbevölfe- 
tung de3 Gemeintvefens von Auftralien, wie fie durch die 
legte Volfszählung gegeben ift, durch die doppelte Zahl der 
Senatoren geteilt wird. Diefer „ratio“ entjprechend wird 
die Abgeoronetenzahl der einzelftantlichen Bevölferung pro- 
pottionell auf die Einzelftaaten verteilt. Fünf Abgeordnete 
müfjen mindeftend aus einen Staate entfendet werden. 
Qurd) die Beltinmung, daß die doppelte Senatorenzahl der 
Duotient zur Auffindung der „ratio“ ift, foll herbeigeführt mer- 
den, daß mi jeder Vermehrung der Abgeordnetenzahf auch 
die Zahl der Senatoren wachen muß, wenn überhaupt eine 
Veränderung der „ratio“ und damit der Abgeordnetenzahl 
Hattfinden fol. Man wollte auf die Weife den Senat in 
feinem Beftande [hüten und verhindern, daß er eines Tages 
durch eine überaus große Zahl von Abgeordneten ganz in den 
Hintergrumd gedrückt oder gar abgefchafft tvürde. "Dies wäre 
ja aud) aus dem Grunde möglich, weil bei den entfcheidenden
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Duchzählungen in gemeinfamer Situng beider Häufer das 
Repräfentantenhaus, wenn e3 in gejchlojfener Zahl auftritt, 
den Ausichlag gibt (fiehe Convention Proceedings of the 
Adelaide, ©. 435ff. und Official Record der Sydney Conven- 
tion a. a. D. ©. 429452). 

sm Deutfchen Reich ift ziwar die „ratio“ Durc) Gejeß, 
die Gefantziffer durch die Verfaffung (Art. 20) figiert, aber 
nichts fteht im Wege, daß auch die Ießtere durch einfaches Ge- 
je verändert wird, wie Dies aud) gejchehen ift. Nun ift das 
Deutjche Reid al3 monardhifcher Bundezitaat weit davon ent- 
feint, die automatifche Vermehrung der Ahgeordnetenzahl ivie 
fie in den meiften volfsfouveränen Bundesftaaten der Fall ift, 
anzuerlennen. Aber feine Gejekgebung fchreibt auch gar 
nicht eine gerechte und proportionelle Verteilung der firen 
Abgeorönetenzahl auf die einzelnen Staaten vor. Das ift ein 
großer Mangel. 

Beinahe in allen Bundeöftaaten ift vorgejchrieben, daß 
die Eingelftaaten, wenn ihre Bevölkerung auch nicht die 
„ratio“ erreicht, einen (z.B. Deutfches Reich) oder mehr 
Abgeordnete (3.8. Auftralien Art. 5, Brafilien Art. 4) min- 
dejtens entfenden. Biel Simm hat diefe Beftimmung nicht, 
jie ift auß der Verfaffung der Vereinigten Staaten Topiert 
(Art. I, Set. 2, $ 3: „aber jeder Staat foll einen Abgeord- 
neten wählen"). Diefe Beftimmung mar nur eine Konzeffion 
an die föderaliftiichen Tendenzen, insbefondere an die dort 
weitgehende Überantivortung der Wahlrechtögejeggebung an 
die Einzelftaaten. Sie ift infonjequent, weil die Volkshaus- 
vertretung eine Vertretung der Gejamtnation, nicht der 
Einzeljtaaten fein joll (fiehe Laband für das Deutjche Reich I, 
4. Aufl. ©. 271), demgemäß die Wahlfreife ohne NRüdjicht 
auf die Grenzen der Einzelftanten auzfchließlich nad) der 
Einwohnerzahl und nach örtlichen Verhäftniffen abzugrenzen 
wären.
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Zur Differenzierung der beiden Häufer, fofern fie aus 
Volfswahlen heroorgehen, fchreiben die Berfaffungen ent- 
meder verjchiedene Mandatsdauer oder verfchievene Duali- 
flationen de3 Wahlrechts, der Wählbarkeit oder verichiedene 
Größe der Wahlbezirke vor. Namentlich ift die Iektere Ver- 
jchiedenheit dann notwendig, wenn die Dualififationen der 
Wählbarfeit für beide Häufer gleich find, mie 3. B. in Auftra= 
lien (Art. 8). Hier ift demnach) der Einzelftaat Wahlfreis für 
die Senatwahlen (Art. 7, Abi. 1), während für die Wahlen 
zum Repräfentantenhaufe der Einzelftaat in eine Reihe von 
Wahfkreifen zerfällt. Zur Sicherung der Differenzierung bei- 
der Häufer ift in allen Bundesftaaten borgejchrieben, daß 
niemand beiden gleichzeitig angehören dürfe. 

U. Die Funktionen der Yundezlegizlatur. 
Vorausjegung für die Ausübung diefer Funktionen ift der 

Bufammentritt der Bundezfegisfatur. In wiemeit die Ere- 
futive Diefen veranlaßt, hängt von der Form des Bundes- 
ftaat3 ab. In den vollsfouveränen Bundesftaaten ift die 
exefutive Geivalt bei diefer Gelegenheit beinahe ganz aus- 
gejhaltet, am allerwenigftens ift ihr ein Auflöfungsrecht 
gegeben. Die Bundeslegisfatur tritt an einem beftimmten 
Tage de3 Jahres zufammen (Schweiz Art. 86; Vereinigte 
Staaten, Art. I, Seft. 4, $2). Zum Schute des Volks 
gegen die Legiälatur fehreiben manche Bundesverfaflungen 
fogar Anfang und Endpunkt der Sahrezfeffion vor, fo 
3. ®. DBrafilien (Urt. 17), Merikto (Art. 62), Argentinien 
(Art. 55), Venezuela (Art. 38). Daneben behält die Buindes- 
erefutive nur das Recht der Einberufung beider Häufer bei 
außergemöhnfichen Gelegenheiten (3. B. Schweiz, Art. 86; 
Vereinigte Staaten, Art. II, Geft. 3; Argentinien, Art, 87, 
Siffer 12; Brafilien, Art. 48, Ziff. 10). Im den parlamen- 
tarifch und Eonftitutionell vegierten Bundesitaaten fteht der 
Erefutivgetvalt das Recht der Auflöfung, des Geffionzichluffes
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und fogar das Recht ver Vertagung zu (Deutfche Reiche- 
verfaffung, At. 12). 

Zreifend drüdt diefen Gegenfa zwischen voffsfouveränen und 
parlamentarifchen VBundeftaaten der „Federalist* Nr. 68 (ed. 
Ford ©. 461) aus: „The President can only adjourn the national 
legislature in the single case of disagreement about the time of 
adjournment. The British monarch, may prorrogue or even 
dissolve the Parliament.“ 

Was die Funktionen der Bundezlegisfatur anlangt, fo ift 
darüber, fofern das Verhältnis von Einzel- und Bundesftaat 
in Betracht kommt, fehon im vorausgehenden Paragraphen 
gehandelt worden. Hier fei nur bemerft, daf; alle Bundes- 
Tegißlaturen, forwohl verwaltende al auch rechtfegenve, mit- 
unter fogar, wie z.B. die Schweiz (Art. 85, Ziff. 12), vecht- 
jprechende Sunftionen haben. Was insbefondere die ver- 
waltenden Funktionen anlangt, fo gehen die parlamentarifchen 
Bundesftaaten hierin am weiteften, weil e3 dem Wefen der 
parlamentariichen Regierung am meiften entjpricht. Auch die 
Schweiz geht hier feht weit, weil, wie wir oben (BD. II) ge- 
jehen haben, die Egefutive bloß Agent der Legislative ft. In 
den übrigen volfzjouveränen Bundesitaaten wird gemäß dem 
Prinzip der dreigeteilten Staatögemwalt die Verwaltung der 
Legisfatur nur ungern übertragen, to fie aber gefchieht, Tann 
fie niemal über die von der Verfaffung genau aufgezählten 
Fälle ausgedehnt werden. Ir dem monarchifchen Tonftitutio- 
nell vegierten Bundesftant ift die Verfaffung eine Ronzeffion 
der regierenden Souveräne an die Nation gewejen. Die 
Legiölatur fommnt nur infofem zum Wort, al die Verfaffung - 
ihre Mitwirkung zu den Akten des Souveräng, d. i. in dem 
Deutichen Reich der Gefamtheit der verbündeten Regierungen, 
heranzieht. Sie fan alfo auch Hier Berwaltungsafte nicht an 
fid) ziehen, die ihr nad) dem Wortlaute der VBerfaffung nicht 
zufommen.
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Die Jritiative zuv Gefehgebung fteht im Prinzip in den 
meiften Bundezftanten (Deutfches Reich; Schweiz, Art. 93 
und 102, Biff.4; Meziko, Art: 65; Argentinien, Aıt.68) der 
Bundeerefutive und jedem der beiden Häufer der Bundes- 
legisfatur zu. Diejes Prinzip ift nach doppelter Richtung 
durchbrochen: 

1. In einigen volf3fouveränen Bundesftaaten, insbefondere 
in denjenigen, welche auf ftrifter Trennung der Geiwalten auf- 
gebaut find, findet fich fein Snitintivrecht der Erefutive. Dieje 
Tan Höchitens getvifje Gejege dem Kongreffe anempfehfen (jo 
die Vereinigten Staaten, Art. II, Sekt. 3; Brafilien, Art. 48, 
3.9). Venezuela, das übrigend zu den parlamentarijch 
vegierten Bundesftaaten gehört, räumt wegen feiner volf3fon- 
veränenNaturdoc kein Snitintivrechtder &zekutive ein (Art.54). 

2. Zwei Bundesftanten, Schweiz (Art. 93) und Merifo 
(Art. 65), räumen, föderafiftiichen Tendenzen folgend, auch den 
Einzelftaaten als jolchen ein Znitiativrecht betreffs der Bundes- 
gefeßgebung ein. 

sn allen Bundesftaaten ift das Jnitiativvecht betreffs des 
Staat3haushaftgefeges und der Finanzgejege der Bollsfammer 
vorbehalten. In patlamentarifchen Bundezitaaten wird über- 
dies auch der Vorfchlag der Erefutive für diefe Gefege ab- 
gewartet (Venezuela, Aıt. 6; Auftralien, Art, 56 und Kanada 
fraft Tonftitutioneller Praris). Durch diefe Noum wird der 
parlamentarijchen Regierung, der Volsfanımer, die Mög- 
tichfeit entzogen, verjchwenderifch über die Staatsmittel aus 
eigener Yritiative zu disponieren (fiehe mein Engl, Staats- 
recht, I, ©. 544). 

st übrigen ift der Weg der Gejegebung in Bundes- 
ftaaten dem in den Einheitsftanten vollftändig analog, auch 
nad) der Richtung, daß in voffsfouderänen Bundesftanten 
der ‚Erefutive Höchftens ein fuspenfives Veto eingeräumt ift 
(jo in Merifo, Art. 7IC, in den Vereinigten Staaten, Art. I,
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Gelt. VII, $ 2; Argentinien, Art. 72, Art, 37, 83). u der 
Berfaffung der Schweiz ift fein Veto der Exekutive, wohl: 
aber ein jolches des Volf3 (mittel? Neferendums) vorgefehen: 
wenn 30 000 ftinmmberechtigte Bürger oder act Kantone es 
verlangen, müfjen jede Bundezgeje fowie allgemeinver- 
bindlihe Bundesbefchlüffe nichtdringlider Art dem Bolfe 
zur Annahme oder Verwwerfung vorgelegt werden (Art. 89). 

Sn den parlamentarifchen Bundezitaaten ift Die Sanftion 
durch das Staatsoberhaupt reine Formjache. Daher hat die 
Verfalfung von Venezuela fie ganz ausgefchaltet. 3 gibt hier 
nicht einmal ein fuspenfives Veto (Art. 64). 

yı dem monardifhen Bundezftaate, Deutfches Reid) 
genannt, ift die Sanftion duch den Souverän, d. i. Die 
Gefamtheit der verbündeten Regierungen, wie fie im Bun- 
desrat vereinigt ift, vollfräftig. 

Sn allen Bundezftanten fteht die Publikation der Gefebe 
der Bundeserefutive zu. 

IV. Verhältnis von Bundesrecht und Gliedftaat3-(Randes-) 
recht. 

Grundfag ift in allen Bundesftaatzverfaffungen, daß das 
Bundesrecht den Landesrecht vorgeht und diefes bricht, 
wenn ein Widerfpruch zwifchen beiden vorwaltet. Manche 
Qundesftantsverfaffung fucht fchon präventio zu twirken, indem 
fie wie die Kanadas vorfchreibt, daß alle Einzelftaatägejete 
vor ihrer Wirkjamfeit die Zuftimmung der Bundezerekutive 
erhalten müfjen (Art. 90), oder wie die Schweizer Bundes- 
berfafjung e3 will, diefe vorherige Genehmigung für Ber- 
faffungägefeße der Kantone (Art. 6) und Kantonalgefebe liber 
das Recht der Niederlaffung und das Stimmrecht der Nieder- 
gelaffenen (Art. 43, Schlußfaß) verlangt. Die notwendige Ge- 
nehmigung der Kantonalgejege über ven Mißbrauch der Prefje 
durch den Bund (Art. 55, Abf. 2) wird mit dem Inkrafttreten 
des Bundesftrafgefees hinfällig (Burdhardt, ©. 591).
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$ 11. Die Exekutive im Bundezftante. 
I. Das Staat3oberhaupt. 

Zwei Probleme treten uns beim Aufbau des oberften 
Drgans der egefutiven Gewalt im Bundesftaat entgegen: 
einmal die Frage nach dem Verhältnis von Erefutive und 
Legislatur, fodann die nad) dem Einfluffe der Einzelftaaten 
auf die Geftaltung und Struftur des Stantdoberhauptes. 

Was das Verhältnis zroifchen Bundezlegislatur und Bun- 
deöoberhaupt anlangt, fo geht der volfsfouveräne Bundez- 
ftaat von einem Mißtrauen gegen die Legißlatur aus und 
jucht die Stellung des Stant3oberhauptes ganz unabhängig 
von der erjteren zu geftalten. Deshalb wird in den volfs- 
jouveränen Bundesftaaten der Präfident nur in Yusnahme- 
fällen direft von der Legislatur beftellt. Dazu kommt, daß 
die dvolfzfouderänen Bundesftaaten, insbefondere die Ver- 
einigten Staaten von Amerika, von der Dreiteilung der Staat3- 
gewalt und der Sonderung diefer drei Teile ausgehen. Auch 
dies führt eben dahin, Daß die Erefutive al der eine Teil 
in feiner Beftellung unabhängig fei von dem anderen Teil, der 
legiälativen Gewalt. So fagt auch der „Federalist“ (Nr. 71, 
©. 477): „Diefelbe Regel, welche uns die Zmwedmäßigfeit 
einer Aufteilung der Staatsgewalt unter ihre verichiedenen 
Hmeige lehrt, Tehtt ung, daß diefe Aufteilung fo ausgeführt 
jein müfje, daß ein Zweig vom andern unabhängig fei. Zu 
welchen Bivede fol! man die Exekutive und die richterfiche 
Gewalt von der Tegisfativen trennen, wenn die beiden fo 
beitellt werden, daß fie von der legißlativen abhängen ... 
e3 it ein Ding, den Gejegen untergeordnet zu fein, und ein 
anderes, vom gejeggebenden Körper abhängig zu fein. Das 
exftere flimmt zu den Grundprinzipien einer guten Regie- 
rung, das feßtere verlegt fie und vereinigt, twa3 auch immer 
die Verfafjungsformen fein mögen, alle Gewalt in denfelben
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Händen.” Aus diefem Grunde finden wir in allen voff- 
jouveränen Bundezftanten mit Ausnahme der Schweiz die 
Peltellung des Präfidenten durch Volfswahlen. In den 
Vereinigten Staaten ift die indirefte Volkswahl des Präfi- 
denten, die durch die Verfaffung angeordnet ift (Art. II, 
©elt.1, $2), in eine direfte Wahl durd) die Praris der jo- 
genannten Nationalfonventionen beider Parteien umgewmaıt- 
delt. Zr den Bundesftanten Merifo (Urt. 76), Argentinien 
(Art. 81) erfolgt die Wahl auc, indirekt, in Brafilien hin- 
gegen find direfte Voffamahlen borgefchrieben (Art. 47). Sn 
der Schweiz, dem Typus der unmittelbaren Dernofratie 
entfprechend, erfolgt die Beftellung des Bundesrats durch Die 
Legislatur, nämlich durch die Qundesverfammlung (Art. 96), 
der Bundespräfident, der den Vorfig im Bundesrat führt, 
wird ebenfal von der Qundeverfammlung aus den Mit- 
gliedern des Bundesrat3 gewählt Art. 98). Die ummittel- 
bare Demofvatie hat eben vor der Legislatur feine Furcht, 
wie wir bereit3 (Bd. II, ©. 47 ff.) gehört haben. Die Dauer 
des Amts beträgt in den Vereinigten Staaten vier Jahre, 
ebenso in Merifo und Brafifien; in Argentinien jech3 Sahre, 
in der Schweiz für den Bundesrat drei, für den Bundes- 
präfidenten ein Jahr. In Merito (Art. 78), in Brafilien 
At. 43), in Argentinien (Art. 77) und in der Schweiz (Art. 98, Abf. 2) ift der Bundespräfident für die unmittel- 
bar nächte Wahlperiode nicht wieder mählbar. 

Ar den parlamentarifchen Bundesftanten it fein Miß- 
frauen gegen die Legislatır in dem oben bejchriebenien Sinne 
vorhanden. Daher wird 3.0. in Venezuela der Präfivent 
durch einen vom Kongreß aus feiner Mitte gemählten Wahl- 
euzihuß beftefft (Art. 70). Seine Amtsdauer beträgt fechg 
Sahre, nad) welcher Zeit er für die ummittelbar nächte 
Amtöperiode nicht wieder wählbar ift (Art. 77). In den 
patlomentarifchen Bundezftanten mit monarhiichem Cha-
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vofter ift dagegen die Beftellung de3 YBundesoberhaupts 
durch) den Monarchen die Regel, fo in Kanada (Xrt.9 und 10) 
und Auftralien (Urt. 2), wiewwohl auch hier die Beftellung 
de3 Generalgouverneud durch Volkwahlen in Erwägung 
gezogen twurde (jo bei den Beratungen der Shoney-Kon- 
vention von 1891 don Sir George Grey National Austral- 
asian Convention Proceedings, ©. 271ff.). Freilich wurde 
diejer Gedanke hier mit Recht abgelehnt, da es dem britifchen 
Parlamentarismus entfpricht (fiehe Dicey Introduction to 
the study of the Law of the Constitution, 6. Aufl. ©. 431), 
den Premierminifter mit dem Präfidenten der Vereinigten 
Staaten zu vergleichen und die Notwendigkeit von Xolts- 
wahlen für feine Beftellung durch den Hinweis auf feine 
Beftellung ducd) da3 aus Volßwahlen hervorgehende Unter- 
Haus zu erledigen. Treffend entgeguete ein Mitglied der 
Sydney Konvention von 1891 auf jenen Voriclag (Mr. 
Munto, ©. 273): „Das verehrte Mitglied der Konvention 
jagt und, daß eine der großen Wirfungen der Wahl unferes 
Generalgouverneu fein würde, ihn in die Pofition von 
Abraham Lincoln zu fegen ... Unter unferer Verfafung ift 
diefe Pofition durch den Premierminifter auögefüllt ... Kein 
Generalgouverneur, ob von der Krone beftellt oder nicht, 
Tönnte diefe Verantwortlichfeit auf fich nehmen.” 

gu dem monarhifchen Bundesftaate, twie ihn das Deutfche 
Reid) darfteltt, Tann jelbtveritändfich die VBeftellung der Bun- 
deserefutive nicht durch Volfsiwahl und überhaupt nicht durch 
Wahl gejchehen. Hier wird da3 Bundezoberhaupt nicht ge- 
wählt, fondern durch die Geburt gegeben, wie der Deutfche 
Kaifer — die Kaijerfrone ift auf immer mit der preußifchen 
Königsfrone verbunden (Art. 11) —, oder wird, wie die Mit- 
glieder de3 Bundesvats, von den verbündeten Regierungen 
beitellt (Art. 6, Abf. 2 der Verfaffung). 

Was die Anteilnahme der Einzelftanten an der Bundes-
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erefutive anfangt, jo it dies ein jpezifiiches Problem des 
VBundezftants, das durch zwei Momente Tompfiziert wird: 

1. Man verlangt felbft in den voll3fouveränen Bundes- 
ftaaten von der Erefutive einheitliche und Fraftvolfe Zeitung, 
die fid) nur durd) eine einföpfige Erekutive erreichen läßt 
(„Federalist“ Nr. 70, ©. 469f.). Auch behauptet man felbft 
hier, daß die Verantivortlichteit dem Wolfe gegenüber, die 
ein Eifentiale de3 Rechtsinftituts ift, wejentlich gefchtächt, ja 
auf Null reduziert wide, wenn das Bundesoberhaupt viel- 
föpfig wäre („Federalist“ a.a.Q. &.471). Wie nun gegenüber 
diejer Anjchauung die Einflußnahme der Einzelftanten auf die 
Erefutive jihern? Bei einen Kollegium fieße fich das noch den- 
fen, aber fchtvierig wird die Trage bei einer einföpfigen Spike. 

2.31 parlamentarifchen Bundeftaaten ftoßen wir auf eine 
neue Schwierigkeit, nur daß fie um eine Stufe tiefer gelegt 
wird. Hier ruht die Erefutive entfprechend der parlamen- 
tariichen Kabinettstegierung ganz in den Händen des Kabinetts, 
Auf diejes muß natürlich das Volkshaus als entfcheidender 
Jaftor Einfluß Haben. Im Vollshaufe find aber nicht die 
Einzelftaaten al jolche, fondern ift die Gejamtnation ver- 
treten. Einflußnahme der Einzefftanten durd) den Senat 
iheint deshalb im Prinzip ausgejchloffen. Namentlich bei 
den Verhandlungen über den auftralifchen Bundezftaat traten 
dieje Schtvierigfeiten deutlich zutage, und man war hier de3- 
Halb wilfens, das fchrveizerifche Modell der Bundeserefutive zu 
befolgen (Sypney-Sorwention 1897, ©. 782ff. und Samuel 
Griffith, Notes on Australian Federation, 1896, ©.20). &8 
wurde hierbei behauptet, daß entweder das Responsible 
Government, d.i. die parlamentarische Regierung, den Bundes- 
ftaat oder der Yundezftaat die parlamentarische Kabinetts- 
vegierung „totjehlagen” werde. 

Dieje Schwierigkeiten hat man nun folgendermaßen zu 
bejeitigen gefucht: Im den Vereinigten Staaten und den
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. amerifaniichen Bundesftaaten — einfchließlich von Venezuela 
— welche ihrem Beifpiele folgen, wird gemäß den Weifungen 
de3 „Federalist‘ die Zuftimmung de3 Senats als Vertreters 
der Einzelftantzintereffen zu den mwichtigften Akten des Prä- 
fidenten gefordert, Si der Schweiz ift das Kollegialprinzip 
der Bundeserekutive durchgeführt und dadurch die Möglich 
feit gegeben, in der Praris wenigftens die einzelnen Kantone 
bei Vejegung der Bundesratzitellen zu berüdfichtigen. Die 
Verfaffung jehreibt nur vor, daß nicht mehr al ein Mit- 
glied auß „dem nämlichen Kantone gewählt werden” darf 
(Art. 96, Abj. 1). 

Sn den parlamentarifchen Bundesftaaten Kanada md 
Auftralien muß da3 Kabinett der Minifter gemäß der Ber- 
jaflung (fiehe Auftralien, Art. 64, Abf. 3) aus Mitgliedern des 
Unterhaufe oder Senats zufammengefekt fein; in der Prazis 
wird e3 aus beiderlei Arten von Mitgliedern zufammengejeßt. 

gm monatchijchen Bundesftaate des Deutjchen Reichs ift 
durch Die Eollegiale Einrichtung de3 Bundesrat3 die Möglid)- 
feit gegeben, alle Bundesftanten zum Worte Formen zu 
lafjen. Dort aber, 100 von der Exekutive Einheit der Führung 
und Vertretung ded Neich3 verlangt wird, da ift teil durd) 
Gefeg, teil3 durd) Die Verfaffung dem primus inter pares, 
dem Kaifer, die &refutingemwalt delegiert. Die Grenzen zrwifchen 
Bundesrat und Kaifer in der Aufteilung der Erefutivgefchäfte 
find allerdings im Einzelfalle ganz deutlich, im Prinzip aber 
fo wenig feitzuftellen, wie in der parlamentarifchen Regierung 
die Grenzen zwijchen Parlament und Kabinett. Hier wie dort 
hängt alle vom gegenfeitigen Vertrauen ab. Hier liegt ein 
intereffanter Parallefismus zroifchen parlamentarifchem und 
fonftitutionell vegiertem YBundezftaate vor. 

Wo die Spibe der Erefutive einföpfig ift, ergibt fic) die 
Notwendigkeit der Beftellung eines Stellvertreters, defjen 
Wahl in volfsfouveränen Bundesftanten, namentlid) den füo-
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amerifanifchen, mit großen Kautelen, beinahe mit nod) 
größeren als die Präfidentenmwahl, umgeben ijt. 

Sn allen Bundesitaaten, bis auf das Deutjche Reid), ift 
den Mitgliedern der Bundeserefutive, rejp. den Präjidenten 
ein Gehalt ausgejeßt, dad namentlich, in bolfsjouveränen 
Bundesftanten (ausgenommen die Schweiz, Art. 99), aber 
auch in parlamentarifchen (fiehe WVenezuela, Art. 78 und 
Auftralien, Art. 3) während der Amt3dauer jener Organe 
nicht erhöht werden darf. 
‘ 1. Bie Minifter. 

Sn allen Bundesitaaten ftehen dem Bundezoberhaupt 
Minifter zur Seite, nur in der Schweiz fällt die Funktion von 
Bundesoberhaupt und Miniftern zufammen, ebenjo wie ur- 
fprünglich für das Deutjche Reich ein voflfommener Erjaß der 
Reich3minifterien durch Burdesratsausfhüffe gedacht und die 
Stellung des Reichöfanzlers bi3 zum Antrag Bennigfen (Sten. 
Ber. des verfaffungsberatenden Reichdtags ©. 403, Drudfadhe 
€. 56) nur auf den Borfig im Bundesrat bejchränft mar. 

Die Stellung der Minifterien zur Bundeslegislatur ift in 
dem volßsfouveränen Bundesflaat anders geftaltet al im 
parlamentarifchen und nionardhifch-Tonftitutionellen. Derbolßs- 
fouveräne Bundezfiant geftattet auf Grund der Sonderung 
der Stantögetwaltenteile, inzbejondere der firengen Sonde- 
tung von egefutiver und legiälativer Gervalt, nicht, daß die 
Minifter gleichzeitig Mitglieder der Bundeslegifatur find 
(Vereinigte Staaten, Art. I, Sekt. 6, $2; Mexiko, Art. 57; 
Schweiz, Art. 108 two die Bundesratämitglieder nur das 
Recht der beratenden Stimme und Antragstellung haben; 
Argentinien, Art. 91; Brafilien, Art. 50, paragrapho unico). 
Sn parlamentarifhen Bundezftaaten (auögenommen Bene- 
zuela, Art. 45) ift dagegen diefe Mitglieveigenjchaft der 
Minifter ein wejentlicher Beftandteil der parlamentarifchen 
Regierung. Sie ermöglicht Die weitgehende Bmftubnaßıe, 

Hatfhef, Allgemeines Etaatörecht III.
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welche das Parlament auf die Minister und dadurch auf die 
Sefamtverwaltung des parlamentarifchen Bundezitaat3 aus- 
übt. In Venezuela, mo die Minifter, ohne Mitglieder des 
Kongreffes fein zu dürfen, diefem jederzeit Rede und Antwort 
ftehen müffen (Art. 87: „Los ministros ... estän obligado & 
concurrir & ellas cuando sean llamados & informar“‘), ift die 
Einflußnahme des Parlaments durch das Mißtrauenspotum 
gewährleiftet (Art. 38), das nach der Verfaffung (Art. 34) 
dem Bollshaufe zufteht und den Rücktritt der Minifter zur 
olge hat („Dar voto de censura & los Ministros del Des- 
pacho, y por esto quederän vacantes sus puestos“). 

Während alfo in den vollsfouveränen Bundezftaaten die 
Minifter nur dem Bräfidenten gegenüber veranttvortlich find 
für ihre gewöhnlichen Amtshandlungen — ausgenommen 
Delikte ftrafrechtlicher oder politifcher Natur, wegen welcher 
fie unter impeachment geftellt werden können —, find in den 
parlamentarifchen Bundesftaaten die Minister nominell dem 
Bundesoberhaupt und der Legiölatur, praftifch aber mur 
diejer verantwortlich. Sr dem monardisch-konftitutionellen 
Bundesitante Deutjches Reich ift der Reich3fanzler (Art. 17) 
fomohl dem Kaifer a auch dem Reichdtage verantwortlich) 
für die von ihm Fontrafignierten Anordnungen und Ver 
fügungen des Kaifers, ob auch für Beichlüffe und Berord- 
nungen des Bundesrat3 ift befiritten (Seydel, Kommentar 
zur Neichöverfaffung, 2. Aufl. ©. 176). 

Sehr fchön wurde der Gegenfab ziwifchen parlamentarifchem 
und volfjouveränem Bundezftaate in der Frage der Minijter- 
ftellung berborgehoben bei der Beratung über den Tanadtichen 
Bundezftant (Egerton and Grant, ©. 371): „Dies (nämlid) respon- 
sible government) ift eine Eigentümlichfeit unferer Verfaffung, 
durch welche wir die großen Mängel der Verfaffung der Vereinigten 
Staaten vermeiden. Dort ift der Präfident mährend der Amts- 
dauer gewiffermaßen ein Depot, eine one-man power, unfontrolliert 
durd, feine verantwortlichen Minifter, da fein Kabinett bloß aus 
Bureaubeamten befteht, die er nad) der Verfaffung nicht zu Rate
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zu ziehen braucht, wenn er e3 nicht will. Bei ung kann der Spu- berän oder fein Stellvertreter (sc. der Generalgouverneur) nur auf Rat feiner Minifter Handeln, derjelben Minifter, die durd) da Medium des Parlaments dem Volfe berantiortlic, find.” Ähnlich wurde der Gegenfaß der Unionzverfaffung zum respon- sible government bei der Beratung über den Commonwealth von Auftralien mit folgenden Worten präzifiert, die namentlich, deshalb intereffant find, weil fie die Wurzel der verfchiedenen Auffaffung der Minifterftellung in den volf3fouveränen und parlamentarijhen Yundesftaaten aufdeden (National Australasian Convention, Sydney 1891, ©. 17: Mr. Munro: „I submit with great deference that the essential difference is this: that there the Ministers may not sit in Parliament, whereas under our form of Government ministers may sit in Parliament, and in practice do... The origin of the difference lies in the fact that the framers of the American Constitution had been frightened by the tendency then lately exhibited in the United Kingdom of Ministers to overawe Parliament, and thought it extremely desirable to separate the executive and legislative branches of government, following the arguments of a great writer — I should rather say a celebrated writer — of those days, Montesquieu ...“), 
IN. Die Funktionen der Bundezerekutive. 
Ein Hauptunterfchied befteht in diefem Punkte zioifchen 

dem vollsfouveränen und parlamentarifehen Bundesftante 
einerjeits, dem Fonftitutionell vegierten andererfeitd. Dort 
darf die Bundezerefutive nur die ihr ausdrüdlich von der 
Verfaffung oder dem pofitiven Rechte zugeiwiefenen Hoheits- 
tehte ausüben. Hier darf fie auch alfe nicht fo vorgejehenen 
Hoheitsrechte für fich in Anfprucd) nehmen. Sie verfügt über 
eine unbegrenzte Fülle von Hoheitsrechten, fofern diefe über- 
haupt in die allgemeine Kompetenz des Bundezftaates und 
nicht in die Einzelftaatsfphäre fallen. „as die Verbündeten 
niemand anderem übertragen haben, das haben fie felbftver- 
Nändlic fich fetbft vorbehalten" (Seydel, Kommentar, ©. 69). 
Diefer Gegenfag ztwifhen den Arten des Bundezftantes ent- 
Ipricht auch ganz dem zwwiihen parlanentarifchen und Fon- 
fiitutionell vegierten Monardien. Nur die Verfaffung von 

8*+
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Venezuela macht unter den parfamentarifchen Bundesstaaten 
eine Ausnahme, in der jie fi), was unfere Frage anlangt, an 
den Typus de3 monardhiich-Tonftitutionellen Bundezftaates an- 
Ichließt. Art.68 der Verfaffung jagt: „Alles, as die allgemeine 
Verwaltung der Bundesfompetenz anlangt und durd) Die Ver- 
faffung nicht einer anderen Autorität zugetiefen ift, foll in den 
Bereich der Bundezerekutive fallen” (‚„Todo lo relativo Ala 
Administraciön General de la Naci6n, que no este atribuido 

& otra autoridad por esta Constituciön, es de la compe- 

tencia del Ejecutivo Federal“). &3 entfpricht diefe Beitin- 
mung vollftändig dem Scheinparlamentarismus, der diefem 
Bundesftaate eigentümlich ift, und der Diftaturgewalt, die 
der jebige Präfident Eaftro für fid) in Mrfpruch nimmt. 

Der Zrhalt der Funktionen der Bundeserekutive Yäßt fich 
in vier Gruppen zerlegen: 

Die exfte betrifft die Teilnahme der Bundezerefutive an 
dem Funktionieren der Bundeslegislatuır. Davon mar im 
borigen Paragraphen die Rede. 

Die zweite betrifft jene VBefugniffe, durch welche die 
Bundeserefutive al3 oberfte Kriegs- und Kommandogewalt 
auftritt: die Bundezezefutive ift oberfter Feldherr oder be- 
ftellt diefen. 

Eine dritte Gruppe umfaßt alfe Befugniffe der Exekutive 
zur Vertretung de Bundesftantes aß völferrechtlichen 
Subjefts. 

Die vierte Gruppe fchließt alle Befugniffe ein, tmelche 
dazu dienen, der Bundeösgewalt im Srnern zur Wirfjannfeit 
zu verhelfen. Hierher gehört insbefondere die oberjte Leitung 
und Direktion der Bundesgewalt, die Beauffichtigung der 
Stiedftantsgewalt, fofern fie Aufgaben der Bundesgemwalt 
durchzuführen hat, das Verordnungs- und Verfügungsrecht, 
Ihließlich der Vollzug der Bundesgefege nebft der Ernennung 
der Bundesbeamten. Unter die hier aufgeführte Kategorie
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zählt man auch) das Recht der Bundeerefution und der Ner- 
hängung des Kriegszuftandes über Teile des Bundesgebiet, 
Sie find deshalb von befonderem Yntereffe, weil fie eine dem 
Pundesftante fpezifiiche Auzbildung erfahren haben. 

A) Die Bundeserefution. 
Was zunächft die volfsfouneränen Bundesitaaten anlangt, 

jo flehen die meiften auf dem Stanopunfte, daß die Auz- 
übung einer diveften Ziwangsgemalt durch die Bundesgewalt 
gegen pflichtvergefjene Einzelftanten nicht zuläffig ift. Yundes- 
gewwalt und Einzelftantsgemvalt Haben ihre eigenen Wirkungs- 
Iphären, in der jic) eigene Organe, die Bundes- und Einzel 
ftantsorgane, felbftändig und unabhängig voneinander be- 
wegen. Erfüllt ein Buitdesfiant feine Bundespflichten nicht, 
jo Tann die3 Anlaß zu einem Rechtsftreit vor dem Bundes- 
gerichte werden. Der Rechtfpruch Tan Anlaß zur Boll. 
ziehung dejelben durch Bundesorgane werden, aber eine 
jelbftändige direkte Zimangsgewalt der Bundesregierung, Io3- 
gelöft von bundesgerichtlichen Urteilen, ift nicht anerkannt. 
Eine Ausnahme von diefer für alle volffouveränen YBundes- 
ftaaten zutreffenden Regel bildet nur die Schweiz, wo die 
Qundesezefution durch direfte Bimangsgeivalt eine der Maß- 
tegeln fein Fanıı, twelche nach Art. 85, Ziff. 8, von der Bundes- 
verjanmlung zu befchließen find und „welche die Erfüllung 
der bundesmäßigen Verpflichtungen zur Tolge Haben“. 
Allerdings ift in der Schweiz der Bundesitaat in manden 
Fällen auf die Mitwirkung des Einzelftants bei bundes- 
Haatlichen Verwaltungsaufgaben angeiwiefen, daher die Be- 
fimmung. Zi noch) viel größeren Maße ift aber der monar- 
ice Bundezitant, Deutfches Reich, auf diefes Zufammen- 
wirfen mit dem Einzelftant bedacht. Die Yundeserefution 
mit direkter Bmangsgemalt ift hier eine Lebensfrage des 
Vundezftaats (Art. 19). Sie ift hier aud) der Erfah des durch 
da3 Bundesgericht in volfsfouveränen Bundezftaaten herbei»
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geführten Ausgleichd. Die patlamentariichen Bundezftaaten 
folgen dem Worbilde der volffouveränen. Bei Pflicht- 
midrigfeit Durch Begehung fchaffen die Bundesgerichte den 
nöfigen Ausgleich, bei Pflichtvidrigfeit durch Unterlaffung 
hat e3 die Gejebgebungsmafchine mit der ihr in parlamen- 
tarifhen Staaten eigenen Rafchheit immer in der Hand, 
Nemedur herbeizuführen (fiehe 3. ®. Art. 51, Ziff. 3 der 
Auftralifchen Verfaffung). In Kanada verhindert das für 
Einzelitantögefebe gegebene Veto des Generalgouverneurs 
außerdem eine Kollifion zwilchen Bundes- und Einzelftantz- 
gefeen. An Venezuela am das Bundesgericht nicht bloß 
Staatsbeamte de3 Einzelftants wegen Verlekung der Bundes- | 
verfaffung aburteilen, fonderm aud) SKompetenzkonflifte 
ztwiichen Bundes- und Einzeljtantsbehörden löfen (Art. 96, 
Ziff. 2 u. 9). Eine befondere Bundezerekution durch direkte 
Hiwangsgewalt gegen die Einzelftaaten ift Hier nicht nötig, 
fofern e3 fi) um Erfüllung ihrer bundesmäßigen Pflichten 
‚gegen ben Bundezftaat handelt. Nur zum Ausgleiche des 
bewaffneten Konflikts zwifchen zwei Einzelftaaten ift fie 
allerdings gegeben (Art. 80, Ziff. 9). 

Daß e3 die Meinung und Abficht der Väter ber-Unionsverfaffung 
war, die Bundegerefution al Direlte Bivangsgewalt gegen pilicht- 
bergeffene Eingelftaaten durch gerichtliche Prozedur vor dem; Bun- 
deögericht zu erfeen, geht au dem „Sederalift” Nr. 80 (©. 531 
ed. Ford) deutlich herbor: 

„The first point (nämlich die Überweifung aller Klagen aus der 
Zerlegung der Bundezverfaffung und Bundesgefesgebung an die 
Bumdesgerichtöbarfeit) depends upon this objective consideration, 
that there ought always to be a constitutional method of giving 
efficacy to constitutional provisions. What, for instance, would 
avail restrictions on the authority of the State legislatures, without 
some constitutional mode of enforeing the observance of them? . 
The States, by ihe plan of the convention, are prohibited, from 
doing a variety of things, some of which are incompatible with 
the interests of the Union, and others with the principles of good 
government.... No man of sense will believe that such pro-
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hibitions would be scrupulousiy regarded, without some effectual 
power in the government to restrain or correct the infractions of 
them. This power must either be a direct negative on the State 
Laws (tie 3. ®. heute in Kanada), or an authority in the federal 
courts to overruble such as may be in manifest contravention of 
the articles of Union.“ 

B) Die Verhängung de3 Kriegszuftandes. 
Abgefehen von der Tatjache, daß in bollzfouveränen 

Qundezftaaten ebenfo wie in patlamentarifchen (jiehe 3. 8. 
Unionsverfafjung Art.4, Selt.4; Brafifien Art. 6, 3ifj.3 und 
Auftralien Art.119) die Verhängung des Kriegszuftandes über 
einen Teil de3 Bundesgebiet3 nur auf Veranlaffung und Bitte 
der einzelftaatlichen Legisfatur oder Erefutive erfolgen darf, 
‚abgefehen ferner davon, daß in allen volf3fouveränen Bundez- 
ftanten (Union Art. 1, Seft.8, 515; Brafilien Art. 80; Urgen- 
tinien Art. 86, Ziff. 19 und Merifo Art. 129; Schweiz Art. 16, 
jogenannte „Zutervention“) die Legiölatur und nur, wenn 
diefe nicht verfammelt ift, die Bundeserefutive aus eigener 
Machtoolffommenheit den Kriegszuftand erklären fann, mäh- 
vend in den monarhifchen Bundezftanten und in Benezuela 
(Art. 80, Ziff. 9), dies ausfchließlich Sade der Bundes- 
ezefutive ift, liegt zwifchen den einzelnen Bundesitanten noch) 
der Unterfchied vor, daß ein Teil derfelben, nämlich die Union, 
die Schweiz, Kanada, Auftralien, eine Suspenfion der Frei- 
heitärechte, die durch die Einzelftaat3verfaffung oder durch 
die Yundeverfaffung gewährt find, im allgemeinen nicht 
zuläßt. Nur in der Union ijt die Suspenfion des Writ of 
Habeas Corpus zuläffig (Art. 1, Seft. 9, $ 2), in der Schweiz 
aber (Art. 16, Abj. 3) die Ausübung der ftaatsbürgerlichen 
Rechte trob der eidgenöffifchen Intervention gervährleiftet. An 
dem Deutjchen Reich (Art.68), in Meriko (Art. 29), in Brafilien 
(Art. 80), Argentinien (Art. 23) und Venezuela (Art. 80, 
3iff. 8C u. D) ift mit der Verhängung des Kriegszuftandes 
auch die Sußpenfion gewiffer Sreiheitsrechte verbunden.
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IV. Die VBerantmwortlichfeit Der Bundegezefutive. 
Sie regelt fich nach denfelben Grundfägen, die für die 

Verantivortlichfeit der Höchften Magiftrate in den Einheits- 
ftaaten maßgebend find. Alfo Unverantmwortlichfeit des 
Monarchen, Berantwortlichfeit der höchften Magiftrate in 
den Demofratien, mögen fie nun parlamentarifch regiert 
werben wie Venezuela oder nicht, Werantwwortlichfeit auch) 
der Generalgouverneure wie in Kanada und Auftvalien (fiehe 
Quick & Garran, Annotated Constitution of the Australian 
Commonwealth, 1900, ©. 39; fiehe mein Englifche Staat3- 
recht, II, ©.597). Das Maß der Berantwortlichkeit ift natür- 
lic) in den einzelnen Bundezftaaten verfchieden. 

sn den Vereinigten Staaten ift der Präfident nur für 
Hochverrat, Veltechung und andere große Verbrechen und 
Vergehen verantwortlich. Sn der Schweiz find die Mit- 
glieder des Bundesrat forwohl zivilrechtliih al auch) ftraf- 
rechtlich für Handlungen, die fich auf ihr Amt beziehen, ver- 
antwortlid) (Gefeb dam 9. Dezember 1850, Art. 112, Ziff. 9 
der Berfaffung; Burdhardt, ©. 757 und 844). Ir Mexiko 
(Art. 103) Haftet der Präfident während feiner Amtsdauer 
nur für Hochberrat und unzweifelhaft Verfaffungsverlegung 
(„violaciön expresa de la Constitueiön“). Sn Argentinien 
Tann der Präfident für fchlechte Pflichterfüllung (‚„‚malo 
desempeho“) oder Delikte in Ausübung feines Aıntes und 
für gemeine Delikte („erimenes communes“) zur Verant- 
mwortung gezogen werden. hnlich in Venezuela (Art. 79: 
„por traiciön & la Patria y por delitos communes“). rn 
DBrafilien ift Hingegen die fogenannte politifche Verantwort- 
lichfeit de3 Präfidenten auf acht Tatbejtände befchränft 
(Art. 54): Handlungen, die fich gegen die politifche Exiftenz 
der Vereinigten Staaten von Brafilien, gegen die Ver- 
fafjung und die Bundesftantsform, gegen die freie Betätigung 
der Öewalten im Staate, die gejehliche Ausübung der poli-
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tiihen und ftantsbürgerlichen Rechte, gegen die innere 
Sicherheit, die Ehrenhaftigfeit der Verwaltung richten, ferner 
Delikte, die die verfaffungsmäßige Obhut und die Reriven- 
dung der Staatögelder, forwie die bom Kongrefje fir diefe 
Verwendung angegebenen Zivede betreffen. 

$ 12. Die richterliche Gewalt im Bundesitante, 
1. Der Umfang der bundesftantlichen Gerichtöbarkeit. 
sm Staatenbunde ift eine Bundesgerichtöbarfeit, die 

direfte Beziehungen zu den Untertanen der Einzelftaaten 
hätte, einfach undenkbar. Was an Bundesgerichtöbarfeit 
eriftiert, Hat den Charafter von Schiedsgerichten, vor denen 
alB Parteien nur die einzelnen Staaten Recht geben md 
nehmen. So war e3 in Deutfchland bis zu den Zeiten des 
Norodeutfchen Bundes, fo in der Schweiz biö zum Jahre 1848, 
jo in den Vereinigten Staaten big zur Unionzverfafjung von 
1787. Die Bundesgericht3barkeit im Bundezftaat muß inten- 
jiver fein. „Das oberfte QDundesgericht muß” — fo heikt es 
zutreffend in den Verhandlungen der Mdelaide-Konvention 
von 1891, die den auftrafifchen Vundezftaat fchaffen Half — 
„Die Gewalt haben, feine Urteile in jeder Weife durchzufegen. 
Sein Prozeß muß der ganzen Länge und Breite nach die föderierten Staaten durchqueren, und e&8 muß die Macht 
haben, feine Defrete gegen jedes Individuum zu erzwingen, in berjefben Weife, wie jeder oberfte Gerichtshof dez;Cinzel- 
ftaat3..., ...fonft verlieren die Bundesgefebe ihre Wirk- 
jamfeit.” 

©o weit reicht alfo der bundesgerichtliche Arm. Die &egen- 
ftände, die er anfafjen darf und muß, fird zunächft alle Bundes- 
gejebe refp. ihre Durchfegung und Anwendung im fonfreten 
Eingelfalle: „otherwise federal laws will loose their sanc- 
tion“.
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Dem fügt der „Federalist“ (Nr. 80) noch folgende Fälfe 
hinzu: Schuß aller durch) die Verfaffung Organen oder $n- 
dividuen garantierten Rechte, Erledigung von Streitigkeiten, 
um die durch die Bundesverfaffung garantierte, äußere und 
innere Sicherheit zu vealifieren, die Erledigung von Streitig- 
feiten, die fi) au dem Bölferrechtäverfeht des Bundes- 
ftantes ergeben, und Streitigfeiten zwifchen den Einzelftaaten, 
die zum Bundezftaat vereinigt find. Ferner nennt an diefer 
Stelle der „Federalist“ Gtreitigfeiten der See- und Mo- 
miralitätsgerichtSbarfeit, insbefondere Prijengerichte und 
folhe, „wo von den eingelftaatlichen Gerichten feine Un- 
pazteilichfeit erwartet werden darf“, und zählt hierher GStreitig- 
feiten zivifchen den Bürgern eines und den Bürgern eines 
anderen Staates refp. diefem anderen Staate felbft auf. 
Diejer Yekte Punkt ift eine dem amerifanifchen Unionzftant 
aus feiner Gejchichte anhaftende Gigentümtichfeit, aber 
aus dem Wefen des Bundesftantes folgt deffen Eingreifen 
duch richterliche Gewalt dort, wo das Mißtrauen gegen 
die unparteifiche QYuftizpflege des Einzelftantes vortvaltet. 
Kurz zufammengefaßt wird man die Fälle, in denen die 
Bundesgerichtöbarfeit nach dem ealtypus des Bundes- 
ftaates einzutreten hat, unter folgende vier Gruppen bringen 
fönnen: 

1. Streitigfeiten aus Bundesrecht, die Bundesperfaffung 
miteinbegriffen; 

2. Streitigfeiten der Einzelftaaten untereinander; 
3. Gtreitigfeiten, die auß dem Völferverfehr des Bundes- 

ftaate3 entjpringen; 
4. Streitigfeiten, die (meift aus der Einzelftantöverfaffung 

entfpringend) eine unpatteiliche Rechtspflege durch die eintzel- 
ftaatlichen Gerichte nicht erwarten Iaffen. 

. I. Die aftuelle Verteilung der richterlichen Gewalt 
zwifchen Bundes- und Einzelitaat.
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1. Was die Gerihtsorganifation betrifft, fo ift Hat, daß 
dem Mefen de3 Bundezitaats infolge der nach Materien vor- 
zunehmenden Teilung der Gerichtöbarfeit in eine Bundes- 
und Einzelftantsgericht3barfeit, aud eine Aufteilung der 
Gerichtzorganifation in eine bundes- und einzelftantliche 
vollfommen entfpricht, derart, da die Bundesgerichte über 
die Materien der Bundesgerichtsbarfeit, Die Einzeljtaats- 
gerichte tiber die ihnen verbliebenen Materien entjcheiden, 
und daß diefe Organijation naturgemäß vom Bundes- 
tejp. vom Eingelftant zu erfolgen hat. Naturgemäß ift e3 
aber au, daß die Bundesgemwalt die Bundesgerichte, die 
Einzelftantögemwalt die Einzelftaatsgerichte bejeßt. Pur 
Kanada macht in diefem Yehten Punkte infofern eine Aus- 
nahme, a der Generalgouverneur nad) Art. 96 der Ver- 
faffung die Provinzialichter (mit Ausnahme der Friedens- 
tichter) beitelit und das Parlament des Dominion (Art. 100) 
ihre Gehälter feftebt. 

Von dem exfteren Punkte, daß die einzelftaatliche Gerichts- 
organijation Sache des Einzelftaates ift, macht da8 Deutiche 
Reid) infofern eine Yusnahme, al das Reich die Organifation 
der Zivil- und Strafgerichte gefeglich feftgelegt hat. 

Entfprehend der Aufteilung der ©ericht3organifation 
zivilen Bundes- und Einzelftaat ift aud die Yuftiz- 
berwaltung ebenfallß zwifchen beiden geteilt. 

sn allen Bundesftanten ift ein oberjtes YBundesgericht 
vorhanden, deifen Mitgliever von der Bundesgemwalt, und 
zivar gewöhnlich von der Bundezezefutive (fo im Deutfchen 
Reich, den Vereinigten Staaten, Argentinien, Brafilien), in 
Merilo vom Volke durch indirekte Wahl (Art. 92), in einigen 
Qundesftanten von der Regislatur ohne (jo Schweiz, Art. 107) 
oder unter Mittvirkung der Eingelftaaten, d. i. auf deren Vor- 
flag (fo in Venezuela), in diefem Falle auf Zeit, beftellt 
werden. hre Abfebbarfeit ift an die gewöhnlichen Kautelen
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der richterlichen Unabhängigkeit in Einheitftanten (jiehe BD. I 
und BD. II diejes Werkes) gefnüpft. In den vollsfouveränen 
QBundezftaaten, wie 5. ®. den Vereinigten Staaten und 
Drafilien (Art. 57, Ziff. 2), ift gegen fie aud) die Einleitung 
deö impeachment, wie gegen andere Bundesfunftionäre zu= 
Yäffig. In den parlamentarifchen Bundezftaaten, 5. 8. 
Kanada (Art. 99 der VBerfaffung) und Auftralien (Art. 72) 
it in den vom Gefege genannten Zällen ihrer Unbraud)- 
barfeit die Abjegung auf Adrefje beider Häufer des Rarla- 
ments durch die Erefutive zu verfügen. 

Unter dem oberften Bundesgericht haben aud) einige 
DBundesfiaaten die Einrichtung befonderer Bundezunter- 
gerichte vorgejehen, jo 3. ®. die Vereinigten Staaten (Art. 1, 
Seft. 8, 8 9), Venezuela (Art. 89 der Verfaffung und Gejeg 
vom 28. Auguft 1905: Annuaire de la lEgislation &trangere, 
1306, ©. 693), Meziko (Art. 90 der Berfaffung), Argentinien 
(Art. 100) und Brafilien (Art. 55 der Berfaffung). 

2. Der Bundesgerichtöbarfeit find folgende Gegenftände 
zugemiejen: 

a) Die aus Bundesgefeßen und der Bundesverfaffung 
enffpringenden Streitigkeiten, fo in den Vereinigten Staaten 
(Art. 3, Sekt. 2, $ 1), in der Schweiz (Art. 114 und Art. 113), 
in Megiko (Art. 97, Ziff. 1), doch hier dann nicht, wenn e3 
ich um bloße Privatrechtftreitigfeiten Handelt („excepto en 
el caso de que la aplicaeiön s6lo afecte intereses de parti- 
eulares“‘), in Argentinien (Art. 100) und Brafilien (Art. 59, 
3if. 3, 8 1). Im Deutfchen Reich find dagegen prinzipiell 
alle Streitigfeiten, die fich aus der Anwendung der Reichs- 
gejeße ergeben, den einzelftaatlichen Gerichten überiviefen, 
nur bie legtinftanzfiche Entfcheidung fteht meift dem Neiche- 
gericht zu. Zreinigen Fällen, 3.8. der Aburteilung von Hoc 
und Sandesverratzfällen gegen Kaifer und Reich und des 
mikitärifchen Verrat3, ift das Reichegericht erjte und legte
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Snaflanz. u Kanada und Auftralien find ebenfalls die Streitigfeiten aus der Anwendung der Bundesgefege in eifter und zweiter Inftanz den Eingelftantsgerichten über- 
wiefen (für Auftralien der Art. 6 des Gefeges vom Jahre 
1903, für Kanada 38, Viet. c. 11), aud) Hier fteht dent QDundesgericht gewöhnlich nur die Tegtinftangliche Entjchei- 
dung zu. 

Streitigfeiten aus der Bundesverfaffung, fofern die Gren- zen der Bundes- und Einzelftaatögefeggebung in Stage ftehen, find im Deutjchen Reich von jeder richterlihen Kognition ausgejchloffen. Das gleiche gilt au) von lagen, die in anderen Bundestaaten den Staat3bürgern gegen die Ber- 
legung ihrer duch die Bundesperfaffung garantierten Rechte 
auftehen. 

Dies wird aus der monardifchen Struktur des deutjchen 
Bundesftantes zu begründen fein. Schon al die deutfche 
Neicheverfaffung von 1849, die in weitgehender Weife Ber- 
faffungsfragen der bundesgerichtfichen (teichögerichtlichen) 
Kognition untertvarf ($ 126), machte M. Mohl auf diefe 
Vegrümdung aufmerkfam (Verhandlungen der deutfchen 
Nationalverfammlung, Bd. V, ©. 360/69): „Nur in Nord- 
amerika meines Wiffens ift ein Gericht beftunmt, vor mwelhem 
die Zentralgetvalt gegenüber den Einzelftaaten Recht geben 
und nehmen muß. Aber, meine Herren, Nordamerika bat nicht 34 Fürften.” In den parlamentarijc) regierten Bundes- ftaaten, wie Nuftralien und Kanada, beiteht gegenwärtig die 
Möglichkeit, Verfaffungsftreitigfeiten über die Grenzen der 
Bundes- und Einzelftantsgefeßgebung von dem oberften 
Bundesgericht entfeheiden zu Iffen (Todd, ©. 540f.; Auftra- 
tien Verf., Art. 74), Hingegen gibt e3 hier nicht den Rechts 
[hub bundesverfaf ungsmäßig garantierter Staatöbürgerrechte 
ebenjowenig wie im Deutfchen Reiche, eben weil e8 hier 
ivie dort feine folhe Rechte gibt. Zr den meijten Bundes-
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ftaaten gibt e3 ein vichterliches Prüfungsrecht gegenüber den 
Gefegen. Nur in der Schweiz befteht e3 nicht gegenüber 
QBundesgejegen (Art. 113) und nach der deutfchen Neichd- 
verfaffung eziftiert e8 gegenüber Gejegen der Einzelftanten 
nur infoweit, aß e3 dem Grundfaß der Berfaffung (Art. 2), 
daß Neichsrecht Landesrecht bricht, zur Durchfegung dient. 

b) Streitigfeiten der Staaten untereinander und ztoifchen 
Einzel- und Bundezftaaten find in den meiften Bundesver- 
faffungen der Bundeögerichtsbarkeit überiviefen (Schweiz, 
Art. 110 und Art. 113; Vereinigte Stanten, Art. 3, Set. 2, 
$ 1; Meriko, Art. 98; Argentinien, Art. 100; Brafilien, 
Art. 59, Ziff. le und Art. Ob u. e; Venezuela, Art. 94, 

Bf 8u.9), doc find hier geriffe Grenzitreitigfeiten der 
Staaten untereinander Schiedögerichten überwiejen; Kanada 
fiehe Todd aa. D.; Auftralien, Art. 75). Im Deutichen 
Reich, aß einem monarchifchen Bundezftaat, ift die Ent- 
[ceidung der hier in Frage ommenden Fälle, insbefondere 
die Erledigung öffentlich-rechtlicher Streitigkeiten zwifchen den 
Eingelftanten, dem Bundesrat überiwiefen (Art. 76, Abf. 1). 
Eine analoge Ausnahme ift durch die Berfaffung von 
Venezuela flr Grenzftreitigfeiten der Staaten untereinander 
feitgefeßt. Darüber entfcheidet nicht daS Bundesgericht, wie 
jonft, jondern ein von der Exekutive ernannter Scieb3- 
gerichtähof (Art. 2 und 126). 

c) Streitigkeiten, die fi) aus dem Bölferverfehr des 
QBundesftantes ergeben, find in den meiften Bundesftanten 
der Yundeögerichtöbarfeit überwiefen. GSelbft im Deutfchen 
Reid), wo diefer Grundfag prinzipiell nicht gilt, find Die 
PBrifen- und Konfulargerichte Reichsgerichte. 

d) Streitigkeiten, bei welchen berechtigtes Miktrauen gegen 
die einzelftantliche Gerichtöbarfeit obmwaltet, 3.8. Klagen wegen 
Zerlegung verfaffungsmäßiget Rechte (Art. 113, Biff. 3 der 
Schweiz u. a.), die Anklage hoher Einzelftaatsfunttionäre
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wegen Gejegezverlegung (Venezuela, Urt. 94, Ziff. 3), die 
unter diefe Gruppe fallenden deutjchen „Verfaffungsftreitig- 
feiten in jolchen Gliedftaaten, in deren Berfaffung feine Be- 
hörde zu ihrer Entfcheidung vorgejehen ift” (nach Art. 76, 
bj. 2 der Reicheverfaffung), welche nicht von dem NReich- 
gerichte, fondern zunächft gütlich durch den Bundesrat aus- 
geglichen, fonft aber durd) die Reichögefeggebung zur Er 
ledigung gebracht werden, gehören hierher. — Ühnlich werden 
in Megifo Stteitigfeiten zwijchen den oberften Gewalten der 
Gliedftanten auf Antrag einer Partei durch den Senat erledigt 
(Art. 72, Nr. VI). 

Ein Teil der hier befprochenen BundezgerichtZharfeit, ing- 
bejondere die unter c) genannten Streitigkeiten, wo ein 
Staat Partei ift, werden in den meiften Bundesftanten dem 
Bundesgericht zur ausfchlieglihen Kognition übertiefen: jo 
3. ®. in den Vereinigten Staaten (Mt. 3, Seft. 2, $ 2), 
Auftralien (Art. 75), Mexiko (Art. 98) und Schweiz (Art. 110, 
fiehe Burdhardt a.a. D. 6.828), ferner Argentinien (Art. 101), 
Drafilien (Art.59, Tegteres mit der Ausdehnung auf Anklagen 
der diplomatifchen Vertreter und auf Kompetenztonflikte 
wilden Unions- und Staatögerichthöfen oder Gerichtshöfen 
berichiedener Staaten). 

In den volfsfouveränen Staaten befteht außerdem no) 
dn3 Verbot der Delegation der Bundesgerichtäbarkeit oder 
einzelner Teile derjelben an die Einzelftaatsgerihtshöfe. Auz- 
drlidlich Hat diefes Verbot die brafilianifche Berfaffung (Art. 60, 
$1), e3 gilt aber aud) in den anderen voffsfouberänen Bundeg- 
ftaaten, Die auf dem Prinzip Der geteilten Volkfouveränität 
(Unions- und Staatzfouveränität) aufgebaut find. 

IM. Sr allen Yumdezftaaten ift eine mehr oder weniger 
mweitgehende Nechtähilfe der Einzelftanten, teils durch Die 
QVundesverfaffung (Deutfchland Art. 4, Ziff. 11, Schiveiz 
Art. 61 und 67, Auftralien Art. 51, Sekt. 24, 25 und 118,
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Vereinigte Staaten Art. 4, Eeft. 1), teils dur) Bundesgefek 
teiß durch vöfferrechtlichen Vertrag der Bundesglieder unter- 
einander borgefchrieben. 

Daß die Bundesgemwalt die Aufficht über ihre eigenen 
Bundesgerichtöhöfe führe und justitia denegata, d. i. Rechts- 
berweigerung verhindere, ift in allen Bundesftanten NRechtens. 
Die weit fich aber diefe Auffiht aus dem gleichen Grunde 
auch auf die einzelitantlihe Gerichtsbarkeit exitredt, ift in 
den einzelnen Bundesftanten verfchieden geregelt. Beinahe 
gar nicht vorhanden ift fie in den Vereinigten Staaten 
und den ihrem Beifpiel folgenden amerifanifchen Bundes- 
ftaaten. Nur in Venezuela ift der Generalprofurator nad) 
der Verfaffung zu diefer Aufficht berufen (Art. 102, Ziff. 1). 
Sn dem Deutfchen Reich fteht diefe Funktion dem Bundesrat 
zu, in der Schweiz (Art. 4) und in Mexiko (Art. 7 und Art. 101, 
Ziff. 1) wacht das Bundesgericht darüber. 

$ 13. Die Finanzverwaltung im Buupdezftaate. 

!. Eozietätwirtfchaft und Staatsrwirtichaft. 
Das harakteritifche Merkmal des Staatenbundes ift, daß 

er feine Bundezfteuern ausfchreiben, feine von den GStaats- 
angehörigen der den Bund bildenden Staaten erheben darf, 
jondern immer der Mitwirkung diefer Staaten bedarf, um 
jih Einnahmen zu beichaffen. Die Differenz der Bundes- 
ausgaben über die Bundeseinnahnten, alfo das Bundespefizit, 
wird durd) fog. Matrifularbeiträge gededt, die nach einem 
beitimmten Maßjtab, meift nad) der Bevölferungzziffer, den 
Einzelftanten auferlegt find. Dieje gelten dem Bunde gegen- 
über al3 die Verpffichteten und mögen felbft zufehen, wie 
fie ihre Quote don ihren Untertanen einbringen. Solche 
Sinanztvirtfchaft nennt man Sozietätstwirtfchaft. In Gegen- 
jab hierzu verlangt der Fdealtypus des Bundesftaats die jog.
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Staatöwirtfchaft der Finanzvertvaltung, d. h. direkte Steuer- 
begiehungen zwifchen Bundesgehalt und Staatsbürger. Dies 
erfannten jchon die Wäter der amerifanifchen Unionsper- 
faffung. So fagt der „Federalist“ (Mr. 23 Hamilton): 
or. . wenn wir ernfllich der Union Kraft und Dauer geben 
wollen, dann müffen wir den nuplofen Plan aufgeben, bloß 
für die Staaten al Kolleftiveingeiten Gefete zu geben; wir 
müffen da3 Bundesrecht tiber die einzelnen amerifanifchen 
Bürger erftreden; wir müffen das faliche Schema der Quoten 
und Matrikularbeiträge, das ebenfo unproftiih wie uns 
gerecht ift, fallen Iaffen.“ 

Freilich hat diefen oealtypus fein einziger Bundezftaat 
der Gegenwart, überhaupt Tein Bundesftant jemal ganz 
erreicht. Gelbft die Vereinigten Stanten, die ihm am nächften 
fonımen, haben für die direkten Steuern, worunter hier be- 
jonders Grund- und VBermögenzfteuern veritanden werben, 
das Shftem der Quotifierung mwenigftens nad) dem Wortlaut 
der Verfafjungsurfunde (At. 1, Seft.9, $ 3) aufrechter- 

: halten. Steilich nicht in dem Sinne, al ob die direfte Be- 
ziehung in der Steuererhebung zwifchen Bundesgewalt und 
Untertan aufgegeben wäre, aber jedenfall in dem Ginne, 
daß der Steuerbetrag auf die einzelnen Giedftanten nad) 
ihrer BVevöfferungsziffer aufgelegt und diefer Quote ent- 
Iprechend der Gteuerfuß für jeden Staat berjchieden angefegt 
wird. Mo aud) hier ift die divefte Steuerbeziehung in Rüd- 
licht auf die Veranlagung nicht erreicht. Das macht, daß Die 
Steuern diefer Kategorie hier abfolut unpraftifd, find. Sr 
den übrigen una befannten Bundezftanten, die dem amerifa- 
nifhen Typus nicht folgen, ift aber die Sozietätäwirtfchaft 

ı auf jeden Fall erhalten. Hauptfächlich betreffs der Bundes- 
einnahmen. Der Grund Hierfür liegt meift darin, daß die 
Gliedftaaten bei den immer höheren Anforderungen, die an 
einen modernen Staat geftellt werden und in Anbetracht der 

| Haticef, Allgemeines Staatiredit IT. 9
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- Zatfache, daß die Bundesgewalt die Tendenz hat, alle er- 
giebigen Steuerquellen an fich zu ziehen (eine Tendenz, die 
ion den Vätern der Union nicht fremd war, „Federalist‘‘ 
Nr. 31), immer unfähiger werden, den neuen Anforderungen 
zu entjprechen („Federalist“ a.a.D.: „Uber eine unbegrenzte 
Steuergewalt in der Union Far und wird mahrfcheinlich Die 
Gliedftaaten der Möglichkeit berauben für ihre Staat3bedürf- 
niffe vorzufehen.”). Daher muß die Bundesgemalt gemiffe 
Bundeseinnahmen entweder mit den Gliedftanten teilen oder 
ihnen ganz überweifen, tva3 mur nach der Gejelfjchaftsrechnung 
erfolgen farın. Solche Überweifungen finden wir daher im 
Deutfhen Neid) (Neichöfinanzreforn von 1906), Schweiz 
(Act. 30, Art. 32—39 der Verfaffung), ferner im Common- 
mwealth (Urt. 87—96 der Verfaffung), in Kanada (fiehe 3.8. 
British North America Act 1907 und Art.118 der Verfaffung), 
Brafilien, Hier mit der Befchränfung auf den Falt öffentlicher 

Not des Gliedftant3 (Art. 5 „em caso de calamidado publica“) 

und Venezuela (Art. 27 der Berfaffung). 
Das ausfchlaggebende Kriterium für die Gozietätätwirt- 

haft ift die Eimichtung der Matrilularbeiträge der 
Gfiedftaaten zur Dedung des Defizit? im Bundesbuöget. 
Borgefehen find folhe in den Verfaffungen de3 Deutichen 
Reichs (Art. 70), der Schweiz (Art. 42f.), Commonwealth of 

Australia (Seft. 105), in diefem Bundeztante nur in der Be- 
fchränfung, daß fie zur Dedung ihrer vom Bunde über- 
nommenen Schulden und deren Zinjen erhoben werden jollen. 

Die Sozietätswirtichaft ift ein notwwendiges Übel, wie wir 
fehen, aber ein Übel immerhin. Der Grund hierfür Tiegt 
darin, daß gewöhnlich nur die Bevölferung al Schlüffel der 
borzunehmenden Gejelffhaftsrechnung und Aufteilung der 
Überweifungen refp. Matrifularbeiträge vertvendet twird. ft 
aber der Bundezftant groß, die Verfchiedenheit in der Er- 
werb3möglichfeit und dem Wohlftand der einzelnen Glied-
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ftaaten beträchtlich, fo wirkt die Sozietätswirtfchaft des 
QBundesfiants al eine Höchft ungleiche Befteuerung der 
Bundesitantsblirger und widerfpricht jo den notivendigften 
orausfegungen jeder georbneten ftaatlichen Steueriwirt- 
Ihaft. Sie bildet eine fchtvere Belaftungsprobe de3 Bundes- 
ftaatsgedanfens. Zu der Schiveiz, two Art. 42 die Aufteilung 
der Matrifularbeiträge „Vorzugäweile nad) Maßgabe ver 
Gteuerkraft" der Kantone anordnet, ift die Sache infofern 
beffer geregelt, al durch Vundesgefes vom 9. März 1875 
(in Kraft erhalten durch ein Gefeg vom 5. April 1895) an- 
georonet ift, daß die Kantone in acht Rlafien zerfallen, deren 
erite 10 Gentime3 und deren Ießte 90 Centimeg pro Kopf der 
Vevölferung a3 Matritularbeitrag zu zahlen Hat. Freilich 
jind hier feit 1849 die Matrikularbeiträge niemal erhoben 
worden (Burdhardt, ©. 380). 

I. Grenzen und Schranfen des Bundes- und Stiedftantes 
in der Finanzverwaltung. 

Nur Bundezftaaten mit einer idealen Höhe von Volls- 
wohlftand merden e3 verfäumen, die Grenzen ziwifchen bundes- 
und gliedftaatlicher Steuergetvalt abzufteden. Ye ärmer der 
Bundesftaat ift, defto forgfamer wird er die gegenjeitigen 
Örenzen beider Getvalten firieren müffen, je wohlhabender er 
üt, defto weiteren Spieltaum wird er entiveder der Bundes- 

- gemalt oder der Gliedftantögemwalt oder beiden laffen können. 
sm allgemeinen ift fetzuftellen, daß in allen Bundesftaaten 
die Einnahme von Grenzzöflen ausichlieglih Sache der 
QBundesgemalt ift (Reichsverf. Art. 38, Schtweiz Art. 42, Union 
Art. 1, Geft. 8, $ 1 in Verbindung mit Seft. 10, $ 2, Brafifien 
Art. 7, Nr. 1, Argentinien Act.67, Biff.1, Merilo Art. 72, Nr. IX, 
Venezuela Art. 7, Nr. 11; Auftralien, vo die Einnahmen aus 
den Zöflen zu?/, an die Einzelftanten zu zahlen findu, nd Kanada 
Art.91, Fiff.3). Im übrigen find dreiShfteme derAbgrenzung 
bon Bundes- und Gliedftantzfteuergemalt zu unterjcheiden. 

9%*
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1. Entiveder find die Gliedftaaten auf gewifje Einnahmen 
ausschließlich angeiiefen, z. B. in Venezuela (Art. 7, Nr. 27) 
und Kanada (Art. 92, 3.2). 

2. Over e3 fleht die unbefchränfte Steuergemwalt forwohl 
dem Bundesftant wie dem Gtiedftaat zu, ausgenommen be- 
ftimmte Steuern, die Der einen oder anderen Stantögewvalt 
auzfchließlic zugemielen jind. Dies ift der Fall in allen 
übrigen oben nicht genannten Bundesftaaten; in der Union, 
im Deuifchen Reich, in der Schweiz (ro Art. 42, fiehe 
Burdhardt a. a. D.378), Meriko, Argentinien und Auftralien. 

3. I Brafifien find gemwiffe Einnahmen der Einzelftaaten 
augjchließlich der Bundesgewalt durch die Verfaffung über- 
wiejen. Andere können für beide durch einfaches Gefeb ge- 
Ichaffen werden (Art. 7, 9, 12). 

Diefe? judieium finium regundorum, wie wir e8 eben be- 
fchrieben haben, dient nur zum Schuß der mirtjchaftlichen 
Kraft des Steuerbürgerd und der beiden Stantögemwalten 
(Bundezftaat und Gfiedftaat). Zum Schube der durch die 
Verfaffung den Einzelftanten zugefchriebenen Autonomie 
dienen aber nod) folgende Schranfen, die der Bundesgemwalt 
:gefest jind: 

1. Ausgaben, welche nicht der Durchführung der ver- 
faffunggmäßigen Bundesfompetenz dienen, dürfen nicht ge- 
macht werden. Die Union (Art. 1, Selt.8, $1) und die 
nad ihrem Mufter geformten amerikanischen Nepublifen 
haben aber Diefe Schranfe nicht anerfannt, und fie taten recht 
daran, denn felbft diejenigen Staaten, welche wie das Deutjche 
Reich (fiehe Hänel, I, ©.381F.), die Schweiz (Aıt.23, 24, 27), 
Kanada (Art. 92, Nr. 10), Argentinien (Art. 67, Biff. 8) und 
Auftrafien (Art. 96 und dazu Moore, ©.1%) jenen Sat aner- 
fennen, gelangen Doc) dahin, ihn des öfteren nicht zu tefpef- 
tieren (Hänel a. a. DO., Moore a. a. D., Bundhaidt a. a. D. 
©. 382).
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2. Die Bundesgewalt darf duch ihre Finanzwirtichaft 
nicht da3 Gelbftverwaltungsrecht der Einzelftaaten fchmälern 
oder in einzelnen Partien zu vernichten fuchen. Daher ift 
die Aufftellung bon Gejegen, welche die Gerichtögebühren 
der Einzelftanten regeln, in der Vereinigten Staaten un- 
zuläffig, da Hier die Ordnung des Gerichtäwejenz nicht Sache 
der Bundeögewalt ift (Rechtzfall Fifield v. Elofe in Thayers 
Cases on Constitutional Law II ©. 1375ff.). In Brafilien find 
diefe Gejege ausfchlieglich in der verfaffunggmäßigen Kom«- 
petenz des Gfiedftaats (Art. 9, Ziff. 1). Anders im Deutjchen 
Neich, wo die Durch das „gerichtliche Verfahren” bedingten 
Gebührenordnungen, obwohl fie ftaatlihe Verwaltungsafte 
des Sliedftant3 regeln, vom Reichögefeßgeber erlaffen werden. 

Hier hat das Reich feine dur Art. 4, Ziff. 13 gededte 
Kompetenz. 

3. Die Bundesgewalt darf die Einzelftaaten nicht ungleich 
belaften. Diejer Grundfaß ift in den meiften Bundezftaaten 
in der Berfafjung ausgejprochen (Union Art. 1, Seft.8, $1 
Schlußfa; Auflralien Art. 51, Ziff. 2; Argentinien Art. 67, 
Ziff. 2; Brafilien Urt. 7, $2). Ir der Schweiz ift Die Gleic)- 
heit der Befleuerung aller Bundesbürger durch Aıt. 4 ge- 
fihert (Burdhardt, ©. 90f.), der die gleiche Belaftung aller 
Ghedftanten gewährleiftet. Aber ihr Prinzip gilt aud) dort, 

. wo fie nicht ausdrüdlich ausgefprochen ift, inöbefondere im 
‚ Deutjchen Reich (Hänel, I, ©. 385f.). 

Wie der Bundesgemwalt, jo find auch der gliedftaatlichen 
Steuergewwalt Schranken auferlegt. Zunädjft darf Tein 
Stiedftant ohne bundesgefeslihe Ermächtigung das DVer- 
mögen oder die Unternehmungen de3 Bundes mit öffent 
fichen Abgaben belaften. Das gilt zunäcit für das Deutjche 
Reid) (Hänel, I, ©. 367). Zr den übrigen Bundesftaaten ift 
e3 gewöhnlich derart erweitert, daß der Bund weder das 

‚ Vermögen noch die „Agenten“ der Gliedflaaten befteuern
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darf, und umgefehrt die Einzelftantsgewalt nicht Die des 
Bundes (Union fiehe Story 8 1032ff., Cooley, Constit. Limi- 
tations 5 ed. &. 597Ff., Auftralien Aıt.114, Kanada Art. 125: 
hier allerdings feit dem Necht3fall Bank of Toronto v. Lambe 
nicht mit Bezug auf die provinzielle Befteuerung der Domi- 
nion Agencies, die aljo zuläffig ifl; ferner Brafilien Art. 10). 
Die Berfaffung von Venezuela fchreibt aber bloß vor, daß 
die Gliedftaaten die Bundesbeamten nur mit jenen Ver- 
pflichtungen belaften dürfen, die diefen aus ihrer Eigenfchaft 
aB Gtiedftaatsangehörige ermacjjen können (Art. 7, Ar.21) 
und nur injofern, aB diefe Verpflichtungen nicht mit dem 
Bundezftaatsdienft unvereinbar find. VBeltenerung wäre aljo 
zuläffig. 

IH. Die Einheit des Zoll- und Handelögebiets. 
Eine andere Gruppe von Schranfen der gliedftaatlichen 

Steuergewalt ergibt fi) au der in allen ‚Bundesjtants- 
verfaffungen anerkannter Tatfacdje, daß das Bundesgebiet 
ein einheitliches Zoll- und Handelögebiet fei. Daraus folgt 
zunädft: 

1. Snnerhalb des Bundesgebiet? dürfen feine Birmen- 
zölle erhoben, wenn nicht ettva der Bundesftaat e3 gejtattet 
(Hänel, Deutjches Staatsredht I, ©. 677; Art. 33 der Neich3- 
verfaffung; Union Art. 2, Sekt. 10, 82; Schweiz Art. 28; 
Auftralien Art. 90; Kanada Art: 92 (2); Mexiko 112, Nr. 1; 
Brafilien Art. 7, Ziff. 1: doc) kann hier jeder Gfiedftant Aus- 
fuhrzöffe auf die innerhalb feines Territoriums produzierten 
Gegenftände legen Art. 9, Ziff. 1; Argentinien Art. 9f.; 
Venezuela Art. 7, Ziff. 13). 

2. Die Gthredftaaten dürfen gewöhnlic, Teine Ausfuhr, 
Einfugr- und Durdjfuhrwerbote erlaffen. Eine Ausnahme zu- 
gunften rein polizeilicher Maßnahmen wird in einigen Bun | 
deöftaaten, 3. B. in der Schweiz (Burkhardt, ©. 260), in der | 
Union (Freund, Police Power, 190%, ©. 49. 58. 284) und
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aud) im Deutichen Reich Fraft reichögefeßlicher Ermächtigung 
(Hänel, I, ©. 678), gemacht. 

3. Auch) die Verbrauchsbefteuerung der Einzelftgaten muß 
fich innerhalb gewiffer Schranfen halten, weil font allzuleicht 
diefe Steuern den Charafter von Birmenzöllen getvinnen 
fönnen. Diefe Schranken können von der Art fein, daß, wie 
in Kanada und Auftralien (Art.90), die Verbrauchöbefteuerung 
durd) die Gliedftanten überhaupt ausgefchloffen ift, oder dag 
fie zuläffig ift tie in andern Bundezftaaten, nur mit der Be- 
[hränfung, daß fein Unterjchied äwilchen den gliedftants- 
fremden und gliedftaatseinheimifchen Waren, die im Bundes- 
gebiet verfertigt find, gemad)t werden darf (fo in der 
Union, in der Schweiz, im Deutfchen Reich). yn Brafilien 
ift die VerbrauchSbefleuerung von gliedftantsfremden brafifia- 
nifchen Waren ausgefchloffen (Art. 9, $ 2). Sm Deutfchen 
Reich befteht noch die bejondere Schranfe, daß nur beftimmte 
Gegenftände der VerbrauchSbeftenerung durch die Einzel- 
ftaaten unterzogen werden dürfen. Sm manchen Bundes- 
ftaaten ift eine befondere Form der Erhebung diefer Ber- 
brauchäfteuerm verboten, jo 3. B. in der Schweiz (Burd- 
hardt a. a. D. ©. 359) und in Argentinien (Art. 108) die 
Erhebung alB Grenzfteuer. 

4. Da aud) die ungleiche Befteuerung und Gebühren 
erhebung für die Benukung von Verfehrmitteln gleich 
Pinnenzöffen wirken Tann, fo haben beinahe alle Bundes- 
ftaaten Roft und Telegraphie zur Bundesfache gemacht, die 
in eigener und unmittelbarer Vertvaltung des Bumdezftants 
fteht (ausgenommen Brafilien Art. 9, 5 1, Ziff. 2). Aber 
aud) die übrigen Verkehrsmittel, tie Wege, Wafferftraßen, 
Eifenbahnen, Münze, Ma und Gewicht, Banknoten find in 
allen Bundesftanten zum mindeften unter bundesftaatlicher 
Kontrolle und Regelung durch Bundesgejeh. In manchen 
QDundesftanten find diefe Verfehrsmittel fogar Gegenftand
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der allgemeinen und unmittelbaren Verwaltung des Bundes 
geworden. Die wirkt natürlid) auch al Schranke der glied- 
ftaatlihden Finanzverwaltung. 

Die Handelß- und Gewerbefreiheit innerhalb des Bundes- 
gebiet3 — das fei nod) zu Schluß bemerkt — hat in feinem 
der bedeutenderen Bundezftaaten weder im Deutfchen Neich 
nod) in der Union, noch in der Schweiz, den Einzelftaaten bie 
Auflage von Gewerbefleuern verwehrt. Allerdings wären Ge- 
werbemonopole, die der STiedftaat errichten wollte, unzuläffig. 

IV. Das bundesitaatliche Budgetrecht. 
Die rechtliche Natur des Staatshaushaltsgejeges ift im 

monardhifchen Bundesftaat eine andere a im parlamen- 
tarifchen und in diefem mieder eine andere al3 im volls- 
fouveränen. Den evften Gegenjas, den zwijchen monardhi- 
fen und parlamentarifchem Staatsbudget, hat der Staat3- 
rechtslehrer Gerber im Eonftitutionellen Reichdtag des Nord- 
deutfchen Bundes (Bezold, Materialien, II, ©. 559) treffend 
mit folgenden Worten gezeichnet: „Sm wefentlichen läßt 
jich diefe Verfchiedenheit auf folgende beiden Gegenfäße 
zurüdführen. Die eine Anficht geht dahin, daß das fon- 
ftitutionelle Budgetrecht beftehe in der Befugnis der Vol- 
vertretung, periodisch Die Anjäbe de3 Staatshaushalt3 einer 
öffentlihen Kontroffe zu unterziehen, zu prüfen, ob Diefe 
Unfäbe den bejiehenden Gefeten, den gejeßlichen Einrich- 
tungen, den Notwendigkeiten und Nüßlichfeiten des Staats 
entfprächen und in diefer Richtung in einer tiefgreifenden Ein- 
wirkung mit der Regierung den Staat3haushalt zu vequlieren. 
Eine andere Anficht ift folgende. Das Recht de3 Budgets 
fei ein Recht der parlamentariichen Macht, ein Necht des 
Parlaments dadurch, daß man periodifch die fäntlichen 
Staatöinftitutionen in Frage ziehen fönne, eine politische 
Einirfung zu äußern und gegenüber der Regierung die 
Stellung de3 Parlaments in feiner ganzen Machtfülle zur -
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Geltung zu bringen .... die Verabfehiedung des Etatz it überhaupt nicht Sache der Gejeßgebung, fondern, wenn auch immer legislative Faktoren aufammentvirfen, mefentlich Sadje der Verwaltung”. Daraus ergibt fich deutlich der Gegen- 
fag: im deutfchen monarifchen Yundezitant ift das Gtatz- 
gejeb bloß Verwaltungsaft und Wirtfhaftzplan in der Zorm de3 Gefeges, wobei da3 Parlament nur den Rahmen gibt, der durch die Exekutive ausgefüllt wird, im parlamentari- jchen Bundezftaat ift er NRedtöfagung tvie jedes andere See, aber auch zugleich ein Stüd aktueller, ftet3 twirf- 
jamer Verivaltungstätigfeit des Parlaments jelbft. Daraus folgt, daß im monacdhifchen Bundezftaat die durch Ge- jeße angeordneten Snftitutionen nicht in Frage geitellt wer- den dürfen, daß die zu ihrer Erhaltung notwendigen Ein- 
nahmen und Ausgaben gemacht werden müffen, während im parlamentarifchen QBundezftant eine regelrechte Budget- 
verweigerung und, wie Gerber treffend fagt, ein sttftage- 
ziehen fämtlicher Staatzinftitutionen” vorfommen kann. Biwar find aud) in den parlamentarifch regierten Bundesftanten ge- 
wife Ausgaben, wie Schuldenzinfen, Gehalt de3 General- 
gouberneuns, Koften der Steuererhebung ufw. auf den consolidated fund geiviefen, d. h. permanent, aber der größte 
Zeil der Ausgaben und mitunter der Einnahmen unterliegt 
jährlicher Parlamentsbemilfigung (Kanada Art. 103-106, 
Auftrafien Art. 66, 81, 82, 89; |. Moore, ©. 188, 1%). 

Sn den bvolffoueränen Bundesftanten ift e3 wieder 
anders. Sn der Union und den ihr folgenden amerifanijchen 
Republifen ift die Appropriationsafte, die allerdings nur 
Ausgaben vorfieht, „law“, Rechtsfah (Art. 1, Seft. 9, 57: 
„appropriations made by Law...“). Aber auch die Gefebe, 
weiche die Einnahmen anorönen, find Nechtsfäge. Im 
Jahre 1895 verfuchte der oberjte Rechnungsbeamte der Union, 
der Comptrollor Borvler, die Verweigerung einer Zuder-
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prämie, weil er da3 Finanzgefeb, das die Zahlung anordnete, 
für verfaffungstwidrig Hielt. Er wurde aber zur Zahlung 
durch den Supreme Court angehalten (Hart, Actual Govern- 
ment, ©.416), und zwar mittelß Mandamus, ein Rechtsmittel, 
da3 nur zum Schuße fubjeftiver Nechte dient. Terner 
ft in der Union, wie in den parlamentarifchen Bundes- 
ftaaten, die Budgetverweigerung ohne weitere Rüdjicht zu- 
läffig (Woodburn, American Republic, 1903, ©. 307). Nur 
die permanenten Ausgaben, die etiva ein Drittel der Aus- 
gaben überhaupt ausmachen, fofern fie ihrem Betrag und 
ihrer Art nach durch Gefeß bereits firiert worden find, fönnen, 
ja müffen für den Fall einer Budgetverweigerung, dennoch 
gezahlt werden und die fie zahlenden Beamten find von aller 
Verantimortung frei. Go gelten die gefehlichen Beamten- 
befoldungen immer al „permanent appropriations“ (United 
States versus Langston, 118 U. 8. 389). Der Unterfchied 
gegenüber den parlamentarifchen Bundezftaate befteht nur 
darin, daß hier die Budgetverweigerung Mittel zur Durch 
jegung der vom Unterhaufe ftändig geübten Berwwaltungs- 
tätigfeit ift, während fie in den Vereinigten Staaten al 
Tonftitutionelle Waffe gegenüber den Übergriffen des Senats 
und des Präfidenten angejehen tird (fiehe „Federalist“ 
Nr. 66, ©. 443 und Nr. 58, ©. 387 „This power over the 
purse may, in fact, be regarded as the most complete and 
effectual weapon with which any constitution can arm the 
immediate representatives of the people... .“). 

Einen verwandten, aber nicht ganz gleichen Standpunft 
nimmt die Schweiz ein. Hier ift zwar das Budget nicht 
Rechtsfas, alfo nicht Gefek im materiellen Sinn, aber e3 ift 
auch, nicht wie im Deutfchen Reid) Gejeg im formellen Sinn, 
da e3 nicht dem Referendum unterliegt. 3 ift ein ungebunde- 
ner Berwaltungsaft der Bundesverjammlung (Mit. 85, Ziff. 
der Verfaffung). Die Bundesverfammlung ift Hierbei nicht
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durch Gejege, ja nicht einmal durch gefeglich feftgelegte 
Bahlungspflichten gebunden. Burdhardt, der befte Kommen- 
tator der Schweizer Verfaffung, jagt (S. 753): „Die Bundes» 
berjammlung Tann auch gefeglich borgefchriebene, ja privat- 
rechtlich gefhufdete Ausgaben vertveigern, wenn der Staat, 
vielleicht durch anderweitig dringende Anforderungen, die 
Ausgaben nicht zu Teiften vermag. Dadurch enthebt fie aller- 
dings den Staat der Bahlungspflicht nicht, fondern fie ver- 
bietet dem Bundesrat die Bahlungspflicht zu erfüllen... 
Der Richter Tann den Staat wohl zur Bahlung verurteilen, 
wenn ber Staat die Zahlungspflicht beftreitet, die Vollziehung 
de3 Urteils Yiegt aber in der Hand der QBundesverfammlung.” 

V. Einnahmen- und Ausgabenberwilfigung; Rechnungs- 
legung. 

Sn alfen Bundesftaaten findet die endgültige Feitftellung 
de3 Etatögejebes alljährlich durch die Bundezlegislatur Statt, 
€ ift au der Notmendigfeit aljährkicher Etatzfeftftellung 
Teineswegs die Schlußfolgerung zu ziehen, daß fie unmittelbar 
bor Beginn jedes Rechnungsjahres erfolgen müffe, e3 Tann 
der Etat für mehrere Etatsjahre in einer Sigung3periode 
voraus fefigeftellt werden, fo im Deutfchen Reich (allerdings 
nur in für jeden Etat befonderen Gefegen: Laband, Deutfches 
Reihäftantsrecht in „Öffentliches Recht der Gegenw.” I, 
©. 394), fo in der Schweiz (Burdhardt, ©. 755), ja felbft 
in der Union. Nur ift hier die Beihränkung ausdrüd- 
lich in die Verfaffung aufgenommen, daß der Etat für 
das Militäuiwefen für feine längere Zeit al zmei Sahre 
feftgeftellt werde (Art. 1, Sekt. 8, $ 12). € it. vielleicht 
nicht ohne Interejfe hier anzumerken, da die jährliche Ein- 
nahme- und Yusgabenbemilfigung in ber Berfaffung des 
Norodeutfchen Bundes und der Reichsverfaffung bon der 
Regierung und den Konferbativen nur gegen da3 Entgelt 
einer auf Jahre hinaus (zunächft Periode 186771 und dann
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1871—74) reichenden Seftftellung des Vriedenspräfenzflandes 
des Heere3 und der damit verbundenen Ausgaben fonzediert 
wurde. Diefe Sicherung wurde al Recht der Krone be- 
zeichnet (Bethufy-Huc im Tonftitutionellen Neichötag des 
Nordd. Bundes; Bezold, Materialien, I, ©. 531). In diejer 
Auffaffung ift wohl auch die Anficht begründet, daß durch die 
Verfafjung des Deutfchen Reichs der Bundesgemwalt ein 
Eriftenzminimum von Heer- und Heereausgaben (Laband 
zu Art. 62 der Reichsverfaffung, dagegen aber Seydel, Kom- 
mentar, ©. 341ff.) garantiert fei, felbft für den Fall, daß 
ein Mifitärgefeg und eine neue Fefiftellung dev Präfenzziffer 
nicht zuftande gefommen wäre. Diefe Anficht entfpricht auch 
wirklich dem monarchifchen Bundesftaat am eheften, wie fic) 
dies auch au8 dem Kontraft mit der entgegengejebten Feft- 
ftelfung der Union, (Art. 1, Seft. 8, $ 12) deutlich ergibt. 

sn parfamentarifchen Bundezitnaten englifcher Provenienz, 
aber auch, in Venezuela ift die Notwendigkeit alljährficher, 
unmittelbar dem Rechnungsjahre borauögehender Etatfeft- 
ftelfung eine unmittelbare Volge des parlamentarifchen Re- 
gierungafyftems und eine Kondentionalregel. 

Was nun die Form, in der das Etatögefeß vefp. die Appro- 
priationsafte zuftande fommen, betrifft, fo Iaffen fi) ent- 
[prechend den drei Arten des Bundesftants drei Shiteme 
unterfcheiden: 

1. Entweder ift vorgefchrieben, daß alle Yinanz- und 
Etatsgefege zuerft im Unterhaufe eingebracht werden follen 
und daß das Oberhaus Fein Amendement anbringen darf, fo 
in Auftralien (Art. 53ff.) und in Kanada (Hier durch parla- 
mentarishe Pragis). Das entjpricht dem parlamentarifchen 
Regierungsfgftem, alfo dem parlamentarifchen Bundes- 
Haate, und drück die Schmwerfraft der Binanz- und gefamten 
Staatsvertvaltung in die Hände de3 Unterhaufes (fiehe mein 
Englifches Staatsrecht, I, ©. 463 fr.)
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2. Ober e3 ift, wie in den volfsfouveränen Bundesftaaten, 
namentlich in der Union, borgejehen, daß alle Vinanzgefege, 
d.h. diejenigen, welche Einnahmen des Bundesftants fichern, 
in der Volffammer ihren Urfprung nehmen müffen, nicht 
fo Die Ausgabenberilligungen (Art. 1, Selt.7, $1 der Uniong- 
verfaffung). E3 war dies eine Konzefjion an die Volk- 
jouveränität im Bundesftant (fiehe Curtis, Constitutional 
History, 1903, I, &©.457). ©o weit ivie da3 englifche Bor- 
Bild aber twollte man nicht gehen und gab dem Senat voll- 
Händigftes Amendementsrecht. Übrigens ift in der Schweiz 
nicht einmal dieje Konzeffion an die Vollfouveränität ge- 
macht, die die Union anerfennt. Stände- und Nationalrat 
fiehen fich bei Finanzgefegen vollftändig gleich (Art. 85, 
gif. 10 der Verfaffung). 

3. Den volfftändigften Gegenjag zum parlamentarifchen 
Bundesftaat bildet der monathijche, nämlich das Deutfche 
Reich. Hier Hat die Theorie, monad; die Zeftftellung des 
Staatöhaushalts durch den Reichstag Fein Aft der Recht- 
fetung, fondern bloß der Verwaltung ift und alle durch Ge- 
fee bedingten Einnahmen und Ausgaben notwendig durd, 
da3 Ctatögefeg anerkannt werden müffen, gerade das Gegen- 
füd zur parlamentarifchen Regierung des Unterhaufes er- 
zielt. Sie legt den Schwerpunkt der Finanz- und Gefamt- 
verwaltung in die Hände des Bundesrats, der mitunter in 
der Feflftellung der Ausgaben aud) über die Reichöverfaffung 
hinausgeht (fiehe das Veifpiel bei Hänel, I, ©. 381: 
„Subvention zur Beobachtung der beoorftehenden Sonnen- 
finfterni3"), 

VI. Aud) die Rechnungsfontrolfe ift entfprechend den ver- 
Ihiedenen Arten der Bundesftanten berichieden. Eine Nec;- 
nungsfonttolfe und Erteilung der Entlaftung durd) die Bundes- 
fegislatur fchreiben beinahe alle QVundesftantsverfaffungen 
bor (4.8. Deutfche Reichsverfaffung Art. 72; Schweiz Art. 102,
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3iff. 14; Union Urt. 1, Sekt. 9, 5 7). Aber die Mitwirkung 
der Legisfatur ar der Rechnungsfontroffe ift eine verichiedene. 
Am größten ift fie natürlich unter der Herrjchaft des parla- 
mentarijhen Regierungzfyftens, ıvo fie zu einer parlamen- 
tarifhen Verwaltung führt (fiehe mein Engl. Stantsrecht, I, 
©. 574). Die Monita werden durch eine unabhängige Nech- 
nungsbehörde gemacht und das Parlament tejp. Unterhaus 
entjcheidet durch fein Committee of Public Accounts ernd- 
gültig darüber (fiehe in Kanada C. of Printing P. A.; Munro, 
Constitution of Canada, 1889, ©. 155). Am geringften ift 
die Teilnahme der Legisfatur an der Rechnungsfontrofle im 
monochiihen Bundezitaat, im Deutfchen Reich. Hier be- 
Tchränkt fie fich nur auf jene Pofitionen, die vom Neichötage 
beichloffen worden find (fiehe Laband a.a.D. ©. 407). Sn 
der Union und in der Schweiz wird die Rechnungsfontrolle 
in erjter Jnflanz ztoar nicht durch volfftändig unabhängige 
Beamten — unabhängig insbefondere von der Finanzver- 
iwaltung — wie im Deutfchen Reich und in den parfamen- 
tarifch regierten Bundesftaaten geübt. Dafür aber Fontrolfiert 
die Legiöfatur eingehend die gefamten Staatsrechnungen und 
ift Ießte Snftanz hierfür, wenngleich fie nicht fo wefent- 
lich die Verwaltung beeinflußt wie das Unterhaus in den 
parlamentarifch vegierten Bundezftaaten (für die Union fiehe 
Fairlie, National Government, ©. 49; für die Schweiz fiehe 
„smboden in Neichesberger Wörterbuch der Bollswirtichaft 
verbo: Bundesetat). 

$ 14. Die beivaffnete Macht im Bundezitaate, 

I. Staatenbündifche3 und bundesitaatliches Heereswefen. 
Das charafteriftiiche Kennzeichen der Ttaatenbindifchen 

Heeresvermwaltung ift feine Kontingentsverfaffung. Die ge» 
jamte Heeresorganifation ruht auf dem Kontingente, d.i.
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dem Truppenaufgebot de3 einzelnen Staates, der ohne durch 
die Zentralgetvalt irgendivie fonft in feinem Handeln beftimmt 
zu fein, verpflichtet ift, dem Bunde im Bedarffalle eine be- 

: ftimmte, gefeglich vorgefchriebene Truppenzahl im Verhältnis 
zu feiner Bevölferungsziffer zu ftellen. Sache des einzelnen 
Staates bleibt e3, feine Untertanen zum Mititärdienft heran- 
zuziehen und aß Truppe zu organifieren. Der Bund hat den 
Oberbefegl nur im Kriegzfalle, und zwar erftedt fich diejer 
nur über die Sontingente al3 Ganzes, nicht über Die einzelnen 
Zruppenteile, IoSgelöft von ihrem Kontingente. Dem eal- 
tppu3 de3 Bundesftantes würde nun da8 gerade Gegenteil 
bon alledem entjprechen. Das Heer müßte einheitlich fein, 
d.h. die innere Militätverwaltung müßte von einer einheit- 
lihen Bentralftelle, dem Kriegsminifterium des Zenttal- 
ftaate, geleitet werden. Die äußere Militärvermaltung, d. i. 
die Leiltung und Erfüllung beftimmter militärifcher Pflichten 
durch die Staatöbürger müßte nur dem Zentralftaate gegen- 
über erfüllt werden, die Vermögensverwaltung für Heeres- 
zwede nur Sache des Bentralftantez fein, da3 Gefeggebungs- 
vecht ebenfall3 nur ihm zuftehen. Kurz gefaßt: im Xoealtypus 
des Bundesftant3 ift die Einzelftantögemwalt aus der Militär- 
verwaltung ganz ausgejchaltet, wie dies fchon jegt in allen 
Vundezitanten bezüglich der Flotte der Fall ift, oder zum 
mindeften nur Vollzugorgan des Bundezftaatsrillens fein. 

 Diefem Ypealtypus Tommt betreff3 der Heereövermaltung 
nur der parlamentarifche Bundezftaat, alfo Kanada und 
Auftralien und zum Teil Venezuela (für die Nationalmiliz) 
jede nahe. Sn den beiden anderen Gattungen de3 Bundes- 
ftaat3, dem volfsjouderänen und dem monarchifchen, ftelfen 
lic) der Verwirklichung des Fdealtypus Hindernifje entgegen, 
die in Hiftorifchen Traditionen beider murzeln. 

So fagte auch der Vater der auftrafifchen Bundesverfaffung 
9. Parkes in derSydney Convention von 1891 unter allgemeiner Zur
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ftimmung: „Whatever our views be on other points, Ithink we shall 
all be agreed upon this: that for the defence of Australasia to be 
economical, to be efficient, to be equal to the emergency that may 
arise at any time, it must be of a federal character, and must be 
under one command. I do not mean that the land forces and the 
naval forces shall be under one commander-in-chief; but that 
they should be under one kindred command, that the naval officer 
in command equally with the military officer shall be a federal 
officer, and amenable to the national government of Australia.“ 

Der voffsfouveräne Bundesftant hängt an dem aus der 
puritanifchen Revolution ererbten Vorurteile, daß ein regu- 
läres Heer eine Gefahr für die Volfsfreiheit fei, und geftattet 
nur eine Volkemiliz, die ihrem Wefen nur Sac)e des Einzel- 
ftaate3 fein Fanın, da fie grundfägfich nur auf die Verteidigung 
des Heimatlardes befchränft ift (fiehe „Federalist“Nr.26: „Die 
„dee, Die Getvalt der Legißlatur in der Borforge für die Landes- 
berteidigung zu befchränfen, ift eines von diefen Raffinements, 
telche ihren Urfprung einem Sreiheitdurft danken, der mehr 
hißig aß vernünftig ift“; für die Schweiz ähnliche Motive: 
fiehe Burkhardt, ©. 201). 

sn dem monarhifchen Bundesftante find e3 dynaftifche 
Traditionen, die ebenjo fchwer mie da3 demofratijche deal 
der Volfamiliz auf der Entwicklung de3 Heereötvefens im 
Bundesftaate Iaften (fiehe die Rede des Abg. von Nado- 
wiß in der Sranffurter Nationalverfammlung, IV, ©. 3iöf., 
two das „Recht der Regierungen” gegenüber jedem Zentralifie- 
rungöverfuche des Heermwejens verteidigt wird). 

Zor der großen Anforderung, welche die moderne Kriegs 
technik an die Heeresberiwaltung ftellt, müßte der Bundesftant 
duch Dieje partifulariftifchen Vorurteile in feinen Fundamenten 
ernjtlich erfehüttert werden, wenn nichtgfüclichermweife zwei Aus- 
funftsmitteldarüberhinweghelfen würden: im voff$fouveränen 
QBundezftaate die Einrichtung eines regulären Heeres neben 
der Volfsmiliz (jo in den Vereinigten Staaten, Art. I, Seft. 8, 

|
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$ 12, inder Schweiz, Art. 19sub b, Meriko, Art. 72, Ziff. XVII 
Argentinien, Art. 67, Ziff. 23), in dem monarcdhijchen Bundes- flaate die Überwindung des militäriihen Partifulariemus 
durd) vertragsmäßige Zereinbarungen, fogenannte Militär- 
Tonventionen, Durch welche der fräftigere Gtant das Heer- 
wvefen de3 minderfräftigen zur Verwaltung übernimmt. Im 
parlamentarifhen Bundezitaate ift möglichft große Zentrali- 
jation erreicht. Hier wäre wegen der jedem Einzelitante 
eigenen parlamentarifchen Regierung und der dadurd) be- 
dingten Unterftellung aller Vermaltungszweige unter die 
parlamentarifche Erefutive niemal3 ein I&lagfertiges Heer 
zu eızielen, weil quot parlamenta tot sententiae. Daher 
it die Zentralifation de3 Heerwefeng hier am notwendigften 
(fo in Kanada, Auftralien, Benezuela), 

I. Das heutige Bild der Heereverwaltung in Bundes- 
ftaaten ift folgendes: 

1. Die Gejebgebung betreffend des Heermwejen fteht in 
allen Bundezftanten auzichließlich der Zentrallegislatur zu (jo 
in den Vereinigten Staaten, Art. I, Set. 8, $ 14 und $ 16, 
Militärgefege der Union vom 8. Mai 1792; Meriko, Art. 72, 
Siff. XIX; Schweiz, Art. 20; Deutfches Reich, Art. 4, Ziff. 14 
und Art. 61; Argentinien, Art. 67, Ziff. 23 und 24; Brafilien, 
Art. 34, Ziff. 18; Kanada, Art. 91, Nr. 7; Auftralien, Art. 51 [VI] und 52 [117] der Verfaffung; Venezuela, Art. 52, 
diff. 6). 

2. Der militärifche Obexbefehl über dag ltehende Heer fteht 
in alfen Staaten der QDundezezekutive tejp. einem von ihr er- 
nannten Generalbefehlshaber zu. Über die Bollsmiliz in den 
bolßsfouveränen Bundezftaaten hat nur zur Kriegözeit die 
gentralegefutive die Befehlagewalt (fo in den Vereinigten 
Staaten, At. I, Sekt. 8, $ 15 in Verbindung mit Art. IL, 
Celt. 2; Megiko, Art. 85, Ziff. VI und VII ; in Vrgentinien 
Art. 67, Nr. 24 und Art. 86, Nr. 15 ; Brafilien, Art. 48, Ziff. 3; 

10 | Hatfchef, Allgemeines Staatsret IN.
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Venezuela, Art. 75, Ziff. 6, Art. 80, Nr. 7 und 8, Kanada 

Art. 15; Auftrafien, Urt. 68). 
Diefer Beichränfung des militärifhen Dbexbefehls der Zentral» 

gemalt über die Volf3miliz in volfsfouveränen Bundezftanten ftellt 

fich als Gegenftüd die Bejchränfung deö Oberbejehl3 in monacdhie 

{chen Bundezftanten aus dynaftifchen Rüdjichten gegenüber, 3. 8. ift 

im Deutfchen Reiche der Oberbefehl de3 Deutjchen Kaijers über 

bayrifche Truppen in Friedenszeiten nicht gegeben. 

Das in der Befehlögewalt gewöhnlich eingeichlofjene 

Dffizieremennungsrecht fteht in parlamentarifchen Bundez- 

ftaaten (Kanada, Militärgefeg von 1868, s. 31; Auftralien, 

Defence Act Nr. 20 von 1903, 1-8, Ziff. VII) der Bentral- 

geroalt zu. Indem monacchiichen Bundezftaate ift fie zwifchen 

Einzelftants-und Zentralgemalt aufgeteilt (ebenfoin Venezuela, 

Bundesgervalt für die Nationalmiliz, Gtiedftantögetvalt für die 

Staat3miliz). An den volßjouveränen Staaten befigt die 

Bundezerefutive das unbejchränfte Dffiziegernennungsrecht 

nur bezüglich des ftehenden, regulären Heere3. Dagegen hat 

die Einzelftantsgewalt da3 Ernennungsredht der Dffiziere der 

Vollsmiliz (Schweiz, Art. 21, Abf. 2; Vereinigte Staaten, 

Art. I, Sekt. 8, 816; Mexiko, Art. 72, Nr. XIX, 1vo die Miliz- 

bürger das Recht der Wahl ihrer Offiziere haben; Argentinien, 

Art. 67, Ziff. 24; in VBrafilien, wo nur ein fehendes vegu- 

läre8 Bundesheer befteht, Art. 14). 
3. Die militärische Verwaltung. Die Bermögensver- 

waltung de3 Heeriweiens kommt in dem monardhifhen 

Bundesftante (Deutfches Neid) auf Rechnung der Zentral 

gewalt, deögleichen in den patlamentariichen Bundesitaaten 

(Kanada und Auftralien). In den volsfouveränen ift die 

Vermögensverwaltung des ftehenden Heeres Gacdje de3 

Bentralftantes, die Koften der Miligverwaltung hingegen 

Sache der Einzelftaaten. Doch trägt der Zentralitaat auch 

diefe Koften, wenn ex über die Miliz verfügt. Auc) fonft 

wird dem Einzelftaat vom Zentralftant materielle Beihilfe
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geleiftet (in der Schweiz: Vergütung für die Ausrüftung 
der Refruten, fiehe Burdhardt a.a.D. ©.214 und Art. 20, 
Abj. 3; in den Vereinigten Staaten ähnliche Beihilfe, jedoch 
meift in natura [Waffen!], die alljährlich durch die Appro- 
priationd-Afte der Union feftgejtellt wird, fiehe Bannotyne, 
Republican Institutions in the United States, 1887, 
©. 213f.). Das fogenamnte Sormationsredt, d.i. die 
Srganifation der Truppenteile, fteht in den meiften Bundez- 
flaaten der Zentralgewalt zu. Sunerhalb eines feiten Gefeßes- 
tahmens ift im monarchifchen Bundesftaate dem Kaifer, in den 
bofföfouveränen Bundesftaaten, 3.8. Den Vereinigten Staaten, 
den Einzelftaaten ein größerer Spielraum gegeben. Die par- 
Iamentarifhe Regierungsweife in Kanada und Aufttalien 
unterwirft aber aud) diejed Verordnungzrecht der Kontrolle 
des Parlaments, indem fie Vorlage der Verordnungen und das 
Einfpruchgrecht de3 Parlaments vorichreibt (3.B. Auftralien, 
Defence Act 1%03, s. 124, Nr. 24). 

Das Anfpeltionzrecht über alle Bundes- und Einzel- 
flaattruppen fteht naturgemäß in allen Bundesftaaten ber 
Bundezegefutive zu; desgleihen das Dislolationsredht, 
d.h. die territoriale Verfchiebung von Truppenteilen. Nur 
in den volßfouveränen Bundesftanten erleidet diefer Grund- 
ja betreffs der Volfsmiliz, die prinzipiell über die einzel- 
flaatliche Landesgrenze hinaus nicht in Verwendung fommen 
darf, eine Auznahme. Doch tritt auch hier in Kriegszeiten 
die Hauptnorm in Kraft. Ir Mezifo muß übrigens die Zentral- 
legislatur, d. h. der Kongreß, zu jeder Verwendung der Miliz 
außerhalb des einzelftaatlichen Territoriumg feine Zuftimmung 
geben (Art.72, Nr.20 der Verfaffung). Der Militärunter- 
richt ift in allen Bundezitaaten entiveder einheitlich organi- 
fiert oder erfolgt wenigften nad, einheitlichen Grundfäßen. 

4. Unterden Rechten, die dem Einzelitante in allen Bundes- 
ftaaten gewährt find, ift vor allem dag Recht der Requifition 

10*
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auch Iandezfremder Bundestruppen zur Befeitigung innerer 
Unruhen zu nennen (Art. 66 der Deutjchen Reichdverfaffung; 
Vereinigte Staaten, Art. 16, Seft.4; Auftralien Art. 119 und 
Defence Act s. 51; Megifo, Art. 116; Argentinien, Art. 6; 
Brafilien, vo e3 übrigens nur Bundeztruppen gibt, Art. 6, 
Biff.1; in Kanada fteht das Reauifitionzvecht nur dem Gou- 
verreur von Manitoba zu, fiehe Munto a. a.D. ©.213). Ein 
Gegenftüc zu diefem Requifitionsrecht landeöfremder Bundes- 
truppen, das den Einzelftaaten zufteht, ift das Recht, Die Dislo- 
Yation folcher aus dem Einzelftaatgebiete zu verlangen, wie 
dies die Verfaffung von Venezuela (Art. 112 i. f.) vorjieht. 
Das Recht der Einzelftaaten, Truppen neben den Bunde3- 
truppen zu unterhalten, ift in den voffsfouveränen Bundes- 
Staaten gewöhnlich. Doch ift es hier der Befchränkung ausgefeßt, 
daß der Einzeljtant ohne Bewilligung der Bundesbehörde in 

Sriedenszeiten Teine oder feine eine Marimalziffer über- 
fteigende Zahl ftehender Truppen -halten darf (Merifo, 
Art. 112, Ziff. I; Argentinien, Art. 108; die Verfafjung 
der Vereinigten Staaten, Art. I, Sekt. 10, Nr. 3; Schweiz, 
Art. 13). m dem monarhifchen Bundesitante Deutfches 
Neich (fiehe Hänel, I, 530), forwie in Brafilien (Urt. 14) haben 
fie überhaupt Fein Recht, Truppen neben den Bundestruppen 
zu unterhalten. Desgleihen nicht in Kanada (Art.91, Biff.”). 
Nur in Venezuela, wo die Kontingentverfafjung befteht 
(Art. 108), haben fie ein unbejchränftes Recht eigener Miliz- 
truppen neben der Nationafmiliz (Art. 7, Biff. d, und in 
Auftralien können die Einzelftaaten mit Genehmigung des 

Bundesparlament® Truppen ausheben (Art. 114).
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$15. Die Vertvaltung der austwärtigen Angelegenheiten 
im Bundezitante, 

I. Dem Jpealtypus des Bundesflants entjpriht am 
eheiten, daß al3 vöfferrechtliches Subjeft den Auslande gegen- 
über nur der Bundezftaat mit Ausfhluß der Gtiedftanten auf 
tritt. m Gtaatenbunde Hingegen haben aud) die Gfied- 
flaaten neben dem Bunde eine beträchtliche völferrechtliche 
Celbftänpigfeit. Treffend charakterifierte diefer Gegenfab 
und daS aus der Sdee de3 Bundezftaats fich ergebende Poftulat 
der Abgeordnete Wigard in der Frankfurter Nationalverfamm- 
fung mit den Worten (fiehe Verhandlungen, IV, ©. 2988): 
„Die wefentichften Unterfheidungsmerkmale zwilchen einem 
QVundeztant und einem Staatenbund find aber gerade darin 
zu finden, daß der Bundezftaat, weil er im Völferleben nur 
al ein Staat auftritt, Fein jelbjtändiges Geltendmachen den 
in ihm” begriffenen einzelnen Staaten in der auswärtigen 
Politit zugeftehen Tann, während der Stantenbund, melder 
Icon dem Wortlaute nad) die Vielföpfigfeit feiner oberften 
Verwaltung enthält, eine folhe Vertretung der einzefnen 
Staaten geftatten Tan und bisher bei und geftattet hat.” 
Dementfprechend hat aud; die Frankfurter Reihöverfaffung 
Art. 7FF) die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten 
ausjchlieglic in die Reichöfompetenz verlegt. 

Auch der „Federalift” variiert das Thema mit den Worten 
(Nr. 42, ©. 271): „If we are to be one nation in any respect, 
it clearly ought to be in respect to other nations.“ Freilich 
da3 deal, daS jenes Poftulat darftelft, erfordert unerbittliche 
Verwirfihung nur im parlamentarifc, vegierten Bundes- 
ftaate. Hier würde fonft infolge der Abhängigkeit und Unter- 
ordnung der Verivaltung unter Die Barlamentsherrfchaft die 

- auswärtige Politik, die doc Einheitlichfeit erfordert, nach ver- 
[hiedenen Richtungen auseinandergeriffen merden. Quot
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parlamenta tot sententiae! Daher haben -aud) die parla- 
mentarifeh regierten Bundezitanten, Kanada (Aıt. 132), 

Auftrafien (Art. 51, Abf. 29, fiehe Quick-Garran, Annotated 
Constitution, ©. 934) fowie Venezuela (Art. 7, Ziff. 5), die 
Vertretung der auswärtigen Angelegenheiten zur Bundes- 

fache gemacht, ebenfo aber die Verfaffung des volfs- 

fouveränen Bundezftants Brofilien (Art. 6, Ziff. 1, Art. 34, 

Ziff. 5 und 12, Art. 48, Ziff. 7, 8, 13 und 14). In den übrigen 

Bundesftanten mußte Hiftorifehen Vorurteilen Rechnung ge- 

tragen werden, und ziar in bolffouveränen Staaten der 

einzelftaatlichen Voffsfouveränität, in dem monarchijchen 

Bundesftante, Deutfchen Reiche, der Wahrung dynafliicher 

Rechte in den Einzelftaaten. Das Bild, das Hiernach die Ver- 

mwaltung der auwärtigen Angelegenheiten im modernen 

Bundezftante bietet, fommt am beiten in den drei wichtigften 

Äußerungen de völferrechtlichen Verkehrs zum Ausdrude: 

im Rechte ver Vertragsichliegung, der Kriegshoheit und der 

Aufrechterhaltung diplomatifcher und völferrechtliher Be 

ziehungen. 
II. Das Recht Staatöverträge zu jchfießen. 
Handelsverträge werden im allgemeinen nur von ber 

Bundesgemwalt, niemal® von der Cinzelftaatgewalt abge- 

fchloffen (fiehe 3. ®. Vereinigte Staaten, Urt. I, ©eft. VII, 

Ziff. 3; Schweiz, Art. 8; Megifo, Art. 72, Ziff. IX und Argen- 
tinien, Art, 67, Ziff. 12). 

Sm übrigen ift zu untericheiden: Ein Teil Der Bundes- 

ftaaten, darunter Venezuela (At. 7, Ziff. 6, „A no all 
agregarse ni aliarse & otra naciön“), Mexiko (Art. 111, Ziff. D) 
und Brafilien (Art. 34, Ziff. 12: „Compete privatimente ao 

Congresso Nacional: Resolver definitivamente sobre os 

tratados e convengöes com as nagoes estrangeiras“), verbieten 
jede Vertragzfchliegung der Einzelftaaten mit dem Auslande. 
Khnen gegenüber fteht das Deutjche Reich, das den Einzel-    
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ftanten freiefte Vertragsichliegung einräumt, ausgenommen 
über jene Gegenftände, welche in die auzichliegfihe Kompe- 
ten; der Reichögefebgebng fallen (Laband, Deutjches Staats- 
recht, 4. Aufl. II, ©.156). Zn der Mitte zwifchen diefen Er- 
tremen ftehen die Vereinigten Staaten (Art. I, Set. X, 
$ 1 und 2), die Schweiz (Art. 8 und 9), Argentinien (Art. 107), 
welche den Einzelftanten verbieten, politiiche Verträge, d. }. 
fole von tiberrviegend politiicher Bedeutung abzufchließen, 
dagegen zulafjen, daß die Einzelftaaten VBeraltungsperträge 
ohne jene Bedeutung mit dem Auslande zum Abf fu bringen. 
Sowohl nad) der Verfaffung des Deutichen Reichz, wie nach 
derdergenannten Staaten ift natürlich Borausfegung der Güil- 
tigfeit der genannten Verträge, daß fie nicht dem Bundesrecht 
und den Bundesverträgen widerfprechen. Zur Sicherung diejes 
Unterordnungsverhältniffes der Einzelftantsverträge unter die 
Normen de3 Bundezrechts ift in den meiften Berfaffungen, 
die hier in Betracht fommen, insbejondere in den Bereinigten 
Gtanten und der Schweiz (Art. 85, Ziff. 5) die Zuftimmung 
der Zentralgetvalt, in der Berfaffung von Argentinien (Art. 107) 
menigjtens die Kenntnisnahme der Zentrallegißfatur („cono- 
cimiento del Congreso Federal“) erforderlich. Jr der Schweiz 
fönnen folde Verträge der Eingeljtaaten für diefe nur durch 
die Bundesbehörden abgejchloffen werden (Art. 10). Im 
Deutjchen Reich fehlt &8 an einem folhen Sicherunggmittel 
überhaupt. Die Gerichte allein werden den Grundfab: 
Neichsrecht bricht Landesrecht, zur Geltung bringen müffen. 

Umgefehrt ift aber feine Sicherung der meiften Bundes- 
berfaffungen gegen Übergriffe der Bundesverttagsgemalt in 
die den Cingelftanten vorbehaltene Gejebgebungsiphäre, 
namentlich nicht in den volf3fouderänen Bundesftanten, der 
Schweiz (fiehe Burkhardt, ©. 132ff.) und den Vereinigten 
Staaten (jiehe Rüttimann, Nordamerikanifches Bundesftaats- 
tedt, I, ©.298; Mac Clain, Constitutional Law in the United
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States, 195, ©. 216) gegeben. Für das Deutjche Reich wird 
angenommen, daß die Reichögemwalt nur ber Die der Reichs- 
gejebgebung zufallenden Gegenftände Verträge mit dem Aus- 
Iande abiehließen dürfe (Hänel, I, 540). 

Sr den meiften Bundezftanten ift das Vertragsrecht den 
Einzelftaaten untereinander offen gelaffen. Nur bie Bereinigten 
Staaten von Meziko verbieten e3 augdrüdlich (Art. 111, Ziff.1: 
„Los Estados no pueden en nigün caso: Celebrar allianza, 

tratado 6 coaliciön con otro Estado ni con potencias extran- 

jeras‘). Nur Schug- und Trubbündnifje der Grenzitanten 
gegen äußere Feinde find hier zuläffig. In Brafilien ift ihnen 
das Eingehen politiicher Bindniffe untereinander unterfagt 
(Art. 65, Ziff. 1: „Celebrar entre se ajustes e convengoes sem 
caracter politico“). 

II. Das Recht der Kriegöhoheit. 
Kur dem Bundezftante allein Tann da3 Recht der Krieg- 

führung zuftehen. Ausdrüdich ift diefe Erfiufivität des 
Bundesftaats in dem Aıt. 8 der Schweizer Bundesverfaffung: 
„Ben Bunde allein fteht das Necht zu, Krieg und Frieden 
zu fließen” und in dem Art. 34, Ziff. 11 der Berfaffung 
Brafiliend ausgefprocdhen. Die deutjche KReichiverfafjung 
fehweigt fi) über die Augfchließlichfeit der Reich$kriegführung 
aus, diefe wird aber hier jedenfalls anzunehmen fein (Art. 11). 

Die anderen Bundesverfaffungen laffen das Recht der Krieg- 
führung den Einzelftaaten für den Fall eines auswärtigen Ein» 
griffs und unmittelbar drohender Gefahr, doch verlangen 
fie, ausgenommen die Verfaffung der Vereinigten Staaten 
und die Venezuelas, unverzüglichen Bericht hierüber an Die 
Bundesgemwalt (fiehe Vereinigte Staaten, Art. I, Seft.X, $3; 
Mexiko, Art. 11, Ziff. III; Argentinien, Art. 108; Venezuela, 
Art. 7, Biff. 4: „Los Estados ...se obligan: A defenderse 
contra toda violencia que dane su independencia 6 la inte- 
gridad de la Naciön“); und felbft die Schweiz Tennt das Recht
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des vom Auzfande bedrohten Kantons zur Requifition („Rah- 
nung zu Hilfe” Art. 15) anderer Kantone unter gleichzeitiger 
Anzeige an die Bundesbehörde. Aus der Natur des Bundes- 
verhältniffes folgt von felbft, daß die einzelnen Gtiedftaaten 
untereinander nicht Krieg führen dürfen. Ausdrüdfich aus- 
gejprochen ift dies in einigen füdamerifanifchen YBundes- 
verfaffungen (3.8. Brafilien, Urt. 66, Ziff. 3; Venezuela, 
Art. 7, Ziff. 28), wo e3 übrigens unter den dortigen Berhält- 
nifien durhaus nicht überflüffig erfcheint. 

Aus der Tatfache, daß in der Regel der Bundesftant die 
Kriegführung hat, folgt, daß aud) der Einzelftant niemal fic) 
einer jchied3richterlichen Beilegung von Gtreitigfeiten mit dem 
Auslande ohne Genehmigung des Bundesjtaat3 unterwerfen 
darf. Auc, die fremden Staaten haben die völferrechtliche 
Pflicht, im Falle de3 Gtreites mit einem Gfiedftante fid) zu- 
nächjt wegen de3 Ausgleichs an die dem Gliedftaate übergeord- 
nete Bundesgemwalt zu menden, die, wenn fie den außländifchen 
Anfpruch für begründet Hält, feine Durchfegung auch) wider 
den Willen des Gliedftaats veranlaffen wird und muß. Daß 
dem Bundesftaate aus dem ausfchlieglihen Rechte der Kriegs- 
führung natürlich) auch die Pflicht erwächft, den Einzelftant 
gegenüber dem Auslande zu fehügen, ift jelbftverftändfich, 
zum Überfluffe aber in einzelnen Bundesftaatverfaffungen 
ausdrüdlich ausgefprochen (fiehe 3.8. Deutfches Reich, Art. 3, 
Schlußjag; Vereinigte Staaten, Art. IV, Sekt. 4; Auftralien, 
Art. 119). 

IV. Das Recht des diplomatifchen Verkehr mit dem 
Auslande ift fat in allen Bundesftanten Sache der Bentral- 
ftaatögewalt. Ausdrüctich jpricht bloß die Verfaffung von 
Venezuela (Art. 7, Ziff. 5: „Ni establecer ni cultivar rela- 
ciones politicas ni diplomaticas con otras naciones“) und 

Argentinien (Art. 108 in fine: „ni nombrar 6 recibir Agentes 
extranjeros...“) da8 entjprechende Verbot gegenliber den
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Einzelftaaten aud. In den Vereinigten Staaten wird aus der 
Verfaffungsbeftimmung, wonach Die Bundezerefutive ermäch- 
tigt mird, mit Zuftimmung des Senats Gefandte und andere 
diplomatifche Vertreter zu entjenden (Art. II, Get. 2, $2) das 
gleiche Verbot abgeleitet, ähnlic) in Brafilten (Art. 48, Nr. 12 
und 14) und Meriko (Art. 85, Ziff. II und XI). Aud) für 
die Schweiz folgt Dies aus der Berfaffungsbeftimmung, monad) 
der „amtliche Verkehr zmwifchen den Kantonen und ausmwär- 
tigen Staatöregierungen fowie ihren Stellvertretern nur dur) 
Vermittlung des Bundesrats” ftattfindet (Art. 10, Abf. 1). 
Nur im Deutjchen Reich bejteht für die Einzelftanten mit 
Rüdfiht auf dynaftifche Smterefjen und ihre Vertretung das 
aktive und pafjive Gefandtfchaftzrecht. Dagegen dürfen hier 
(Art. 56) die Einzelftaaten feine Konfuln im Auslande unter- 
halten. 

Das Recht, die Exterritorialität dDiplomatifchen Vertretern 
des Auslarıdes zu gewähren, ift in allen Bundesftanten Sache 
der Bundesgejehgebung. 

Eng verknüpft mit dem Recht des völferrechtlichen Ber- 
fehr3 ifi Die Frage der Fremdengejebgebung in Bundesftanten. 
In allen Bundesftanten ift fie Sache der Bundesgejeßgebung 
(Art. 4, Ziff. 1, Deutfches Neich, hier aber noch nicht durd)- 
geführt und vorläufig leider den Einzelftaaten überlafjen, jiehe 
Laband, Deutfche Juriftenzeitung 1906, S. 61371; ferner Ber- 
einigte Staaten, Axt. I, Sekt. VIII, $ 4; Schweiz, Art. 70; 
Mexiko, Art. 33 und Art. 72, Ziff. XXI; Argentinien, Art. 25 
und Art. 20; Brafilien, Aıt. 34, Ziff. 24; Venezuela, Art. 80, 
Ziff. Se und Art. 8Tf.; Kanada, Art. 91, Sekt. 25 und Auftra- 
tien, Urt. 51, Ziff. XIX). Venezuela hat übrigens aud) die 
Ausnahmebejtimmung getroffen, daß jeder Einzelftaat auf 
Verlangen de3 Nachbarftaats politiihe Flüchtlinge (Aus- 
länder) veranlaffen fann, ihren Wohnfib nur in bejtimmter 
Entfernung von der Grenze de3 verlangenden Staates zu 
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nehmen (Art. 7, Ziff: 29: „A mantener distantes de las 
fronteras & los individuos que por motivos politicos se 
asilen en un Estado, siempre que el Estado interesado 
lo solieite“). 

$ 16. Berfajfungsänderung im VBundegitante. 

I. Der volf3jouveräne und der parlamentarifche Bundes- 
ftaat, der fich ihm nähert, 3.8. Auftralien, nüpfen die Ver- 
faffung3änderung an befonderz erfchwerende Formen. Der 
parlamentarifch-monarchifche Bundezftaat, wie Kanada, läßt 
Verfaffungsänderungen durch einfaches Gefeh herbeiführen, 
Daneben fommen in dem britiichen Typus auch Verfaffungs- 
änderungen durch Gejchäftsordnungsbefchlüffe und Refohı- 
tionen de3 Barlament3 vor (fiehe mein Englisches Staatsrecht, 
I, ©.542ff.). Der fonftitutionell regierte, monarchifche Bun- 
deöjtaat, Deutjches Reich, Hält ziwar den Unterfchied zmifchen 
berfaffungsändernden und einfachen Gefegen aufrecht, verlegt 
aber hierbei ven Schwerpunft in jene3 Organ, das alß Re- 
präfentant der Fürftenautorität gilt, nämlid) den Bundesrat, 
und drüdt den Unterfchied ziwifchen jenen beiden Arten von 
Gejegen in der Praxis noch dermaßen herab, daß eraus dem 
formellen Verfaffunggerfordernis qualifizierter Behandlung im 
Bundesrat ein internum corporis, d. i. ausfchließfich eine An- 
gelegenheit interner Gefchäftsordnung jenes Organ madjt. 
Dadurch) wird der Gegenfaß zwifchen volfsfouveränem und 
monardhiihem Bundesftaate befonders verichärft im Sinne 
ihrer pringipiellen Verfchiedenheit: dort fprechen das ent- 
jcheidende Wort bei Verfafjungsänderungen die Konventionen 
des Gejamtvoffs, Urwählewerfammlungen, Staatslegislaturen 
als Repräjentanten des Volfzfouveräng, hier fpricht das ent- 
heidende Wort der Bundesrat, aß Vertreter und Neprä- 
jentant der Fürftenfouveräne. Und noch einezfeihier erwähnt.
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Der volfsfouveräne Bundezftaat geht von der Doppelteilung 
der Staatzfouderänität aus: Bundez- und Einzeljtantzfouberä- 
nität find gleichmäßig zu [chüßende Grundlagen. Soflmun eine 
Berfaffungsänderung ftattfinden, fo müffen in volfzfouveränen 
Bundezftanten nicht bloß da3 Gefamtvolf, fordern aud) die 
Einzelftanten vor Vergewaltigung gefchüßt meiden. Die 
Öarantie, die hier den Einzelftanten zufteht, ift eine Doppelte. 
Bei Berfafjungsänderungen wid ihnen ein beitinnmender 
Einfluß verliehen. Gewifje durd) die Verträge oder durch) die 
Verfaffung garantierte Rechte Tönnen ihnen durch die Bundes» 
gemalt nur entzogen werden, wenn fie, d. h. der Bolksfouverän 
des Einzelftaats, dem zuftiimmt. 

Hierher gehört in den Vereinigten Staaten die Beftimmung des 
Art. 5 der Verfaffung, toonadh feinem Staat feine gleiche Vertretung 
im Senate ohne feine Zuftimmung entzogen werden darf. Die 
Beltimmung ift al3 Schuß der Einzelftanten gedacht. Der „Federa- 
list“ Nr. 43 fagt (S. 291 ed. Ford): „The exception in favour of 
the equality of suffrage in the Senate was probably meant as a 
palladium to the residuary sovereignty of the States.“ 

Sn Brafilien findet fi eine gleiche Beftimmung (Art. 90, $ 4 
in Berbindung mit $ 1). 

Sn Auftealien ift zu jeder Berfaffungsänderung, welche die 
proportionelle Beriretung eine Staate8 in einem der beiden 
Häufer, oder da3 Marimum der Vertretung eine Staates in der 
Vollzfammer herabmindern, oder die Grenzen de3 Staates er- 
mweitern, einengen oder verändern till, die Zuftimmung der 
Staatswählerichaft nötig. Ebenfo ift fie nötig, wenn diefe eben 
angeführten Beftimmungen duch Berfaffungsänderung befeitigt 
oder verändert werden follen. Die Zuftimmung erfolgt dur 
Meajoritätsbefchluß (Art. 128). 

Sm Argentinien beftimmt Art, 104: „Die Provinzen behalten 
alle Befitgniffe, welche ihnen durch Verträge zur Zeit ihres Bei- 
tritt3 zur Verfaffung referiert find“ („Las Provincias conservan 
todo el poder ... el que expresamente se hayan reservado por 
pactos especiales el tiempo de su incorporaciön‘‘), 

sm Deutfher Reich ift diefe Einflußnahme der Einzel- 
ftaaten auf Verfaffungsänderungen nicht vorgefehen, im 
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Gegenteil ganz abzulehnen, da der monarchijche Bundezftaat 
nicht auf der Doppelteilung der Souveränität ruht. Die 
Rechte der Einzelftaaten gegenüber der Bundeögewalt werden 
ztvar ähnlich gejchüßt, wie in den volffouveränen Bundes- 
ftaaten, aber die Hier erforderliche Zuftimmung zur Ver- 
faffungsänderung (Art. 78, Abf. 2 der Deutfchen Neichg- 
berfaffung) wird nicht durch den Vollsfouverän, fondern allein 
durch den Fürftenfouverän des Einzelftants mit Auzfchtuß 
jeden anderen Staatorgang, z.B. der Einzelftantslegislatur, 
erteilt (Seydel, Kommentar, ©. 428f.). 

I. Die Verfaffungsänderung in den einzelnen Bundes- 
ftaaten. 

‚sn den Vereinigten Staaten und in anderen volfs- 
fouveränen Bundezftaaten, foiwie in Auftralien find befonderz 
erichwerende Formen für die Verfaffungsänderung vorge- 
fehen, in den übrigen Bundezftaaten nicht in dem Maße. 

1. Die Jnitiative zu Verfaffungsänderungen. Sn den 
Vereinigten Staaten geht die Snitiative entweder vom Kon- 
grejje oder von ?/, der Einzelftantslegislaturen (Art. v), in 
Brafilien von %/, der Mitglieder jedes der beiden Häufer des 
Kongreffeg oder von ?/, der Staatälegiöiaturen (Art. 90, 
$1), in Venezuela vom Kongreffe oder von 3/, der Einzel- 
ftaat3legislaturen (Art. 127) aus, in der Schtweiz Kann der 
‚nitintivantrag don 50000 Bürgern ausgehen, neben der 
Snitiative, die aus der Bundesverjammlung refp. einer ihrer 
Abteilungen hervorgeht. In Mexiko (Art. 127), Auftralien 
(Art. 128), Argentinien (Art. 30) farın die Znitiative nur der 
Bundezlegislatur feldft entfpringen. Im Deutjchen Reich ift 
da3 Snitiativrecht beiden Körperfchaften, die an der Gejeb- 
gebung mitivirfen, Reichstag und Bundesrat, zuerkannt 
(Seydel, Kommentar, ©. 413). 

2. Zum Buftandefommen von Berfaffungsänderungen ift 
erforderlich:
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a) Sn den Vereinigten Staaten: Belhluß der Ber- 
faffungsänderung durd) 2/, Majorität jedes der beiden Häufer, 
oder für den Fall, als die Verfafjungsänderung der Snitiative 
der Einzeljtaatslegislaturen entfpringt, der Beihluß einer 
Berfaffungskonvention. Außerdem muß in beiden Fällen der 
Beichluß noch von °/, der Einzelftaatsfegislaturen oder bon 
3/, der in den Einzelftaaten abgehaltenen Stonventionen (je 
nad) Bejchluß des Kongrefjes) vatifiziert werden (Art. 5). 

b) Sn Merilo: ?/,; Majorität aller in der Sigung anwejen- 
den Fongregmitgfieder und Ratififation durch die Majorität 
der Einzeljtaatslegiäfaturen (Art. 127). 

c) m Argentinien: Beichluß einer Verfafjungsfonven- 
tion (Art. 30). 

4) Sn Brafilien: Befchluß beider Häufer des KEongreifes, 
der mit ?/, Majorität nad) Ablauf eines Sahres feit der Antrag- 
ftellung gefaßt worden ift (Art. 90, $ 2). 

e) $n Benezuela: Beichluß des Kongreffes und Rati- 
fifation durch die Majorität der Stantslegisfaturen, wenn die 
Berfaffungsänderung von ?/, der Staatzlegisfaturen verlangt 
wowen ift (Art. 127). Sedoch ift bei Verfaffungsänderungen, 
die der Smitiative des Kongreffes entfprungen find, zur Rati- 
fifation eine qualifizierte Majorität von ®/, der EinzeljtaatS- 
legislaturen erforderlich (Art. 129 und 130). 

f) Sn Auftralien: Beichluß beider Häufer und Ratififa- 
tion durd) die Konventionen der Einzeljtaaten, d.i. Der 
fammlungen aller Perjonen, die im Staate zum Bollshaufe 
wählen. Die Ratififation darf nicht früher aß 2 und nicht 
fpäter dB 6 Monate nad) der Beihlußfaffung durch das 
Bundesparlament erfolgen (Art. 128, Abf.1). Beillneinigfeit 
zwifchen beiden Häufern des Parlaments und nach mißlungen 
Ausgleihungsverfuchen entfcheidet über die vorgeichlagene 
Berfaffungsänderung die Bundeswählerfchaft in den Einzel 
ftaaten, und zivar ift nicht bloß eine Majorität Diefer Staats-
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Tonventionen, fondern auc eine Majorität der gejamten 
Bundeswählerfhaft zum Zuftandefommen der Berfafjungs- 
änderung nötig (Art. 128, Abf. 3 und 5). 

8) Sn der Schweiz ift zum Zuftandefommen der Ber- 
jaffungänderung außer dem Mehrheitsbefchluß der Yundes- 
berfammlung das Bufammentwirken der Schweizer Bürger- 
Ihaft in den Kantonen nötig. Die Mehrheit beider muß 
den Mehrheitsbefchluß der Bundesverfammlung annehmen 
(Art. 123). Bei einer Partialrevifion Tann die von 50 000 Bür- 
gern ausgehende Jnitiative die Gejtalt eines volfjtändig aus- 
gearbeiteten Entwurf? annehmen. In diefem Falle fann 
ähnlich twie in Auftrafien — das übrigens das Schweizer Vor- 
bild Topiert Hat — die Bundesverfanmlung, tvenn fie ab- 
meichender Meinung ift, ausgefchaltet werden, und der Ent- 
twurf wird den Volfe und den „Ständen” zur Annahme vor- 
gelegt (Art. 121, Schlußfaß). Hierbei gilt die Mehrheit der in 
jedem Kantone bei der Volfgabftimmung abgegebenen Stim- 
men al® Standesftimme (Art. 123, Abf. 3). 

h)gm Deutfchen Reiche toird die zu Verfaffungsänderungen 
nötige qualifizierte Majorität der Bundezratzftimmen in 
negativer Form gefordert. Verfafjungsänderungen gelten als 
abgelehnt, wenn 14 Bundesratsflimmen dagegen find. Das 
bedeutet zunächlt ein Vetorecht Preußens, das 17 Stimmen 
im Bundesrate zähft, fodann aber, pofitio ausgedrückt, wenn 
man die gegenmwärtige Gefamtzahl aller Bundesratzftimmen 
(58) in Betracht zieht, daß (1./, Stimmen) mehr al eine 
Dreiviertelmajorität zu einer Verfaffungsänderung nötig ift. 
Sm Deutfchen Reiche tommt aber noch) die Eigentümlichkeit 
Hinzu, daß diefe qualifizierte Majorität, rejp. ihre Feftftellung 
durch die Pragis zu einem internum corporis de3 Bundesrats 
geworden ift. Daher Tommt e3, daß nicht felten die Ver- 
faffung durch einfache Gefeße abgeändert toird, da fein äußeres 
Unterfheidungsmerfmal zwifchen verfafjungändernden und
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einfachen Gejegen vorhanden ift. Nun entfteht die Frage, 
tvie jolche die Verfaffung abändernden einfachen Gejege zu 
behandeln find, wenn fie felbft abgeändert werden follen. Die 
herrjchende Meinung (Laband) geht dahin, daß einfache Ge- 
feggebung genüge. Eine andere Meinung (Hänel) will unter- 
iheiden, ob e3 dem Gefeßgeber wirklich um eine dauernde 
Verfaffungsänderung oder bloß um ein Ausktunftznuittel ad 
hoc zu fim twar, al3 er die Verfaffung durd) das einfache 
Gejeb abänderte. Gefebesinterpretation foll e3 entjcheiden. 
Die Iektere Meinung verdient den Vorzug, denn die exftere 
führt im Endrefultat dahin, daß mit der Zeit die ganze Ber- 
faffung in einfache Gefeße umgewandelt werden Fönnte. 
Doc) glaubt die Teßtere Meinung mit Unrecht, daß e3 auf den 
Willen de3 Gefebgeber3 Hierbei fo viel anfomme. Sn den 
meiften Fällen wird er fogar unbewußt eine Berfaffungs- 
änderung vorgenommen haben. Ein einfaches Gejeb, welches 
zu Unrecht die Verfaffung abändert, ift fein Rechtsfas, fondern 
bloß Kondentionalregel, und es Tommt alfo darauf an, zu 
fragen, marın Diefe Kondentionafregel Rechtöregel wird. Wie 
wir im Eingange diejes Werks (fiehe Bd.I, 82) zu zeigen ver- 
fudt haben, muß hier die Meffung und Wertung des erften 
bon der Berfaffung abweichenden Falles, der zu jener Kon- 
ventionaltegel führt, an den durch das allgemeine Staatsrecht 
aufgegebenen Funftionztgpen vorgenommen werden. Diefe 
Wertung inı Einzeffalle muß da8 pofitine Staatsrecht voll- 
ziehen. 

Ein Beifpiel mag dies ilfuftrieren. 

Dad zum Neichögefeh erhobene Gejeb des Norddeutfchen 
Bundes vom 12. Juni 1869 über die Errichtung eines Oberhandels- 
gerichtS bedeutete eine tiefgreifende Abweichung von der Reichz- 
verfajfung, infofern diefe die Einrichtung eines Gerichts, das 
nicht gemeinfhaftliches Gericht der Einzeljtaaten ift, fondern eine 
Bundes- zefp. Keichsbehörde mit Mitgliedern, die nicht von dem 
Londesheren, fondern bom Kaifer ernannt werden, nicht bor- 

 



  

Die Staatspraris. . 161 

gejehen hat. Stage ift nun, ob diefe Abänderung der Neidhe- 
verfaffung eine bleibende techtägültige Verfafjungsänderung, ob die 
zunädjft nur Konventionaltegel daritellende Berfaffungsänderung 
Redtöregel geworden ift. E3 räumt At, 4, Biff. 13 dem Reiche die 
Zuftändigfeit zur gemeinfamen Gefeggebung tiber das gefamte 
bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren ein. Wenn da3 Reich bon diefer Buftändigfeit Gebrauch macht, dann darf 
e3 nicht in Gefahr fommen, daß auf dem Wege der Gerichtöpraris 
die durch jene Zuftändigfeitsbeftimmung erftrebte Rechtseinheit 
auf den genannten Gebieten vernichtet werde (ähnlich - Triepef, 
Die Kompetenzen des Bundesftaates und bie gefchriebene Ber- 
fafjung, 1907, ©. 189). Der durd) dag allgemeine Staatstecht zu- 
tage geförderte Typus des Verhältniffes von materiellem Recht und 
jormeller Rechtödurchfegung im QBundesftaat ift eben der, daß ohne 
Einrichtung eines oberften Bundesgerichtshofes die Nechtseinheit in den der Bundesitantsfompetenz überiiejenen Rechtögebieten nicht erzielt werden fan. Der Typus zeigt aljo, daß diefe Dinge 
aufammengehören, er det mit anderen Worten die Tunttion eines 
oberiten Bundesgericht? auf. Daher ift das Gefeg vom 12. uni 
1869 Beftandteil der Deutfchen Reichsverfaffung im materiellen 
Sinne. 

&3 Handelt fich hierbei nicht um Auffindung des in folchen 
Zällen nur fiktiven Gefeggeberwillens, daß eine dauernde 
Verfafjungsänderung beabfichtigt tvar oder nicht (mie Hänel 
meint), fordern um eine durch rechtövergleichende Analogie 
geförderte freie Rechtsfindung. 

Hatichel, Allgemeines Staatsreht LI. 11
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Gletjcherkunde v. Dr. Sri Mahadek 
in Wien. Mit 5 Abbildungen im 
Tert und 11 Tafeln. Nr. 154, 

Bilanzengeographie von Prof. Dr. 
Ludwig Diels, Privatdozent an der 
Univerfität Berlin. Tir. 389, 

Ziergeographie v. Dr. Arnold Sacobi, 
Prof, der Zoologie a. d. Agl. Korftak, 
zu Tharandf. Mit 2 Karten, Nr, 218, 

Ränderkunde von Europa von Dr. 
Sranz Heiderich, Prof. an der Export. 
akademie in Wien. Mit 10 Text 
kärfhen und Profilen und einer Karte 

der Alpeneinfeilung. Nr. 62. 
Ränderkunde der aufereursp. Erds 

teile von Dr. Sranz Heiderid, Prof. an 
der _Erportakademie in Wien. Mit 
11 Zertkärthen und Profilen. Tir. 63, 

Randeskunde und Wirtichaftsgeo> 
graphie d. Sejflandes Huftralien 
pon Dr. Kurt Saflert, Prof. an der 
SHandelshodhlchule i. Köln. MIE 8 Abb., 
6 graph. Tabell, u. 1 Karle, Nr. 319, 

Randeskunde von Baden von Prof. 
Dr. D. Sienig in Starlsruhe., Mit 

rofilen, Abbild. u. 1 Karte, Nr. 199, 
— des Königreichs Bayern von Dr. 

DB. Göb, PVrofeffor an der Kgl. Techn. 
Hohfaule Münden. Mit Profilen, 
Abbildungen und 1 Karte. Nr. 176.   

$ 

Randeshunde. der Republik Brafi« 
lien von Rodolpho_ von Shering. 
Mit 12 Abb. u, einer Aarle, Nr. 373, 

— von Britifch» Nordamerika von 
rofeffor Dr. U, Oppel in Bremen, 
tt 13 Abbild. u. 1 Karte, Nr. 284. 

— von Elieh-Roihringen von Prof. 
job 2 in nr. % Dr. R. Rangenbe 

Mit 11 Abbild. u, 1 Karte. Ar. 215, 
von Srankreich von Dr. Rihard 
Neuje, Direktor der Oberrealichufe in 
Spandau. 1. Bändhen. Mit 23 Ab- 
blldungen im Zert und 16 Landidafts- 
bildern auf 16 Tafeln, Nr. 466, 
— 2. Bändden, Mit 15 Abbildungen 
im Sert, 18 Landfhaftsbildern auf 
16 Tafeln u. 1 lithogr. Karte. Nr. 467. 
des Großherzogfums Seffen, 
der Provinz Keffen-Maflau und 
des gürllentums Waldeck von 
auf. r. Georg Greim in Damftadt. 

it 13 Abbild. u, 1 Karle, Nr. 376. 
der Sberijchen SHafbinfel von 
Dr. rip Regel, Profefior an der 
Univerfität Würzburg. Mit 8 Kärl- 
den und 8 Abbildungen im Zert und 

1 Karte in Sarbendruk, Nr. 235. 
der Großherzogtümer Diechlen« 
burg u, d. Sreien_ u. Sanfejladt 
Nübeck von Dr. Sebald Schwarz, 
Direktor der Realfchule zum Dom tn 
Lübeh, Mit 17 Ubbildungen und 
Karlen im Tert, 16 Tafeln und einer 
Karte in Lithographie. Nr. 487. 
von Silerreich- Ungarn von Dr. 
Alfred Grund, PBrofefjor an der Unt« 
verfität Berlin. Mit 10 Tertilluffre- 
fionen und 1 Karte, Nr. 244, 
der aipeinproving von Dr. 3, 
Steineke, Direktor des Realgymna- 
fiums in Effen. Mit 9 Abbildungen, 
3 Kärtchen und 1 Aarle, Nr. 308, 
des Europäißch. Auklands nebfi 
Sinnlands oon Dr. Alfred Philipp- 
on, ord. Prof. der Geographie an der 
niv. Halle a.S. Mit 9 Ubb,, 7 Tert- 

Barfen und 1 lithogr. Aarte. Nr. 359, 
des Siönigreichs Sachen ». Dr. 
g. gemmria), Dberlehrer am Aeal« 
gomnafum In Plauen, Mit 12 Ub. 
bildungen und | Karte, Nr, 258. 
der Schweiz von Profellor Dr. 5. 
Waljer in Bern. Mil 16 Vhblldungen 
und einer Karfe, Nr. 398,



Randeskunde von Skandinavien 
(Schweden, Norwegen und Dänemark) 
von Kreisihulinipektor Heinrich Kerp 
in Areuzburg, Mit 11 Abbildungen 
und 1 Karte. Nr. 202, 

— der Bereinigien GSfaafen von 
Nordamerika von Prof, SKelnrid 

her, Oberlehrer am Ruifenftädfifchen 
ealgymnaf. in Berlin. Mit Karten, 
ig. u. Taf. 2Bde, Nr. 381,382. 

— des Sönigreihs Würlfemberg 
von Dr. Kurt Haffert, Prof. an der 
Sandeishohicähulein Köln. M. 16 Voll- 
bildern und 1 fiarte. Nr. 157. 

Die deufichen Siolonien 1: Togo und 
Kamerun von Prof. Dr. Karl Done 
in Göttingen. Mit 16 Tafeln und 
einer lithographifhen Karfe. Nr. 441. 

Randes- u. Volkskunde Baläflinas 
». Brivatdoz.Dr.O.Höllcer, Hallea. ©. 
Mit 8 VBollbildern u, I Karte. Nr. 345. 

Bölkerkunde von Dr. Michael Haber- 
landt, Privafdozent an der Univerfität 
Wien, Mit 56 Abbildung. Nr. 73. 

Karlenhunde, geihichtlih dargeftellt n. 
&. Gelckh, Direktor der k, k. Nau« 
filcyen Schule, Zuffinpiccolo, $. Sauter, 

rof. am Realgymnafium in Ulm und 
r. Baul Dine, Affiitent_der Gefell- 

Ihaft für Erdkunde in Berlin, neu be- 
arbeitet ». Dr. M. Groll, Kartograph 
In Berlin. Mit 71 Abbild, Ar. 30, 

Mathematijche und 

eifronomifche Biblivigeh. 
Selaicte der Maihematik von Dr. 

. Sturm, Prof. am Obergpmnafium 
in Geitenftelten. Nr. 226. 

Heithmelik und Wllgebra von Dr. 
Hermann Schubert, Vrofeffor an der 
Gelehrienfchule des Gehanneums in 
Hamburg, Nr. 47. 

Beilpielfanmlung zur Zrithmetik 
und WUlgebra von Dr. Hermann 
Schubert, Prof, a. d. Gelehrtenfhule 
des Sohanneums in Samburg, Nr. 48, 

Wigebraifche Siurven v. Eugen Beutel, 
berzeallehrer in Baihingen « Enz. 

1: Kurvendiskuffion, Mit 57 Figuren 
im Tert. Nr. 435. 

— 11: Theorie und Aurven dritler und 
vierter Ordnung. Mit 52 Siguren 
im Te Ar, 856. 

  

  

Determinanien von Baul B. Fityer, 
Dberlehrer an der Oberrealihule zu 
Groß-Lichterfelde. Nr. 402. 

Koordinateniyffemev. BaulB. Siiher, 
DÄberlehrer an der DOberrealfhule zu 
Grop-Rigterfelde. Mit8 Fig. Ar. 507. 

Ebene Gesmelrie mit 110 zweifarbig. 
Siguren von ©, Mahler, Profefior 
am Gynnafium in Ulm, Nr. 41, 

Darftellende Geomeirie von Dr. Rob. 
Haußner, Prof. an der Univerf, Sena. 
1: Mit 110 Siguren. Nr, 142, 

— 1: Mit 40 Figuren. Nr. 143. 
Wahricheinlichkeilsrechnung oonDr. 
gm Ha, Profeffor am Eberhard- 
udwies-Gymnafium i. Stufigart, Mit 

15 Figuren im Text. Nr. 508 
Ebene u, fphärifche Trigonomelrie 

mit 70 figuren osn Dr. Gerhard 
Heffenberg, Prof. a. d. Landwirtfhaftt. 
Akademie Bonn-Poppelsdorf. Tr. 99. 

Stereomelrie mit 66 Figuren von Dr. 
R. Slafer in Stuttgart. Nr. 97. 

Niedere Zlnalyfis mil 6 Figuren von 
&rofeflor Dr. Benedikt GSporer in 

hingen. Nr. 53. 
Bierjfellige Tafeln u. Gegentajeln 

für Iogarithmiiches und Irigono> 
metrifches Rechnen in zwei (arben 
qulammengefteit von Dr. Hermann 

hubert, Prof. an_d. Gelehrtenihufe 
d. Sohanneums in Hamburg. Nr. 81. 

Sänfitellige Yogarithwen von Prof. 
Aug. Adler, Direklor der k. k. Staats- 
oberrealichule in Wien, Ar. 423. 

UAnalytiiche Geoinetrie_ der Ebene 
mit 57 Siguren von Profeffor Dr. 
M. Sinon in Straßburg. Nr. 65. 

Aufgabenjammiung zur analgtiich. 
eomelrie der Ebene mit 32 Sig. 

von DO. Ih. Bürkten, Prof. am Real. 
gymnal. in Schwäh.-Gmind. Nr. 256. 

enaiptifche Geometrie des Raumes 
mit 28 Abbildungen von Profefior Dr. 
M. Simon in Straßburg. Pr. 89. 

Aufgabenfammiun zuranalyfifchen 
eomelrie des Raumes mitd ifig. 

von DO. Th. Bürklen, Prof. am Real« 
gumnel. in Schwäb.-Omänd. Nr.309. 

Söhere Analyfis von Dr. Sriedrid 
Sunker, Prof. am Karlsgymnafium in 
Stuttgart, I: Differentialrechnung 
mit 68 Figuren, Nr. 87. 

— 1: Sniegralrechnung mit 89 $i- 
guren. Ür. 88,
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zsutfärflrafrecht von Dr. Mar Ernft 
Maper, Prof. an der Univerfität Straß. 
burg i, 2 Bände, Nr. 371, 372, 

Das Diszipliner- und Beichwerde« 
recht für Scer und Marine von 
Dr. Mar Ernft Mayer, gen der 
Univerfität Strahburg i. €. Nr. 517. 

Deutjche Wehrverfaflung v. Ariegsge- 
rihtsr. Karl Endres, Würzburg. Nr.401. 

Borenfifche Pinchiatrie von Profeflor 
Dr. Ye Wengandt, Direktor der Irren- 
anftalt Friedrihsberg in Hamburg. 
2 Bändden. Nr. 410 und 411. 

Bolkswirtichaftliche 

Bibliothek. 

ZVolkswirffchajtsiehre von Dr. Carl 
obs. Fuchs, Profeffor an d. Univerl. 
Tübingen. Nr. 133. 

Volhswirlichaftspolitih von Bräfident 
Dr, R. 0, d. Borght, Berlin. Nr. 177, 

Gejchicdhte der deufichen Eifenbahnz 
politik vo. Betriebsinfpektor Dr. Ed. 
win Ked in Karlsruhe i, 8. Nr. 533. 

Gemwerbewejen vn. Dr. Werner Sombart, 
Arofelior an der Kandelshodjichule in 

eriin. 2 Bände. Ar. 203, 204. 
Das SHandelswejen von Dr. Wilh. 

Leris, Profeiior an der Univerfitäf 
Göttingen. 1: Das Handelsperjonal und 
der Warenhandel. Nr. 296. 

— N: Die Efiektenbörje und die innere 
SHandelspolitik, Nr. 297. 

Sarlell und Trufl v.Dr. 6. Tihierfchhy 
in Düfjeldorf. Ar. 522, 

Auswärtige Handelspolitik von Dr. 
Hetnrih Sieneking, Profeffor an der 
Univerfität Zürih. Nr. 245. 

Das Berjicherungswefen von Dr. jur. 
Paul Moldenhauer, Brofeffor der Ber- 
fiherungswifienfhaft an der Handels. 
ochichule Köln. I: Ullgemeine Ber- 
icherungslehre. Nr. 262. 

Berficherungsmalhematik von Dr. 
Alfred Koewy, PBrofeflor an der Unt- 
verfität Sreiburg i.B. Nr. 180. 

Die gewerbliche Arbeiterjrage von 
Dr. Werner Sombart, Brofefjor an der 
KHandelshohichule Berlin. Nr. 209. 

Die Arbeiterverficherung v. Brof. Dr. 
Alfred Nanes in Berlin. Nr. 267.   

Sinanzwilfenichaft von Präfident Dr. 
R. van der Borght, Berlin. I. Al- 
erneiner Teil. Nr, 148, 

-— 1.Bejonderer Teil(Steuerlebre).Nr.391. 
Die Steuerjyfieme des Uuslandes 

von Geh. Oberfinanzrat D. Schwarz 
in Berlin. Nr. 426. 

Die Entwicklung der Reichsfinangen 
von Präfident Dr. R, van der Borght 
en ker er Gropmächt 

© Sinanziniteme der Großmächte. 
(Snternat. Otoals, n. Gemeinde-Finang- 
wejen.) Bon D. Schwarz, Geh, Ober. 
finanzrat, Berlin. 23&G. Nr.450, 451. 

Kommunale MWirtfchaflspflege von 
Dr. Alfons Rick, Magiftraisaffefior 

& in Berlin. ef Dr. 3 
oziolngie von Profefior Dr. Thomas 
Seite in Bremen. Nr. 101. 

Die Entwicklung der fozialen fyrage 
pon Profefior Dr, erd. Tönnies in 
Eutin. Nr, 353. 

Urmenwejen nnd Armenfürforge. 
Einführung in die foziale Stlfsarbett 
von Dr. Adolf Weber, Profefjor an der 
Sandelshochihule in Köln. Nr. 346. 

Die Wohnungsirage vo. Dr. 2. Pohle, 
Brofeflor der Staatswillenihaften zu 
Srankfurt a..M. I: Das Wohnungs. 
wefen in der modernen Stadt, Vr, 495. 

— N: Die ftädtihe Wohnungs- und 
Sodenpolitik, Nr. 496. 

Das Genviienichaftsweien in 
Deuffchland von Dr. Dito Lindedke, 
Sehrelär des Hauptverbandes deuffcher . 
gewerbliher Genofjenihaften, Nr. 384. 

Theologijche und religions- 

wiljenjchaffliche Bibliothek. 

Die Sntitenn ng desilltenZeitantents 
von Lic. Dr. W. Staerk, Profeljor an 
de: Univerfität In Sena. Nr, 277. 

2Aitteffamenil, Religionsgejchichfe 
von D. Dr. Mar Köbr, „Brofelior an der 
Untverfität Breslau. Nr. 292, 

Gefchichte Sirgels bis auf die griehiiche 
Seit von Lic. Dr. 3.Benzinger. Nr. 285. 

Randess u. Bolkskunde Baläflinas 
von Lic. Dr. Guftan Höffcher in Halte. 
Mit 8 Volldildern u. I Karte, Nr. 345, 

Die Entftehung d, enen Teflaments 
von Profeflor Lie, Dr. Carl Elcmen in 
Bonn. Mr. 285, 
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Die Entwicklung der chrifflfichen 
Religion rn des neuen Teita- 
ments von Profefior Lie, Dr. Carl 
Elemen in Bonn, Nr. 388, 

Neufejtamentliche Zeitgefchichfe von 
Ric, Dr. MW. Staerk, pet or an der 
Univerfitäf in Sena, I: Der hiftoriihe 
und kulturgefhichtliche Hintergrund des 
Urdrijtentums. Nr, 325. 

— 11: Die Religion des Sudenfums im 
Zeilalfer des SHellenismus und der 
Nomerherifhaft. Nr. 326. 

Die Entftehung des Talınuds von 
Dr. ©. Sunk in Boskowig. Nr, 479, 

Abrik der vergleichenden Religionss 
suuttenfchaft von Brofejlor Dr. Th, 
Achelis in Bremen. Nr. 208. 

Die Religionen der Nalurvölker im 
Umrib von ®rofeffor Dr. Th. Adelis 

8 a u 449, ichieht 
ndifche eligionsgefchichte von 
Brof. Dr. Edmund Hardy. Nr, 83. 

Buddha von Profefior Dr. Edmund 
Hardy. Mr, 174, 

Bricchifche und römische Wiythologie 
von Br Hermann Steudiny, Rektor 
des Gymmnafiums in Schneeberg. Nr.27. 
tmanifche Mythologie von Dr. G, 
Mogk, Prof.a.d. Univ. Leipzig. Nr.15. 

Die deutiche Seldenjage von Dr. Dto 
Zuitpold Siriezek, Profefjor an der 
Univerfität Würzburg. tr. 32, 

   
   
    

  

   

Pädagogiiche Bibliothek. 

Pädagogik im Grundrik von Profefjor 
Dr. W. Rein, Direktor d. Pädagogiihen 

® hp ver ne neaät Benc. $r 12. 
ei e der Pädagogik von Oberl, 
De 2 Weimer, Wiesbaden, Nr. 145, 

Schulpraris. Methodik der Bolksihule 
von Dr. R, Senfert, Seminardirekior 
in Zihopau. Nr. 50. 

Seihenfchufevon Prof. K,Kimmid, Um, 
it 18 Tafeln in Ton-, Karben- u.@old« 

druck u, 200 Boll-u, Terfbildern, Pr. 39, 
Bewegungsipiele v. Dr. €. Koblraufd), 

RBrofeffor am KAgl. Kaifer Mithelms- 
Gpmnafum zu Sannover, Mit 14 
Abbildungen. Nr. 96, 

    

BSeidjichte_ der Zurnkunft von Dr. 
Audolf Sal, Brh a. König Georg« 

.17 bb. Nr, 504, Gymnaf. Dresden, 
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Gefchichtedes deutfchen Mnlerri is 
mwefens v. Prof, Dr. Sriedrid) Geiler, 
Direktor des König. Gpmnafiums zu 
Rudkau. 1: Don Unfang an bis zum 
Ende des 18. Jahrhunderis. Nr. 275. 

— 11: Bom Beginn des 19. Sahrhunderls " 
bis auf die Gegenwart, Nr. 276, 

Dasdentichegortbildungsichulweien 
nach feiner geihichtlihen Entwicklung 
und in feiner gegenwärtigen Geftalt dv. 
5. Sierds, Direktor der ftädt. Fort 
bildungsihulen Heide, Holftein. Nr.392. 

Die deulfche Schule im Yuslande 
von Hans Amrhein, Direktor d. deuffhen 
Schule in Lütiih, Nr. 259. 

Biblioigek der Kunff. 
Stilkunde von Prof. Karl Dito Sarkmann 

in Stutigart, Mit 7 Vollbildern und 
195 Zertilluftrafionen. Nr. 80. 

Baukunff des Abendlandes von Dr. 
3.5chäfer, Affiftentam Gewerbemufeum 
Bremen. Mit22 Abbildungen. Nr. 74. 

Die Plaftlih des Abendlandes von 
Dr. Sans Giegmann, Direktor des 
Bayr. Nalionalmufeums in Münden. 
Mit 23 Tofen. Nr. 166. 

Die Plaftih feit Beginn de5 19. Jahr» 
underts von U. Heilmeyer, Münden. 

it 42 Vollbitdern auf amerikanijchem 
Aunftdrucpapier. Nr. 321. 

Die graphifchen Fünfte von Carl Kamp- 
mann, R. RR. Lehrer an der k.k. Gra- 
ghilhen Lehr- und PBerjudsanftalt in 

ten, Mit gehlreiden Abbildungen 
und Beilagen, Nr. 75. 

Die Bhotngraphie von $. iehler, Brof. 
an der k.&. Graphifchen Lehr« und Ver- 
Tuchsanftalt in Wien, Mit 4 Tafeln und 
52 Abbildungen, Nr. 94. 

Bibliothek der Mufik, 

Allgemeine Mufiklehre von grotelir 
Stephan Krehl in Leipzig. Ar. 220, 

Bufikalifche Akujtik von Dr. Sarl 
2. Schäfer, Dozent an der Univerfitäl 
Berlin. Mit 35 Abbildungen Nr. 21. 

Sarmonielehre von U. Halm. 
vielen Notenbeilagen. Nr. 120, 

Diufikaliiche Sormenlehre (Som: 
pofifionsiehre)n.Stephanfirehl. I.H. 
Mitvielen Notenbeifpielen. Nr.149,150. 
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